


perspektiven 
ZEITSCHRIFT" FÜR SOZIAUSTISCHE THEORIE 

Antonio Gramsei -
Politische Theorie des Marxismus 

- Sonderheft -

Die Themen: 
Hegemonie, Ideologie, Kultur, Intellek­
tuelle, Partei, Amerikanismus und Ford­
ismus 

mit Beiträ~en von Wieland Elfferding, 
Frank Deppe, Albert Scharenberg, Ralf 
Tertilt, Frank Rentschler, Volker Fint­
hammer, Ralf Fischer, Karl-Heinz Kneffel 

Gie perspektiven erschei~en als organi­
sationsungebundenes Theorieorgan zur 
Wei terent,jJicklung linKer Pali •.ik in der 
8R::::. Umfang jeweils ca. 60 S., Einzel­
reet 5,- Gm, im Ace A,- ~. Das Sonder­
hect ist im Abo e~t~al:en. Bestellungen 
ar1: A. Sc.,arenberg, Wehrdaer Weq 35a, 
355\J l"arbuq. 

SCHWARZER FADEN 
Vierteljahresschrift für Lust und Freiheit 

Der Schwarze Faden will durch Diskus­
sion und Information die Theorie und Pra­
xis der anarchistischen Bewegung för­
dern und verbreiten. Er tritt für die Bele­
bung eines libertären Gegenmilieus 
(Libertäre Zentren, Foren, Föderationen, 
Kulturinitiativen etc.) ein unu versucht 
Geschichte und Kultur von unten leben­
dig zu halten. 

PROBEHEFT GEGEN D~1 2.- IN 

BRIEFMARKEN, ÄNSCHRIFT: 

DIREKTE AKTION 

LAGERSTRASSE 27, 2000 HAMBURG 6 

(Auszugsweiser) Inhalt von Nr.27 * lngrid Strobi/Ursula Penselin 
sind linksradikale Themen 

i .. anschlagsrelevant••? 

* Startbahn - ein paar Wochen 
danach von Lupus * Amnestie-Debatte von Klaus 
Bittermann u.a. * Kulturkritik II von Herby Sachs * Geschichte des IWF von Detlef 
Hartmann * V~rfall der Arbeit von Wolfgang 
Haug * lnt. m. Murray Bookchin II von 
Peter Einarssen * Geschichte der Wobblies II von 
JörgAuberg * Psychoanalyse und Anarchis 
musvon Heinz Hug * 2. Antifa-Schriftstellerkon 
greß von K. Fl0gstad 

Einzelnummer: 5.-DM 
SF-Abonnement: 15.-DM 
Sondernummer ARBEIT: 5.-DM 
Sondernummer FEMINISMUS: 6.­
DM (Mai 1988) 
Sonderdruck: SF d-12: 10. -DM 

Redaktion Schwarzer Faden Postfach 1159 7043 Grafenau-1 

L I E S 
M A L 
WIDER 
DAS VERDUMMUNGSGEBOT! 

dietageszeitung 
WO ANDERE SCHWELGEN 

Oie folgende Bestellung kann innerhalb von 7 Togen schrift· 
lieh widerrufen werden (Poststempel)- bei toz-Abo, Watt­
straße 11·12, 1000 Berlin 65. 

An toz-Abo, Wottstr. 12, 1000 Berlin 65 

Ich bestelle die taz 
D für 4 Wochen - DM 25,­
D für 8 Wochen - DM 50,­

ohne automatische Verlängerung 
Besteller: (Name, Vorname, Straße, Nr., PLZ, Ort): 

Datum, Unterschrift: ........................................... . 

Empfänger: (falls nicht identisch) 
(Name, Vorname, Straße, Nr, PLZ, Ort): 

0 V-Scheck liegt bei 0 Borgeld liegt bei 
Diese Bestellung konn innerhalb von 7 Togen schrifllich wider· 
rufen werden (Poststempel)- bei toz-Abo, Wattstrolle 11-12, 
1000 Berlin 65. Dovon hobeich Kenntnis genommen. 768 

Unterschrift: ........................... , ..................... . 



Impressum 

Die atom ist eine Gemeinschaftsproduk­
tion von Atom Express und atommüll­
zeitung. 
Herausgeber: Göttinger Arbeitskreis ge· 
gen Atomenergie und Lüneburger Ar· 
beitskreis gegen Atomanlagen. 

Redaktions- und Bestelladressen: 
atom, Postfach 1945, 3400 Göttingen 

atom, c/o. Günter Garbers, Posener 
Str. 22, Tel.: 04131/63315 od. 37835. 

V.i.S.d.bgi.P .: 
Günter Garbers, Sabine Roisch, Bernd 
Weidmann. 

Die Redaktion sendet abermalig Grüße 
an Mexiko-Maxen. 

Bestellbedingungen: 
Diese atom·Nummer kostet 4 Mark, 
für Bürgerinitiativen und Wiederverkäu­
fer/innen 3 Mark (plus Porto). 
Ein Abo für fünf Ausgaben kostet 
25 Mark, incl. Porto und Versand. 
Förder-Abo: ab 35 Mark. 
Konto: .. atom", G. Garbers 
PSchA Hamburg, Nr.: 378 14 · 206 

Für Abonnennten: I 
Mit dieser Nummer werden für 5 Aus­
gaben, bis Nr. 25 neue Rechnungen ver· I 
schickt. Wer kein fortlaufendes Abo 
haben möchte sollte sich melden! j 

Spendenkonto: 
Bernd Weidmann, Sonderkonto 
PSchA Hannover, Nr.: 4098 · 304 
Bitte keine Abo-Gelder aufs Spenden· 
konto! 

Eigentumsvorbehalt: 
Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist diese 
Zeitung solange Eigentum der Absender, 
bis die dem/der Gefangenen persönlich 
ausgehändigt worden ist. ..Zur-Habe· 
Nahme" ist keine persönliche Aushändi· 
gung im Sinne des Vorbehaltes. Wird 
die Zeitschrift dem/der Gefangenen nicht 
persönlich ausgehändigt, ist sie den 
Absendern mit dem Grund der Nicht· 
aushändigung zurückzusenden. 

Archivarisches: 
Dies ist die atom Nr. 21, für Mai/ 
Juni 1988. 
Nach der guten alten Zählweise: 
Atom Express Nr. 61. 
atommüllzeitung Nr. 47. 

Redaktionsschluß für die nächste atom: 
15. Juni 1988. 

Titelbi ld : 
Foto von D. Wildt 
Blockade in Lübeck. 

Inhalt 
Unfallge_fahren von Atommülltransporten ....•.....•..•• • •• •• • 4 

5.März, Demo- Rückblick ... . .... •••.•. ... • ... . . . .. . .. • .. -.7 

SCHWERPUNKT 1 : 

Debatte um die Hanau - Demonstration . . . . ...• ..... .. •. . ... 12 
Die Demonstration ·in Hanau am 
19.3. hat bei weiten nicht das Er­
gebnis gebracht, das sich die BI­
Hanau versprochen hatte. Nach 
den Auseinandersetzungen um 
den Charakter der Demo und dem 
Alleingang der Hanauer halten wir 
es für sinnvoll , die Diskussions­
linien um diese vermeintliche 
"Großdemonstration" ._ nachzu­
zeichnen (Papier der BIGAM, 
Hanauer BI u.A.) und eine eigene 
Einschätzung abzugeben. 

SCHWERPUNKT 2: Neuordnung der Atomindustrie .... .. •. . 22 
ln der Folge des sogenannten 
"Transnuklear • Skandals" schien 
nach dem 14.1.88 Bewegung 
in den Atom-Komplex zu kom­
men. Dabei profilierte sich vor 
allem Atomminister Töpfer als 
Saubermann der Nation. Bei nä­
herem Hinsehen allerdings ent­
puppen sich seine Maßnahmen 
als eine gut inszeniertes " Neu· 
ordnung" im Sinne der Atom­
industrie. 

SCHWERPUNKT 3: Atomwaffen .... . . ................. 28 
Gedanken um eine Offensive 
gegen die Atomwaffenambitionen 
der BRD eröffnen den Blick auf 
gefährliche Tendenzen der deut­
schen Atompolitik. 
Artikel über das Hahn-Meitner­
lnstitut in Berlin & die Atom­
politik ergänzen den Komplex. 

Militärjets über Atomkraftwerken .... ... ... . . .. . . ....... . .. 38 

Tschernobyl- Nachwehen ..•... .. . . . . . .... . .. . .. . . . . . .•. 41 

SCHWERPUNKT 4 : Wendland ............ . .. .. . . . . .. . .. 44 
Die Situation um Gorleben he· 
rum spitzt sich mit der drohen­
den Einlagerung des ersten Castors 
und der geplanten Konditionie­
rungsanlage zu. Aber auch der 
Widerstand scheint wieder an 
Struktur zu gewinnen. 

Standorte . . .. ..• . . . •. ... ... . ... . . .. . . ... ... .. .. ... . . . 52 

Wackersdorf . . .. . •. . .. . .......... . . .. .. ......... . .. . .. 56 

Kriminalisierung ..•....... . . ...... .. . . .•. . ••.. •...• . . .. 60 

Autonomie - aber wie ? .. .... . ... ... ... ....... .•. . . . . .. . 67 

Schwarzes Brett ...... . ....•. . . . .... . .. .... .. ... . . • . .... 68 



STRAHLENBELASTUNG 
BEIUNFÄLLEN 
UND UNFALLFREIEM TRANSPORT 
(ln gekürzter Form entnommen aus der Broschüre " Restrisiko" Nr.1, Hrsg. Greenpeace Hamburg) 

Folgen von Transportunfällen 
Unfälle, die zu einer Freisetzung radioaktiver Stoffe 

führen, können verheerende Folgen haben - unabhängig 
davon, ob es sich um ortsfeste Atomanlagen handelt oder 
um Transporte. Transpone haben jedoch ihre eigene Proble­
matik : S1e sind schwieriger zu schützen, die Behälter 
können nicht beliebig aufwendig ausgestattet sein, gefahrli­
ehe Stellen lassen sich nicht ohne weiteres umfahren, und 
schließlich werden alle Vorbeuge- oder Schutzmaßnahmen 
dadurch erschwen, daß Unfälle an nicht vorhersehbaren 
Onen geschehen. 

Die Auswirkungen eines Unfal.ls, das heißt, die Strahlen­
belastung einzelner und ganzer Bevölkerungsgruppen und 
die daraus folgenden Gesundheitsschäden, hängen 1m kon­
kreten Fall unter anderem von An, Menge und Form der 

4 

freigesetzten Stoffe ab, von Emissionshöhe, Wetterbedin­
gungen, Geländestruktur, Verhalten der Radionuklide in der 
Biosphäre und im Menschen sowie von Maßnahmen, die 
zur Verrinserung der Strahlendosis ergriffen werden. 

Bevor \\•1r jedoch·näher auf die Auswirkungen möglicher 
Unfalle eingehen, hier einige Richtwene und Empfehlun­
gen, die bei Transpanunfällen berücksichtigt werden kön­
nen. 

Richtwerte rür die Strahlenbelastung nach Atomtrans­
portunfällen 

Bislang existieren in der Bundesrepublik keine verbindli­
chen Grenzwene für die Strahlenbelastung durch Atom­
transponunfälle. Die rechtsverbindlichen Grenzwene der 
Strahlenschutzverordnung gelten eigentlich nur für ons-



feste A_nlagen und sollen die Strahlendosis durch den 
Normalbetrieb und durch Störfalle begrenzen. Bei den 
Werten für Transporte handelt es sich dagegen um Pla­
nungsrichtwerte: beim normalen unfallfreien Transport soll 
niemand mehr als ein Millisievert (100 Millirem) erhalten 
und bei einem Transportunfall nicht mehr als 30 Millisievert 
(3 rem). 

Die Bundesrepublik wird jedoch - der Zeitpunkt ist noch 
unklar - iin Zusammenhang mit dem ,.Strahlenschutzvor­
sorgegesetz" Grenzwerte festlegen, die nach Unflillen in 
Atomanlagen und ,.anderen Ereignissen mit nicht unerheb­
lichen radiologischen Auswirkungen", also auch nach 
Transportunfällen, zum Tragen kommen sollen. Eine Son­
derkommission der Strahlenschutzkommission (SSK) hat 
dazu einen Vorschlag erarbeitet, der sich an Empfehlungen 
der Internationalen Strahlenschutzkommission (ICRP) 
orientiert. Die ICRP schlägt in ihrer Veröffentlichung Nr. 40 

vor, bei Entscheidungen überdas Einleiten von Maßnahmen 
zur Dosisreduzierung nach Unfallen folgendes Prinzip 
anzuwenden: Oberhalb eines .,oberen Referenzwerts" müs­
sen Maßnahmen ergriffen werden, unterhalb eines .,unteren 
Referenzwerts" sind sie nicht erforderlich. Für den dazwi­
schenliegenden Bereich sollen dann im jeweiligen Fall 
Maßnahmen angeordnet werden I 151. 
( ..... ) 

Andere Empfehlungen und Veröffentlichungen befassen 
sich mit Richtwerten für Gebiete, die durch gamma­
strahlende Radionuklide verseucht sind, so etwa dte .. Rah­
menempfehlungen für den Katastrophenschutz" von 1977 
oder die Deutsche Risikostudie Kernkraftwerke (DRS). 
117/. 
( ..... ) 
Auswirkungen von Unfällen 

Bei den Berechnungen zur Ausbreitung der radioaktiven 
Stoffe, ihrer Ablagerung auf Boden und Vegetation und der 
daraus resultierenden Strahlenbelastung eines erwachsenen 
Menschen orientieren wir uns weitgehend an den Modellen 
und Rechengrößen der "Störfallberechnungsgrundlagen .. 
I 19/. In mandien Fällen waren Modifikationen notwendig. 
Das betrifft insbesondere die Frage des Ablagerungsverhal­
tens größerer Teilchen. 

Grundsätzlich muß man im Sinn behalten, daß die durch 
Modellrechnung ermittelten Strahlenbelastungen nur 
Näherungswerte darstellen, die im konkreten Fall erheblich 
nach oben oder unten abweichen können. Denn kein 
P~ram.eter, se_i er meteo~ologi~ch~ ökologisch oder phrsiolo­
gtsch, 1st allem durch etnen emztgen Wen gekennzetchnet, 
sondern immer durch Schwankungsbreiten. Außerdem ist 
auch die Abschätzung von Inventaren und Freisetzungs­
bruchteilen teilweise unsicher. 

Unfall eines Behälters mit abgebranntem Kernbrennstoff 

Nehmen wir einen Unfall an, bei dem ein Güterzug mit 
dem Transportbehälter TN 1300 zusammenprallt (mecha­
nische Belastung) und anschließend in einem mehrstündi­
gen Feuer mehr als 50 Prozent der Brennstäbe beschädigt 
werden. Der Behälter wird undicht. Der Unfall führt zu einer 
Freisetzung großer Meng~n radioaktiver Stoffe, darunter 
etwa 6,6 x 1012 Bq Cäsium-134 und 6 x 1012 Bq Cäsium-
137 161. Die während des Brandes freiwerdenden Wärme­
mengen bewirken, daß die sich bildenden Aerosole (in der 
Luft schwebende Teilchenschleier) durch die aufsteigende 
heiße Luft mitgerissen werden und sich erst in größerer 
Höhe ausbreiten. Bekanntlich führt dies' dazu, daß das 
Maximum der Radionuklidkonzentration erheblich niedri­
ger liegt als bei einer gerin~eren EmissionshÖhe. Für dieses 
Szenario gehen wir von emer Freisetzungshöhe von 150 
Metern aus. 

Die radiologischen Auswirkungen des Unfalls werden 
praktisch vonständig durch die beiden Cäsium-Isotope 
bestimmt: Einerseits durch die Ablagerun_g auf pflanzlichen 
Nahrungs- und Futtermitteln, anderersetts durch Ablage­
run~ auf dem Boden. Durch externe gamma-Strahlung und 
cäsnimbelastete Nahrungsmittel belasten diese Stoffe jahr­
zehntelang den ganzen Körper von Mensch oder Tier. 

Das Ausmaß der Bodenkontamination hängt wesentlich 
von den zum Zeitpunkt des Unfalls herrschenden Wetterbe­
dingungen ab. Wenn es nicht regnet, wird der überwiegende 
Teil der Radioaktj-ität vom Wind über weite Strecken 
transportiert. Ein größeres Gebiet wird also betroffen, dafür 
jedocn geringer belastet. Bei starkem Regen werden etwa 
drei Viertel der freigesetzten Stoffe innerhalb eines Zehn­
Kilometer-Radius um die Unfallstelle durch Auswaschen 
(Washout) abgelagert, bei weniger heftigen Regenfallen -
wie bei den hier angenommenen zwei Millimeter pro 
Stunde - immerhin etwa die Hälfte. 
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( ..... ) 
Es müssen jedoch umfangreiche administrative und 

technische Schutz- und Gegenmaßnahmen ergriffen wer­
den, um die Menschen zu schützen. Das bedeutet tiefe 
Eingriffe in das Leben der Bevölkerung - Räumung von 
Gebieten, zeitweise Umsiedlung, Abtragen der obersten 
Bodenschicht einschließlich des Bewuchses (und sichere 
Endlagerung!), Dekontamination von Straßen und Gebäu­
den, Nutzungseinschränkungen, um nur einiges zu nennen. 
Das Gebiet, das dekontaminiert werden muß, damit dort 
wieder Menschen leben können, erstreckt sich unter ungün­
stigen Bedingungen bis zu einer Entfernung von knapp drei 
Kilometern vom Unfallort Zu diesem Ergebnis kommt 
man, wenn man die Kriterien der .,Deutschen Risikostudie­
Kernkraftwerke" zugrunde legt. 

Die Strahlenbelastung durch Verzehr kontaminierter 
Nahrungsmittel (Gemüse, Milch, Fleisch usw.) wird bei der 
Betrachtung von Unfallfolgen meist vernachlässigt, weil 
sich die Gutachter an den "Störfallberechnungsgrundlagen'' 
orientieren. Diese nehmen an, daß die Bevölkerung späte­
stens nach 24 Stunden über den Störfall unterrichtet ist und 
anschließend im Umkreis von zwei Kilometern keine 
oberirdisch verseuchten Pflanzen mehr gegessen oder ver­
füttert werden (Verzehrverbot). Die landwirtschaftliche 
oder gärtnerische Nutzung des betroffenen Gebietes soll 
dann erst zu Beginn der nächsten Vegetationsperiode 
wieder aufgenommen werde;n. 

Als Folge diese Unfalls istjedoch zu befürchten, daß die 
Bewohner eines sehr viel größeren Gebietes von großen 
Nutzungseinschränkungen betroffen sind: Noch in fünf 
Kilometer Entfernung sind Belastungen von 8 Zentisievert 
(rem) möglich, und zwar allein durch den Verzehr von 
Nahrungsmitteln, die durch oberirdische Ablagerung von 
Cäsium verseucht werden. 

Obwohl die Aufnahme von Cäsium über Pflanzenwur­
zeln vergleichsweise gering ist, kommt es aufgrund der 
hohen Bodenkontamination selbst in größeren Entfernun­
gen in den kommenden Jahren und Jahrzehnten zu einer 
ständigen Belastung der in diesem Gebiet erzeugten Nah­
rungsmittel. 

Unfall eines Containers mit "kaltem" plutoniumhaltigen 
Atommüll 

Durch den Betrieb der WAA werden nicht-wärmeent­
wickelnde Abfälle erzeugt, die jedes Jahr mehrere 1000 
Container oder sonstige Behälter füllen und nach den 
Plänen der Bundesregierung im Schacht Konrad endgela­
gert werden sollen. Ein Teil der Behälter wird plutoniumhal­
ti8e Abfälle in zementierter Form enthalten. Transportiert 
w1rd dieser "kalte" Müll wahrscheinlich per Bahn. Nehmen 
wir einmal an, daß ein solcher Container nach mechani­
scher Belastung, etwa beim Zusammenstoß mit- einem 
anderen Waggon, beschädigt wird und ·Bruchteile des 
radiaktiven Inhalts freigesetzt werden 141. Unfälle dieser 
Art haben unter allen UnfaJiszenarien, bei denen Radioakti­
vität frei wird, die größte Wahrscheinlichkeit. Sie führen 
jedoch zu den vergleichsweise geringsten Freisetzungen. 

Bislang existieren keine verbindlichen Angaben über zu 
erwartende sogenannte "Aktlvitätsinventare" der einzelnen 
AbfaJigebinde. Unter Berücksichtigung von Grenzwerten 
und bestimmten Summenkriterien, die in den Planungsun­
terlagen für Schacht Konrad angegeben sind, wird als 
"Grenzfall" angenommen, daß nur die Plutonium-Isotope 
Pu-238 bis 241 im Abfall enthalten sind und daß kleine 
Bruchteile davon in die Umgebung gelangen (je nach 
Teilchengröße etwa l I 100.000 bis einige 1 O.OOOstel der 
gesamten Aktivität). 

Durch den Unfall werden neben feinen Aerosolen auch 
erhebliche Mengen größerer Partikel in Bodennähe (in 
ungefähr drei Meter Höhe) freigesetzt. Dies bewirkt, daß die 
Belastung in unmittelbarer Umgebung der Unfallstelle sehr 
hoch ist, dann aber sehr rasch mit der Entfernung abnimmt. 
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Diese Umstände ermöglichen nur e,ine äußerst grobe 
Abschätzung der Konzentration von Plutonium in der Luft 
oder am Boden. Aus diesem Grund haben wir Wettersitua­
tionen, die zu den höchsten Belastungen im Nahbereich 
führen können - wie etwa Regenfälle - in unserer Betrach­
tung nicht berücksichtigt. 

Weiterhin wird die Folgenabschätzung dadurch 
erschwert, daß es sich bei Plutonium um einen Giftstoff 
handelt, über den man nur sehr wenig weiß; Forschungser­
gebnisse über das Verhalten und die Wirkung von Pluto­
nium im menschlichen Körper unterlagen und unterliegen 
weitgehend der militärischen Geheimhaltung. 

Unfallfreier Transport 
Trotz der abschirmenden Wirkung von Behältern und 

Verpackungsmaterialien gelangt ein Teil der durchdringen­
den gamma-Stfahlung (zum Teil auch Neutronen-Strah­
lung) nach außen und führt auch beim unfallfreien Trans­
port zu einer Strahlenbelastung von Personen. Betroffen 
davon sind unter anderem das Transportpersonal, die Bevöl­
kerung entlang der Transportstrecken sowie Fahrzeug­
insassen oder Bahnpassagiere. 

Die am stärksten belastete Gruppe sind die Rangierarbei­
ter. Laut Projekt • .Sicherheitsstudien Entsorgung" ist bei 
diesen eine mittlere Individualdosis von 4 bis 7 Millisievert 
pro Jahr (400 bis 700 Millirem) zu erwarten 151. Dagegen 
rechnet die für Transporte radioaktiver Stoffe zuständige 
Aufsichtsbehörde der Deutschen Bundesbahn mit lediglich 
210 Millirem /13/. Abschätzungen über die voraussichtli­
che Strahlenbelastung von Be~chäftigten sind von großer 
Bedeutung, weil oberhalb einer jährlichen Strahlenbela­
stung von 5 Millisievert (500 Millirem) die betreffenden 
Pet;sonen als ,.beruflich Strahlegexponierte" zu betrachten 
sind und damit besonderen Uberwachungsmaßnahmen 
unterliegen. 

Aufschluß über das tatsächliche Ausmaß der Strahlenbe­
lastung können jedoch letztlich nur Messungen geben. 
Daher ist eigentlich dringend notwendig, daß alle Arbeiter 
sorgfaltig dosimetrisch überwacht werden: Jeder, der mit 
dem Transport radioaktiver Stoffe per Schiene oder Straße 
befaßt ist- unabhängig davon, ob er offiziell als strahlenex­
ponierter Beschäftigter eingestuft ist. 

Zur Strahlenbelastung der Anwohner hat die Physika­
lisch-Technische Bundesanstalt 1987 Abschätzungen für 
die Transporte nach Schacht Konrad vorgele~t. Danach 
läge die Strahlenbelastung einer Person, die s1ch bei der 
Vorbeifahrt sämtlicher Züge mit kalten Abfällen aus 
Wackersdorf in zehn Meter Abstand von der Bahnstrecke 
aufhält, pro Jahr bei etwa 0,01 bis 0,02 Millisievert (ein bis 
zwei Millirem)~ Völlig andere Dimensionen kann die Bela­
stung annehmen, wenn es beim Transport zu längeren 
ungeplanten Stillständen kommt. Bei einem etwa eintägi­
gen Aufenthalt in zehn Meter Abstand von einem .,Radio­
aktiv-Zug" können Strahlenbelastungen in der Größenord­
nung von einem Millisievert (100 Millirem) auftreten- das 
entspricht bereits dem offiziellen Richtwert für die maxi­
male Strahlenbelastung der Bevölkerung bei unfallfreiem 
Transport 141. 

Alle diese Abschätzungen gehen davon aus, daß die laut 
verkehrsrechtlichen Vorschriften zulässi8en Höchstwerte 
für die Dosisleistung der Abfälle (2 Millisievert pro Stunde 
an der Oberfläche der Behälter, 0,1 Millisievert pro Stunde 
in zwei Metern Abstand von einer Container- oder Wagen­
außenseite) eingehalten werden. Fehlklassifizierungen 
(oder absichtliche Abweichungen, wie zum Beispiel durch 
den Transnuklear-Skandal bekannt geworden) sind aber 
nicht mit Sicherheit auszuschließen. Kaum zahlenmäßig 
erfaßbar ist darüber hinaus die Strahlenbelastung des 
Personals durch sogenannten "Abrieb" von radioaktiven 
Stoffen, mit denen die Abfallgebinde außen möglicherweise 
verschmutzt sind. 



Verkehrte Welt! Nicht die Anti-AKW­
Bewegung sondern die für das Atom­
programm Verantwortlichen hatten 
am 14 . 1.88 den 
NUKEMfTransnuklear-Skandal eska­
liert und damit eine neue Runde der 
Atomenergie-Auseinandersetzung 
losgetreten. 
Während sonst die Atommafia auf die 
Kritik der AKW-Gegnerlnnen zu rea­
gieren gewohnt ist; mußte nun die 
Anti-AKW-Bewegung die"Empö­
rung " von Wallmann & Co. und die in 
Bann angeordnete Stillegung von Nu­
kern und Transnuklear zum Anlaß für 
weitergehende Aktionen nehmen. 
Am 18.1. versaMmelten sich auf Initia­
tive der Grünen Vertreter/innen der 
Friedensbewegung, des BUND, der 
SPD und der DKP zu einer ersten in­
ternen Aktionsberatung. Eindeutig fa­
vorisiert wurde eine Großdemo in 
Bann. Abgewartet werden sollten je­
doch die Ergebnisse der Aktions- und 
Koordinationskonferenz der Anti­
AKW-Bewegung in Marburg. 
Dort trafen sich am 24.1. ca. 200 
Teilnehmer/innen aus 40 Orten. Der 
eindeutige Favorit dieses Treffens war 
eine Großdemo in Hanau. Diese wie­
derum scheiterte am Veto der BI Ha­
nau. der das "Scherbenfest" ·in der 
Hanauer Innenstadt im Anschluß an 
die Hanau-Großdemo vom 8. 11 .86 so­
wie die Hetze infolge der Startbahn­
Schüsse noch schwer in den Knochen 
steckte. 

Das Ergebnis wochenlanger Kontro­
versen war ein Aktionstag am 5.3. mit 
4 regionalen Demos in Gorleben 
(8.000 Teilnehmer/innen). Regens­
burg (3.000), Frankfurt (3.000) und am 
RWE-Standort Essen (1.500) sowie ei­
ner ca. 5.000-köpfigen " bundesweiten 
Großdemonstration '' in Hanau am 
19.3.88. 
Im Folgenden findet ihr 
- Berichte von den Demos in Gerie­
ben, Regensburg und Frankfurt (trotz 
wiederheiter Anfragen kam leider aus 

Essen kein Bericht) 
- eine Dokumentation der Auseinan­
dersetzung um die Hanauer-Demo am 
19.3., die zum Rückzug der bundes­
weiten Anti-AKW-Bewegung aus der 
Demovorbereitung und zu einem ern­
sten Zerwürfnis zwischen der Hanau­
er BI und dem Rest der "alten" Anti· 
AKW-Bewegung geführt hat. 
Abschließend stellen wir dar, warum 
aus unserer Sicht die Anti-AKW­
Bewegung nach dem 14.1 . nur relativ 
wenig hat Einfluß nehmen können. 

7 
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Frankfurt 

Der bundesweite Aktionstag am 5.3.88, inclusi­
ve einer Demonstration zum Degussa­
Hauptsitz in Frankfurt, war von uns, dem AK 
gegen Atomanlagen, in Marburg und Neuwied 
(Atommüllkonferenz) befürwortet worden. Er 

bot die Möglichkeit für Gruppen aus den jeweili­
gen Regionen, dem oberflächlichen Skandal­
rummel differenziertere Inhalte entgegenzu­
setzen, Diskussionen auch innerhalb der Anti­
AKW-Bewegung anzuregen und an regionale 
Arbeitsansätze anzuknüpfen. Für uns bedeute­
te das. mit einer Demonstration in Frankfurt 
nicht alleine die Vorgänge an den Produktions­
stätten der Atommafia (z.B. Hanau) zu themati­
sieren, sondern die Konzerne (z.B. Degussa), 
als Entscheidungszentralen in den Mittelpunkt 
zu stellen. Außerdem war und Ist es uns wich­
tig, uns kämpferisch gegen die staatliche Re­
pression zu verhalten, die im Rhein-Main­
Gebiet gegenüber der Startbahn-Bewegung 
und Autonomen Gruppen einsetzte, um diese, 
die sich nicht an vom Staat gesetzte Hand­
lungsspielräume halten oder reformistische Po­
litik betreiben, zu zerschlagen. 

8 

Wir sahen in der Demo die Chance, daß mög­
lichst viele Gruppen aus verschiedenen Teilbe­
reichen mit ihren verschiedenen Kampfan­
sätzen zusammenarbeiten kOnnten, da die Oe-

gussa mit ihrer Tätigkeit in Chemie, Atom- und 
Gentechnologie weltweit ihren Teil zu Ausbeu­
tung und Vernichtung von Menschen und Natur 
beiträgt. Diese zugegebenermaßen hoch ge­
setzten Erwartungen lieBen sich in der Kürze 
der Vorbereitungszeit nicht alle realisieren, zu­
mal die Kommunikation zwischen den einzel­
nen Gruppen im Rhein-Main-Gebiet recht dürf­
tig Ist, und die nach den Startbahnschüssen 
einsetzende Repression noch in den Knochen 
steckt und lähmt. Nichtsdestotrotz, über fünfzig 
Gruppen aus Hessen und Nordbayern unter­
stützten den Demo-Aufruf, zahlreiche Grünen­
Verbände fehlten: Ihnen war wohl die Darstel­
lung der Haftbedingungen der Startbahn­
Gefangenen, die Forderung nach Freilassung 
und Solidarität mit ihnen und allen kämpfenden 
Gefangenen im Aufruf ein zu heißes Eisen. 

Die Demo selbst, an der über 3.000 Menschen 
teilnahmen, werten wir als Erfolg. Die Redebei-

träge entlarvten die alltäglichen " Mords". 
Geschäfte der "ehrenwerten Gesellschaft" DE­
GUSSA, die in historischer KontinuttAt zu Ihrer 
Mitwirkung an der Massenvernichtung von Ju­
den, Sinti und Roma, Homosexuellen, Sozia­
listinnen und Kommunistinnen im Nationalso­
zialismus stehen. (Ihre damaliges Tochterunter­
nehmen DEGESCH lieferte das Cyclon B für 

te Gaskammern). Weiterhin gab es einen Re­
debeitrag aus Lüchow-Dannenberg, der über 
die aktuelle Lage in Gorleben und die anste­
henden Transporte Ins Zwischenlager infor-

Wir haben eine 80seltlge vorliuflge Ma­
terialiensammlung Ober die DEGUSSA er­
stellt, die bel uns gegen 10 DM Im Briefe als 
Spende bestellt werden kann: 
AK gegen Atomanlagen Ffm, Dritte Weit Haus, 
Friesengasse 13, 6000 Frankfurt 90. 

mierte und zum Widersta.nd aufrief. Einen wei­
teren Schwerpunkt bildeten Redebeiträge von 
der Startbahn-BI und dem Libertären Zentrum, 
in denen einer etwas breiteren Öffentlichkeit die 
Situation im Rheln-Maln-Gebiet nach· dem 
staatlichen Repressionsangriff und die Ma­
chenschaften der Bundesanwaltschaft darge­
legt und zur Solidarität mit den Inhaftierten, Kri· 
minalisierten und Angegriffenen zusammen­
hängen aufgerufen wurde. 
Auf erfreulich vielen Transparenten wurde die 
Freilassung der Gefangenen aus Startbahn-, 
AKW-, und Gentechnologiewiderstand gefor-



delt, wurden die Ziele eozlalrevolutlonArer und 
rdclllr Bewegungen offensiv vertreten. 
Die Demo durch die lnnenatadt glich dann aller· 
c1ng1 einem~ bzw. einem 
Mildemden Polnlkunl. Nachdem wenige 
Tt~gt wr der Demo die Polizei GerOc:hte von zu 
......,. .. , Knlwltllen 1n die Welt gesetzt hatte 
und dlmlt Aulllgen betreffa der angemeldeten 
0e1noroute begrOndete, konnte das riesige Bul­
lenaufgebot nicht verwundern. Insgesamt 
1.500 Polizll*t lncluelve Bundeegrenz$Chutz 
WaNn Im Elnlatz. Schon lange vor Kundge­
bultglbegktn wurde der Platz ~lt. po­
........ Demonltrantlnnen kamen nur nach 
TMCheltkoutlole Ißt Durchluc:hung auf den 
Aamer. Zwot waren Leute bei Kontrollen an 
der AutiObehnausfah festgenommen worden. 
Der Ablauf der Demo war durch dauernde Pro­
vokationen und ein geechlosaenes, zum Teil 
doppeltet BullenspeHer geprlgt. Von alledem 
....., sich die Demonstrantinnen nicht ein-
8CfiOc:tMm, sondern wehrten die Provokatio­
nen durch Kettenbllden, Seitentransparente 
und ein lnegeeemt geechlosaenes Auftreten ab. 

Ea blieb 10 bei einigen leichten Verletzungen 
(bei der Abwehr eines KnOppeleinsatzes vor 
Beginn der Abechlu8kundgebung vor dem [)e. 

QL.a Htupllltz) und Insgesamt einigen vor14u­
lgln Feetnattmen, unter anderem wegen 
"RRubelnee PollzeiknOppels''. Oie SchArfe der 
Konfrontation steht in der Kontinuität der Aus­
elnMderMtzungen um Demonstrationen seit 
den StartbehnachOssen Qn Hamburg, DOssel­
dorf, 101n), die militlrlsche Versuche der lsolle­
Nng und Z81'schlagung der Demonstrationen 
ntdlk.IJen Widerstands Ober entsprechende 
rechtllc:he BegrOndungen (Vermummungsver­
bOC), mataMis Auftreten, Abriegelungen und 
VOfi(ontrolle sind. 
ln Frankfurt war es wichtig, da8 Oberhaupt wle­
det' eine Demo mit radikalen Inhalten durchge­
eetzt wurde, da8 Aufldlrung Ober Kriminalisie­
rung und Terror gegen auBerparlamenta­
rilchen Widerstand und unsere Solidarit4t mit 
den urvnltlebl.r betroffenen wenigstens ein 
StOck weit 6ffentfteh wurde und auch die Be­
deutung det' Oegussa ein wenig deutllcfler wur­
de. Metolheltlich wurde sich nicht zugetraut, au­
llemd> der Innenstadt zum Knast in Preunges­
helm zu demonstrieren, auch aus Erfahrung 
der Zerschlagung solcher Demonstrationen in 
Frankfurt. 

Obwohl der gesamte Aktlonstag, berOcl<sichtigt 
menach die kurze Vorbereitungszelt, zumindest 
wn der zahlenmi.Blgen Beteiligung ein Erfolg 
war, gibt es einiges zu kritisieren: nach der 
AMK in Neuwied wurschtelten die einzelnen 
Demovoltlereitungskrelse vor sich hin, in Neu­
wted gelloffene Absprachen Ober gemeinsame 
lnhaldlche Schwerpunkte wurden 80 gut wie 
nicht umgesetzt, der verabredete Rednerinnen­
austausch folglich auch kaum - insgesamt 
wurde sich viel zu wenig auf die jeweils ande­
ren Demos bezogen. Dieses isolierte Neben­
einander gilt es aufzulösen, und wenn dazu nö­
tige Diskussionen viel Zelt brauchen, dann 
m0a1en wir uns diese Zeit nehmen, auch wenn 
dlee zu Lasten schnell verabredeter und durch­
gezogener bundesweiter Demokonzepte g&­

echleht. 
Al( gegen Atomenlegen FFM 
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Degussa: 
An diesem Konzern klebt Blut 

Liebe Freundinnen und Freunde! 

"Die DEGUSSA ... hat bis auf weiter8s die NU­
KEM ... ln Ihre unternehmerische Obhut genom­
men. Vorstandsmitglieder und hochqualifizierte 
FOhrungskrMte der DEGUSSA setzen sich Bb 
sofort in der NUKEM dafOr ein, da8 dieses Un· 
temehmen... ordnungsgerniß welterarbeiten 
kann." So verkOndete die DEGUSSA am 18 . 
Januar 88 in gro8fllchigen Zeitungsanzeigen. 
Der hessische Minister tor den Schutz der 
Atomwirtschaft zeigte sich zufrieden Ober das 
Engagement dieser, Ich zitiere wleder:" ... flono. 
r/gen und bodensrindigen hesslschen 
Firma .... " 

PoroJu 
"Ken St. 

eKIIlann 

Diese ehrenwehrte Gesellschaft namens OE· 
GUSSA erweist sich, je mehr von ihren ausbeu­
terischen, menschenfeindlichen und umwettge. 
fAhrdenden Praktiken ans Licht kommt, auch 
als ein vollwertiges Mitglied der internationalen 
Atommafia. Diesem strahlenden multinationa­
len Konzern wollen wir das Handwerk legen! 
Der Multi DEGUSSA Ist einer der 150 grOBten 
wropllschen Konzerne, 30.000 Beschlftigte 
schuften International in Ober 130 Firmen einen 
Umsatz von 11 Milliarden DM herbei. Die Ge­
winne stecken hauptsichlieh Versicherungs­
konzerne, die Dresdner Bank und der Wasch­
mlttelkonzern Henkel ein. Den gr08ten Teil die­
ser Gewinne macht dl8981' Multi DEGUSSA mit 
nicht-atomaren Geschlften. Glaubt man der 
DEGUSSA-Propaganda, 80 produziert sie eh 
nur tor den Umweltschutz: Katalysatoren tor 
Autos, neue Rauchgasentschwefelungstechnl­
ken, und nicht zuletzt auch Chemikalien zur [)e. 

sodierung von Abwlssern - davon Ist da sehr 
oft die Rede ... 
Vom Normalbetrieb der DEGUSSA wird nicht 
80 gem geredet. Da ist die DEGUSSA nlmlich 
zum Beispiel der gr08te Hersteller der BRD tor 
das krebserregende Formaldehyd. 
Und im FrOhjahr 1982 erst explodierte nach 
jahrelanger Umweltverpestung und Unflllen 
gleich das ganze Wasserstoffperoxidwerk in 
Rheinfelden. 

Ein tAglieh Brot der DEGUSSA ls1 die Herstel­
lung von, und der Handel mit, hochgift91n Zya- · 
niden. 60 rng sind tödlich, bis zu 8 Tonnen tAg­
lieh rollen von der Kötner ROckstands­
Sammelstelle der DEGUSSA in die weltweit be­
rOchtlgte hesslsche GiftmOlldeponie Herfa­
Neurode. Und erst vor sechs Wochen mußte ei­
ne Autobahn wegen eines verungiOckten 
Zyanid-lasters eineinhalb Tage gesperrt wer­
den. 
Nicht nur der AtommOIItourismus, auch der 
Giftmülltourismus muß ein Ende haben! 
Am liebsten aber gllnzt die DEGUSSA mit ih­
ren 13oldgeschäften. Doch an diesem Gold 
klebt Blut, Schweiß und Trinen des schwarzen 
Südafrlka, dank derer das weiße Terrorregime 
dort allerdings glAnzende Geschlfte mit OE· 
GUSSA macht. Mit diesen Geschäften und 
auch eigenen Minenbeteiligungen gehört auch 

die DEGUSSA zu denjenigen, die die Apartheid 
aufrechtemalten helfen - aber die Apartheid 
gehört abgeschafft, das weiße Rassistenregime 
verjagt! 
Die Uranexporte Südafrikas sind ein Nebenpro­
dukt der Goldminen. Weit mehr Uran verkauft 
SOdafrika aus dem völkerrechtswidrig von Ihm 
besetzten Namibia. Dort ist die DEGUSSA­
Partnefin Metallgesellschaft durch ihre Urang&­
sellschaft direkt Tellhaberin der Ausbeutung 
der Rösslng-Minen. Und die DEGUSSA­
Tochter NUKEM lieferte daf\lr Anlagen und 
ha.ndelt mit dem Uran aus Namibia. Allein 1981 
konnte Südafrika Ober die Hllfte des Urans tor 
deutsche Atomkraftwerke liefern! 
Damit mu8 Schluß sein! 

Mit der Verarbeitung von Uran hat die DEGUS. 
SA Tradition: Schon 1940 veredelte die Kon­
zerntochter Auergeselischaft in Berlin Uran tor 
die Nazi·Atomforschung. 
Und seit 1940 fanden diese Arbeiten auch bei 
der DEGUSSA selbst, auf eben jenem Gelin­
de, vor dem wir jetzt stehen, und in der Guleut­
strasse hier in Frankfurt statt! Die Rohstoffe 
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Fortsetzung Rede 
stammten auch damals aus besetzten LAndern 
- den von den Nazis überfallenen Belgien und 
Tschecheslowakei. 
Erst im Januar 1945 wurden die Arbeiten we­
gen der vorrOcl<enden Allierten aus Frankfurt 
ausgelagert. Bei Kriegsende fiel der Kernbrenn­
stoff, Ober 14 Tonnen, gr08tenteils den Ameri­
kanern in die Hände. 
Nach 1945 war zwar die deutsche Atomfor· 
schung und -produktion verboten. Die DEGUS. 
SA forschte und produzierte aber einfach heim­
lich im Ausland weiter und legte dabei die 
Grundsteine für die indische und die argentlni­
sche Atombombe. Auch der spanische Diktator 
Franeo wurde von ihr mit einer Uranmetall­
Anlage versorgt. 
ln der BAD selbst bereitete sie seit 1954, unter 
Federführung ihres Vorstandsmitglieds Prent· 
zel, eines ehemaligen Managers des Kriegsver· 
brecherkonzems IG Farben, mit die deutsche 
Atomentwicklung vor. Nach dem Wegfan der al- • 
liierten Verbote 1955 baute sie wieder eine offi· 
zielle Atomabteilung, diesmal ln Hanau, auf. 
1957 dann konnte das erste Reaktorbrennele­
ment aus OEGUSSA-Fertlgung dem Bundes­
verteidigungsminister Strauß Obergeben wer­
den. 
Maßgeblich am Aufbau beteiligt und erster Ge­
schäftsführer der NUKEM war GOnter Wlrths, 
der schon in der Nazizeit in der DEGUSSA· 
Tochter Auergesellschaft für das Atom· 
Knowhow des Heereswaffenamtes arbeitete. 
Die NUKEM gründete die DEGUSSA 1960, um 
besser an Bundesförderungsmittel und das 
Knowhow aus dem amerikanischen Atombom­
benbau zu kommen. Später mußte sie ihre ln· 
teressen mit Siemens und dem RWE"' zusam· 
melegen, mit denen zusammen sie heute die 
Hanauer Atommafia lenkt. 
Oie Skaodale der Hanauer Betriebe haben wir 
seit Jahren angeprangert. Ob sie aber. nun seit 
einem Vierteljahrhundert, legal oder illegal be­
trieben werden. -wir meinen, sie gehören stlll­
gelegl! 
Dabei Ist euch die vermutete Proliferation bom­
benfähigen Materials nach Pakistan oder sonst· 
wohin nichts wirtdich Neues. Zu lange hat zum 
Beispiel die DEGUSSA-Tochter LEYBOLO 
bombiges Knowhow, und GerAte dazu, dorthin 
wie in alle Welt geliefert. Schon bei den Argenli­
niengeschäften nach 1945 war sie auch dabei. 
Ob Anreicherungs-Knowhow für Pakistan oder 
Teile zur sOdafrikanischen Bombenvorberei­
tung geliefert wurden, - die DEGUSSA· 
Manager Becker und Liebmann führten auch 
dort die Aufsicht! 
Gerade Liebmann Obernahm schon 1959 die 
DEGUSSA-Brennelemententwicklung. Und 
diese Figuren sollen nun NUKEM zu einer 
" ordnungsgemäßen" Weiterarbeit bringen? Ei­
ne solche Ordnung anzugreifen, ist geradezu 
unsere Pflicht! 
Aber wie wurde Robert Jungk kriminalisiert, als 
er vor zwei Jahren vor den Toren der Hanauer 
Atommafia ausrief: "Macht kaputt, was euch ka· 
pun macht/" . 
Uns ist egal, welche Köpfe die Regierung jetzt 
in welcher Vorstandsetage rollt. Wir haben oft 

. genug gesehen, daß sie die Karrieretreppe auf· 
wlrts rolleri. 

WIR WOLLEN DAS GANZE ATOMPAO. 
GRAMM, DIE GANZE ATOMMAFIA SOFORT 
KIPPEN II 
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Regensburg 
1. Wie es doch dazu kam 
Zuerst wurde der Aktionsvorschlag bei 
einem örtlichen BI-Treffen (Strategie· 
treffen) verworfen, da das Anti·WAA· 
Büro in Schwandorf voll und ganz mit 
den Einwendungen beschäftigt war und 
zudem noch einen Büroumzug vor sich 
hatte. Außerdem war zu diesem Zeit· 
punkt der Vorschlag einer bundeswei· 
ten Hanau-Demo noch nicht ganz vom 
Tisch; die anwesenden 81-Vertreterlnnen 
erachteten es als sinnvoll, unter dem 
Aspekt ' Nukem.Skandal' für eine Demo 
in Hanau zu mobilisieren. Bei einem nach· 
fo lgenden bundesweiten Treffen(Nachbe­
reitung der Herbstaktionen 87 ) wurde 
ebenfalls für Hanau plädiert. 

Gut, kurz danach fand parallel zur AMK 
in Neuwied in der Oberpfalz die LAKO 
statt. Per Telefon kam die Meldung aus 
Neuwied, daß die bundesweite Hanau­
Demo am 5.3. wohl nicht stattfinden 
wird. Unter diesem Gesichtspunkt wurde 
die Sache nochmal diskutiert. Es wurde 
festgestellt, daß wegen dem VGH·Urteil 
eine große Bereitschaft 'etwas zu machen' 
da war. Außerdem wurde im Laufe der 
Diskussion klar, daß eine 'bayerische' 
Beteiligung an dem gesamten Aktions· 
konzept auch den Ausdruck des bundes· 
weiten Zusammemhangs verdeutlicht. 
Dem Argument 'wenn wenig Leute kom­
men, wird es eine Blamage für uns' konnte 
entgegengehalten werden daß, 1. die 
Qualität dessen was wir zu sagen haben 
nicht abhängig ist von der Beteiligung 
Hunderttausender; 2 . daß die Demo ja 
an verschiedenen Orten stattfindet und 
deshalb schon nicht alle auf einem Fleck 
(Hier der Oberpfalz) sein können; 3. es 
logisch ist, daß bei einer so kurzen Mobili-

sierungszeit mit weniger Menschen zu 
rechnen ist, was ja aber nichts ausmacht. 
Zu einer schnellen Einigung kams bei der 

. Auswahl des Demo-Ortes. Der Bauzaun 
der WAA wurde klar abgelehnt, weil es 
wegen der kurzen Zeit unmöglich war 
dort einen Schutz der Demoteilnehmer· 
Innen vor Bullenübergriffen zu diskutieren 
bzw .. zu organisieren und letztlich zu ge­
währleisten (siehe Erfahrungen von der 
10.10.-Demo). Regensburg erschien als 
geeigneter Demo.Ort, da alle Punkte, 
die ionhaltlieh angesprochen werden 
sollten(OBAG, Just!z, Regierung der Opf.) 
auch praktisch (in Form von Gebäuden) 
vorhanden sind. 
2. Vorbereitungen 
Ein Aufrufvorschlag wurde erarbeitet und 
nochmal bei einem bayernweiten Treffen 

'genehmigt'. Da gtbs keine größeren 
Schwierigkeiten, der Aufruf enthielt alle 
wichtigen Punkte, die auch von allen 
Anwesenden getragen werden konnten. 
Schwierigkeiten traten erst auf als das Ge· 
rücht, dies sei eine ' DKP-Regensburg und 
eine Autonomen·Demo'die Runde machte 
und so bei evti.Unterstützern Unklarheiten 
auftauchten. Mit einem weiteren Rund­
schreiben und dem doch mittlerweile 
großen Unterstützerkreis konnte dieses 
Gerücht entkräftet werden. Etwas behin · 
dert wurde die Mobilisierung noch deshalb 
weil mehrere Päckchen mit Flugis und 
Plakaten erst sehr spät zugestellt wurden, 
bzw. teilweise gar nicht angekommen 
sind. ln Regensburg klebten ca. 400 Pla­
kate nur eine Nacht, die Vermutung 
liegt nahe, daß die organisiert abgerissen 
worden sind. 
3. Endlich die Demo 
Die 'Service-Meldung' von BR 3 ver· 
kündete schon ab 9 Uhr, daß die Innen· 
stadt von Regensburg zu meiden sei. Die 
Bullen hielten sich anfangs noch eher 
verdeckt, doch wie erwartet, waren sie 
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massiv angerückt. 
Zum Ablauf: Es waren doch mehr Leute 
da, als wir wegen der ganzen Schwierig­
keiten erwartet haben. Besonders gefreut 
hat uns, daß es wirklich Leute aus den 
verschiedenen Spektren waren. (Dies zu 
erreichen war eine der Hauptgründe für 
uns, die Demo zu machen)' Beim Auf­
stellen des Zuges hat es halt eil'l bischen 
Chaos gegeben. Das Konzept Zwischen­
kundgebungen zu den relevaoten Punk­
ten (OBAG, Justiz, .. .) konnten wir stör­
Cihgsfrei durchziehen. Ein paar Bullen­
trupps zogen am Rande mit. 
Erst als der Zug in die Haupteinkaufs­
straße einbog, tauchten die USK-Bullen 
auf und zwangen uns im Spalier weiterzu-

gehen. Außerdem drangen sie in den Zug 
und holten sich einen Menschen raus(wg. 
Vermummung). Hier bleibt die Frage, ob 
sich die Bullen wegen ihrer Zuschauer 
( Langer-Samstag-Einkäuferlnnen) profi­
lieren wollten, oder ob ihnen die schon 
vorher geflogenen Schneebälle nicht ge­
fielen. Auf alle Fälle funktionierte nach 
dem Obergriff das ketten-Machen und 
Geschlossen-Gehen ausnahmsweise gut 
und schnell. Dies ist vielleicht ein Grund, 
daß es bei dem einen Obergriff blieb. 
Wurden im Gegensatz zum 'Vorher' kaum 
bzw . keine Parolen mitgerufen (Ärgert), 
gabs zu den Bullen lautstarke Reaktionen. 
Die Demo kam dann gut zur Abschluß­
kundgebung auf dem Haidplatz an. Beim 

Gorleben 

Völlig unerwartet, doch 8icheriich keine unan-;;--..;;,;,;;,;;~...._--;:::~ 
genehme Überraschung auslOsend, kommen 
ca. 8.000 Atomkraftgegnerlinnen am 5. MArz 
mal wieder Im Wendland zusammen. Sehr viele 
Einheimische und die bekannten Anti-AKW­
Gruppen aus dem norddeutschen Umland er­
weckten Hoffnungen, da8 in Gor1eben zukOnttig 
wieder mit einem verstlrkten Widerstand zu 
rechnen Ist, der in Anbeirecht der vorhandenen 
und geplanten Anlagen sicherfleh notwendig 
sein wird. So wle8en dann auch Sprecher der 
''Biueftlchen Notgemein8chaft'', der ''Arbelta­
gerneinschaft bAuerflehe l..an<ttvirtschaft" und 
der BI LOchow.Oannenberg darauf hin, da8 ln 
Gorleben sowohl Atomindustrie als auch 
Bundes- und L.andesregierung trotz anderslau­
tenden Beteuerungen an Ihrem uraprOnglichen 
Konzept eines nuklearen Entsorgungszen­
trums arbeiten. 
Der klometerlange Demozug von Gedelltz zum 
TrafohAusehen am Zwischenlager wurde zur 
Freude aller, endlich mal wieder von einem 
starken Aufgebot von Traktoren (130- 150) an­
geführt. Auffllllg war dabei, sowie Im weiteren 
Verlauf, die ZurOdehaltung der Bereitachaftspc> 
llzel und Bundesgrenzschutz, die sich Qberwle-

. Nachhauseweg wurde noch eine Person 
wegen Waffenbesitz (=Nietenarmband) 
vorrübergehend festgenommen. 

Hinterher wurde vom Vorbereitungs· 
kreis festgestellt, daß die Gelegenheit, 
organisiert Einwendungen zu sammeln, 
nicht genutzt wurde, und daß es total 
wichtig ist, an den Themen die bei dieser 
Demo angeschnitten Wll"den, weiter zu 
arbeiten. Eine Demo allein bewirkt 
noch gar nichts. 

INFO-BÜRO ALTENSCHWAND 

gend mit der Verkehrsregelung beschlftigten. 
Nachdem sich schlie811ch der gesamte Demo­
zug ums TrafohAusehen versammelt hatte, 
konnte das Qbliche Ritual der Abschlußkundge­
bung beginnen. Als erster Redner versuchte 
dann Robert Jungk seinen auf der Hanau­
Demo gemachten Ausspruch"Macht kaputt, 
was Euch kaputt macht" zu relativieren, ~I 
er davor warnte daS "der Staat gewaltig Ist" 
und wir uns nicht in die Falle lOCken lassen sol­
len. 
Wemer Kiebltzu (IG-Metall Salzgitter) sprach 
anschileBend von "dem Geschlft mit der Angst 
um Albeltsplltze" in der Frage des Ausstiegs 
und hielt fest, es gelte klarzumachen, daß Aus­
stieg und Neoorientierung Im Gegentell neue 
ArbeitsplAtze ·schaffen. 
WAhrend desweiteren Ulrike Lappe, eine Spre­
cherln der BI Llngen, Horst Seide fOr die Land­
wirte und Marlanne Fritzen die Obilehen State­
mens abgaben, sorgte der Beltrag einer Osna­
brOcker Autonomen Ober Kriminalisierung, Iso­
lationshaft und Milltanz im Widerstand fOr kon­
troverse Aufmerksamkeil 
Abschließend sei an dieser Stelle kritisch ver­
merkt, daS die Demo ein gutes Forum gewesen 
wäre, um auf die weiteren, konkreten Wider· 
standperspektiven hinzuweisen, was jedoch 
nur ansatzweise geschah. 
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Stellungnahmen zur Hanau-Demo 
am 19.3.88 

BigA Marburg: 
Wir versuchen im folgenden erstens einen kur· 
zen Überblick über all die Diskussionsprozesse 
auf den Treffen seit Januar dieses Jahres, zwei­
tens die Gründe für den Auszug aller regiona· 
Jen und bundesweiten Anti·AKW·Inis deutlich 
und damit die Kritik nachvollziehbar zu machen 
und drittens eine vorläufige Gesamteinschät­
zung und mögliche Konsequenzen zu formulie­
ren. 

Konferenz ln Marburg am 
24.1 .88 

Der " Hanau Skandal" war in aller Munde und 
so luden das Umweltzentrum MOnster und die 
BlgAM (Bürger Initiative gegen Atomanlagen 
Marburg) recht kurzfristig zu einer bundeswei· 
ten Aktions- und Koordinationskonferrenz am 
24.1.88 nach Marburg ein. Hier diskutierten 200 
Leute aus 40 Städten verschiedene schriftlich 
vorgelegte Konzepte, die sich folgenderma8en 
umschreiben lassen: 
1. Vorschlag: Bundesweite Demo in Bonn: 
Dieser Vorschlag wurde u.a. von der IUH einge­
bracht und kurzgelaBt politisch fotgenderma8en 
begründet: ln Bonn sitzen die politisch Verant­
wortlichen, die Brisanz der Proliferation lasse 
sich in Bonn am besten darstellen. in Bonn tagt 
der UntersuchungsausschuB. 
2. Vorschlag: Bundesweite Demo in Hanau: 
Die IUH zeigte in der Argumentation für Bonn 
auch gleich die Gründe auf, warum <>ie eine 
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bundesweite Demo in Hanau nicht mittragen 
kann: Organisatorisch ist die IUH zu 
schwach,eine GroBdemo mit vielleicht 50.000 
Teilnehmern würde das Fassungsvermögen 
der Stadt Hanau sprengen und schließlich wäre 
eine Ahnliehe Demo wie 1986 angesichtsder 
Startbahnmorde eine Niederlage filr die Anti­
Atom-Bewegung. 
3. Vor.chleg: Dezentrale Demonstrationen an 
einem Tag, an zwei, drei oder vier Standorten, 
wobei Hanau einer von mehreren Standorten 
sein kann. Dagegen wurde eingewandt, daß ei­
ne Abstimmung mit den Fü8en zu erwarten sei 

und so doch durch die HintertOr Hanau bundes­
weit prioritäre Bedeutung zu kommen würde. 

Nach langer Diskussion einigte sich die Konfe­
renz dann auf das Konzept in Gorleben, Essen 
(RWE) und Frankfurt (Degussa) am 5.3.88 zu 
demonstrieren und damit die politischen Zu­
sammsnhänge und wirtschaftlichen Strukturen 
des Atomprogrammms aufzuzeigen. Weiterhin 
wurde festgelegt, am zweiten Samstag nach 
Wiederinbetriebnahme der NUKEM in Hanau 
bundesweit zu demonstrieren. 

Atommüllkonferenz ln Neu· 
wled vom 5. - 7 .2.88 

Dieses Konzept sollte dann in Neuwied auf 
der Atommüllkonferenz ausgestaltet werden. 
Aber auf dieser Atommüllkonferenz wurden alle 
Anwesenden von einem Hanauer Beschluß! 
überrascht, nun doch eine bundesweite Demo 
in Hanau am 19.März durchzuführen und damit 
die Demo am zweiten Samstag nach Wiederin-

betriebnehme der NUKEM nicht stattfinden zu 
lassen. ln der daraufhin eingerichteten AG wur· 
de von vielen Seiten groBe Unzufriedenheft 
Ober den Termin 19. M4rz und z. T. massive Kri­
tik an der Entscheidung der IUH vorgebracht, 
da es als organisatorisch schwierig und als 
Überforderung eingeschätzt wurde, d.en Ab­
schalttag am 29.2., den Aktionstag am 5.3. und 
die Hanau-Demo am 19.3. auf die Beine zu stel­
len. Die Terminvorgabe 19.3. der Hanauer war 
aber für die IUH unumstößlich. Nach der AG rei· 
sten die Vertreterinnen der IUH sofort ab, ohne 
die PlenumsdiskuSSion abzuwarten. Ein Vorbe­
reitungstermin fOr den 19.3. wurde von ihnen 
nicht genannt. Die 200 Leute Im Plenum der 
Atommüllkonferenz beschlossen dann ohne 
Gegenrede, daß die Demo bundesweit mitge­
tragen werden soll und e'i das Ziel sein muß, in­
haltl ich an die a&er Demo anzuknüpfen und 
nicht hinter ihr zurückzubleiben. Insbesondere 
wurde beschlossen. zu den Anlagen in Hanau­
Wolfgang zu gehen, sich fOr die sofortige Stille­
gung aller Atomanlagen und gegen die Krimi­
nalisierung von Widerstandsbewegungen ein­
zusetzen, den gesamten Brennstoff"kreislauf" 
zu thematisieren, auf internationale Zusam­
menhänge einzugehen und die militärische Be­
deutung der Hanauer Atomfirmen in Bezug auf 
die westdeutsche Atombombenoption zu beto­
nen. Die Rednerinnen sollen nach inhaltlichen 
Gesichtspunkten ausgewählt sein und nicht 
aus Parteien kommen. 

Das Treffen ln Hanau 

Geboren wurde die Idee einer Demo in Hanau 
am 19.3. auf einem Treffen am 4.2. dortselbst, 
zu der die IUH etwa 45 Leute aus örtlichen 
christlichen Initiativen, aus Friedensinitativen, 
der Nlca·lnitiative, dem Kultur-Verein, dem 
BUND, Jusos, Grüne, DKP, SDAJ und Nach­
Tschernobyl·lnis aus dem lokalen Raum begrü­
Ben konnte. Diesas Treffen am 4.2. beschloB 
ebenfalls schon, wegen der drohenden Gefah­
ren des dort gelagerten Atommaterials nicht vor 
die Betriebe zu gehen. Diese lokalen Träger· 
kreisinis trafen sich in den folgenden Wochen 
außerhalb der Treffen des regional und bundes­
weit besuchten Vorbereitungskreises weiterhin 
gesondert für weit.erreichende Absprachen 
bzw. Vorentscheidungen. 

Am 12.2.(Freitag) fand dann das erste Vorbe­
reitungstreffen in Hanau statt, an dem auch 
Teilnehmerinnen aus anderen Städten und Zu­
sammenhängen anwesend waren. Dort wurden 
die Beschlüsse der AtommOllkonferenz (AMK) 
Neuwied (s.o.) erläutert u~ von Hanau die bis-



hefigen BemOhungen der Vorbereitung vorge­
stellt. So hatte eine AG je ein Schreiben an den 
DGB und die SPD (I) gesandt mit der Aufforde­
rung, sich an der Vorbereitung der Demo zu be­
teiligen. Eine andere AG hatte sich um die Aus­
kundschaftung von KundgebungsplAtzen be­
mOht. Bei der Vorstellung möglicher Kund~ 
bungspiAtze kam der Platz vor den Nuklearbe­
trieben gemAB dem Beschluß der Hanauer lnis 
auch gar nk:ttt mehr vor. Stattdessen spielten 
nur noch Krlteflen wie FasaungsvennOgen und 
Vet'kehrsanbindung etc. eine Rolle. Daran ent· 
zOndele sich die erste Kontroverse. Von den 
Obrigen Gruppen wurde vehement fOr eine Ein­
beziehung der Betriebe als direktem Gegen­
stand des Protestes gestritten. Die Rolle der 
Betriebe fOr die bundesweite Mobilisierung wur­
de betont, ebenso die Tatsache, daß ein ~ 
wenden von Ihnen der Demo ihre politische Brl· 
sanz und StoBrlchung nehmen werde. Oe~ 
genOber wurde von den Hanauern die Einbe­
ziehung der Firmen abgewehrt mit dem Argu­
ment, daß direkt am Gelindezaun BehAiter mit 
Uranhexafluorid (UF 8) unter freiem Himmel la­
gerten und bei einem Angriff ein UngiOck ~ 
schehen könne. Aber schon hier wurde von ei­
nigen Hanauem deutlich gemacht. daß mit der 
Abkehr von den Betrieben auch die Abkehr von 
der als Fehlschlag eingeschAtzten 86-er Demo 
beabsichtigt sei. 
Verschiedene Kompromißvorschläge wurden 

gestartet, ohne daß eine Einigung erzielt wer· 
den konnte. Ohne groBe Ergebnisse ging das 
erste Treffen zuende. Es wurde lediglich vereln· 
bart, daß die Hanauer bis zum nlchsten Treffen 
klAren sollten, ob eine Einbeziehung der Betrie­
be nicht doch mitgetragen werden könne. Fer· 
ner sollte bis zum nAchsten Mal ein Aufrufen!· 
wurfvorgelegt werden. 
Beim nAchsten Treffen am11U.wurde von den 
Hanauem ein Demokonzept vorgelegt, das drei 
Auftaktkundgebungen und einen anschließen· 
den Stemmarsch zu einem Platz am Klnzlgufer 
vorsah. Weder bei den Auftaktkundgebungen 
noch bei den Demorouten wurden die Nuklear· 
betriebe mit einbezogen. Von 1 7 Hanauer lnis 
hAtten sich 12 dagegen ausgesprochen und 
wollten eine Route am Gelände weder mitorga­
nisieren noch mittragen. Es waren sechs Rede­
beitrAge vorgesehen, die von VVN, BUND, Kir· 
ehe, DGB, IUH und ein Vertreter aus dem AntJ. 
AKW-Wlderstand abgedeckt werden sollten. 
Kriminalisierung tauchte dabei thematisch nk:ttt 
auf. Eln weiterer Schritt zurück hinter die 86-er 
Demo. Hauptkriterium der Rednerauswahl war 
dabei die PopularltAt und Werbewirksamkeit 
So wurde Hoimar v. Ditfurth, der alternative No­
belpreistrAger DOrr und für die Kirche Altner, 
Gollwltzer und Albertz vorgeschlagen. Der Auf· 
ruf war dann das beherrschende Thema des 
Abends, das Demo-Konzept wurde zunächst 
zurOckgestellt. Es wurde eine FOlie von Einzel­
kritik geQbt und • da die Zeit drlngte • so verfah. 
ren, daß die notierten Kritikpunkte von einer AG 
unter gleicher Beteiligung von lokalen und 
Oberreginalen Zusammenhingen in ·den Ent· 
wurf eingearbeitet werden sollten. Eine heftige 
Auseinandersetzung entbrannte hier bereits an 
der Aufrufformel, zu einer (friedlich und) gewalt­
freien Demo aufzurufen. Der Begriff "gewalt· 
frei" wurde von den Oberregionalen Vertretern 
als dogmatisch und wesentliche Teile des WI­
derstandes verleugnend abgelehnt. 
Elmar Dletz behauptete, die Hanauer lnla hAt· 
ten beschlossen, das Wort "gewaltfrel" mOsse 
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Im Aufruf enthalten sein. Ein anderer bestritt 
dies und meinte, es sei bei dem Beschluß nicht 
um das Wort. sondern um die Absicht bezüg­
lich der Demo gegangen. ln diesem Punkt wur­
de keine Einigung erzielt und der Aufruf-AG da· 
her keine Leitlinie wie bei den anderen Punkten 
vorgegeben. Die AG sollte sich am Sonntag 
(21 .2.) treffen und das Ergebnis am kommen­
den Freitag zur Beschlußfassung vorlegen. 
Auch am 19.2. wurdeangesichtsder scheinbar 
vollendeten Tatsachen bezOglieh Demoroute 
verschiedentlich die Frage an die Hanauer lnis 
gerichtet, ob sie bereit seien, Beschlüsse des 
Freitagtreffens zu akZeptieren, oder ob sie dar· 
auf bestünden, die wesentlichen Festlegungen 
allein zu treffen und anderen nur noch die Gele­
genheit zu geben sich dem so festgelegten De­
mokonzept anzuschließen • ohne weitere Ein­
flußmOgllchkelt. Eine definitive Antwort war dar­
auf nicht zu erhalten. 
Der Aufruf wurde dann am Sonntag; dem 21 .2., 
von der AG Oberarbeitet und dabei in eine Fas­
sung gebracht, die im wesentlichen von allen 
akZeptiert wurde • abgesehen vorn Krlminalisie­
rungstetl, der dem Vertreter der Autonornen 
Hanau nicht konkret genug war. (Keine Erwäh­
nung der aktuellen Kriminalisierung im 
Rhein/Main-Gebiet). Nur bei der Aufrufformel 
blieben die Gegensitze unOberbrOckt: Die zwei 
Vertreter überregionaler Zusammenhinge be­
standen auf der Umschreibung des Begriffs 
"gewaltfrei", ein Vertreter der Hanauer lnis 
(Nica-Komitee) wlre mit Umschreibung einver­
standen gewesen (aber auch mit dem Begriff 
"gewaltfrei"), wAhrend Elmar Dletz auf der Ver· 

wendung bestand. Eine Kampfabstimmung 
wurde vermieden. Stattdessen wurde verein­
bart, über diese Frage auf dem nlchsten Fref. 
tagsplenum zu entscheiden. Dies geschah aber 
dann auch "icht mehr. VIelmehr wurde am 
Montag (22.2.)·durch telefonischen Rundruf bei 
den Hanauer lnis entschieden, den Begriff im 
Aufruf zu verwenden und ihn so direkt · also oh­
ne das nächste Freitagsplenum abzuwarten -zu 
verschicken. Der zweite Hanauer Vertreter in 
der Aufruf AG wurde an dieser "Abstimmung" 
nicht mehr beteiligt. Er distanzierte sich am 
28.2. ausdrücklich von dieser Vorgegehenswei· 
se und nannt.e sie einen Bruch der Abmachung. 
Ab Dienstag wurde der Aufruf dann zusammen 
mit einem Begleitschreiben verschickt, das das 
Stemmarschkonzept unter Ausschluß der Nu-

klearbetriebe als vorn Trigertereis be8chlosaen 
hinstellte, obwohl das letzte TrlgertU'eistreffen 
keine deflnitve Entscheidung darüber getroffen 
hatte. 
Am 28.2.wurde diese Vorgehansweise von Ha­
nauer lnla nicht in Frage gestellt, dageg&n alle · 
Versuche abgeblockt, doch noch eine Ände­
rung bezOglieh der Route und der Aufrufformel 
zu erreichen. Daraufhin zogen sich die Vertre­
ter von: Autonome Hanau, AK gegen Atomanla· 
gen Frankfurt. UnabhAngiges Friedensplenum 
Frankfurt, Zentrumsplenum Offenbach, AKU 
W18Sbaden, Anti-AKW.Pienum Gießen, BlgAM 
Marburg, Anti-AKW·Pienum KOin, Vertreterto­
nen aus Bonn, Liga München geschlossen aus 
der Vorbereitung zurück und verbreiteten dazu 
eine Erklärung, in der die Gründe dafür darge­
stellt wurden. Es handelt sich also nicht, wie 
von der IUH verbreitet, um "die Autonomen", 
sondern um alle dort anwesenden, seit vielen 
Jahren den Widerstand tragenden Anti·AKW· 
Gruppen. Diese Erklärung wurde auch bundes· 
weit an Anti-AKW·Inis versandt. 
Bei einer kritischen Bewertung dieses Ablaufs 
sind u.E. zwei verschiedene Ebenen - auch 
wenn sie miteinander zusammenhAngen -
voneinander zu trennen: Die Umgehansweise 
politisch unterschiedlicher Gruppierungen un­
tereinander einerseits und die politischen Diffe­
renzen andererseits. Zum ersten Punkt muß für 
diesen Ablauf der Demo-Vorbereitung ganz klar 
gesagt werden: Von Anfang an haben die loka· 
len "TrAgertcreisinltiativen" unter Führung der 
IUH darauf hingearbeitet, alle Gruppen und 
StrOmungen, die radikalere Teile der Anti·AKW· 
Bewegung repräsentieren, aus einer Mitgestal· 
tung der Demo auszuschließen. So hat bereits 
die Wahl des Dei'I'IO-Termins nur Hanauerlnte· 
ressen ber()ckslchtigt, dagegen den Umstand 

ignoriert, daß durch den Marburger Konferenz· 
beschluß fOr die dezentralen Aktionen am 5.3. 
ein groBer Teil der KrAtte überregionaler Antf. 
AKW-Inis gebunden waren. Bei den Vorberel· 
tungstreffen hat eine völlig unklare Entschei· 
dungsstruktur dazu beigetragen, lange Zelt den 
Eindruck aufrecht zu erhalten, als sei doch 
noch ein echtes Interesse an einer bundeswel· 
ten Großdemo seitens der örtlichen Gruppen 
auf der Grundlage gleichberechtigter Zuaam· 
menarbelt mit den Anti-AKW-Gruppen von au· 
Berhalb vorhanden und ein Kompromiß bei den 
diversen Inhaltlichen Punkten möglich. Von sei-
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ten der Hanauer wurde auch immer wieder be­
tont, daB eine bundesweite Mobilisierung erfol· 
gen solle. Man rechnete mit einer in die 
10tausende gehenden Tellnehmerzahl, wie 
auch die Auswahl der möglichen Kundge­
bungsplätze zeigte. Der Verwirklichung dieses 
Zieles standen dann aber die Vereinbarungen 
entgegen, die von den Ortlichen Gruppen "ein· 
sam" nur noch mitgeteilt wurden. Damit wurde 
alles unterbunden, was für eine breite Mobilisie­
rung der bundesweiten Anti-AKW·Bewegung 
erforderlich gewesen wäre. Darin lag ein elda· 
tante Unehrlichkeit der Ortlichen Gruppen ihr 
gegenüber. 
Es wurde versucht, für eine Demo mit lokaler 
Zielsetzung Oberregionale Anti-AKW-Inis einzu­
spannen. Das Ist politisch aber absurd. Eine 
Stärkung/Unterstützung örtlichen Widerstan· 
des durch Gruppen von außerhalb kann nur 
darin bestehen, die Ober eine breitere Veranke­
rung des örtlichen Widerstandes hinausgehen­
de politische Bedeutung eines Standortes bei 
einer Aktion inhaltlich zu Integrieren. Es fährt 
doch niemand hundarte von km zu einer Demo, 
wenn er keinen eigenen Grund dazu hat. 
Um nicht mißverstanden zu werden: Politische 
Unterschiede in Zielsetzung und Einschätzung 
hat es ln der Anti-AKW-Bewegung immer gege­
ben. Es ist schon ein Allgemeinplatz, daß gera­
de die Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Gruppen bei Großaktionen der Bewegung ei­
nen wesentlichen Teil ihrer Stärke gegeben ha· 
ben. Dies setzt allerdings voraus, daß die betei· 
ligten Gruppen es einander ermöglichen, die ei­
genen Inhalte in einer gemeinsamen Aktion 
auch unterzubringen. ln Bezug auf diese Oe­
movorbereitung hätte dies bedeutet, da6 die 
wesentlichen Entscheidungen in dem Kreis ge­
troffen werden, in dem alle lnis vertreten waren, 
deren aktive Unterstützung von den Hanauern 
angeblich so sehr gewünscht wurde. 

Die politischen Dlffernz: 
Elnschitzung der 88er De­
mo ln Hanau 
" Die Demo 8111 19.3. soll inhaltlich an die 86er 
Demo anknüpfen und nicht hinter Ihr zurückste­
hen." - Aussage der AMK in Neuwied. 
"Die Demo am 19.3. soll jede Parallele und Ähn­
lichkelt mit der 86er Demo ausschließen. " -
Aussage der IUH. 
Dies waren die gegensätzlichen Herangehans­
weisen an die pemonstrationsvorbereitung die 
letztlich unüberbrückbar blieben. 
Der Ausgangspunkt ist, daß die 86er Demo ab­
solut gegensätzlich eingeschätzt wird: 

Bundesweit werden noch heute die Inhalte 
hochgelobt, wird betont, welche fruchtbaren 
Diskussionen und Infoveranstaltungen im Vor­
feld liefen; und es ist klar, daß die Scherben in 
der Innenstadt von niemanden politisch ge­
rechtfertigt werden. 

Auf der anderen Seite spricht die IUH davon, 
daß durch die Scherben von den Inhalten sehr 
wenig rübergekommen Ist und die Initiative vor 
Ort danach mit dem Rücken zur Wand stand 
und diese Demonstration damit fü( sie' einen 
Rückschritt bedeutet. 
Seide Einschätzungen sind unter den jeweili· 
gen Bedingungen verständlich. 

Einerseits haben wir z.B. in Marburg in den 
letzten sechs Jahren zu keiner Anti-AKW-Oemo 
so viele und so gut besuchte lnfbveranstaltun-
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gen gemacht und so viele Leute auf eine aus­
wärtige Demo gebracht. 

Andererseits werden in Hanau die Leute der 
IUH regelrecht persönlich verantwortlich ge­
macht für die Scherben und jetzt nach zwei 
Jahren auch mit den Schüssen an der Start· 
bahn in Verbindung gebracht, weil die Pistole 
auf der 86er Demo einem Zivi-Bullen agbenom· 
men wurde. Ein weiteres mal kann die IUH sol· 
ehe Anfeindungen nicht mehr politisch verkraf­
ten. 
Bei der Einschätzung durch die IUH werden al­
lerdings einige Dinge übersehen. Oie Scherben 
und die geklaute Knarre sind lediglich ein Vor­
wand für die Anfeindungen aus der Bevölke­
rung. Der Grund liegt in der Radikalität der ln­
halte selbst. Wo von Widerstand gegen einen 
Staat die Rede ist, der das Atomprogramm be­
treibt, wird von einer Bevölkerung, die auf die­
sen Arbeitsplätzen arbeitet natürlich nicht viel 
Beifall geklatscht. Auch ohne Scherben wäre 

es schwierig gewesen, diese Inhalte an "nor· 
male BOrger" zu vermitteln. Darin liegt auch 
nicht einmal das vorrangige Ziel. Wichtiger war 
es, den Betreibern zu zeigen, da8 ihre Politik 
von einer gro8en Anzahl von Menschen radi­
kill bekämpft wird. Dies Ist gelungen. 
Dazu hat entscheidend beigetragen, daß ln der 
Vorbereitung mit diesen Inhalten weit Ober den 
"harten Kern" hinaus Menschen mobilisiert 
wurden, was eine Vermittlung voraussetzt. 
Auch hier wurde ein BOndnis eingegangen mit 
Gewerkschaftskreisen, Teilen der Friedens-und 
der Solidaritätsbewegungen und den Autono­
men, das aber nicht durch Abspaltung wesentli­
cher Widerstandskreise und -formen erreicht 
wurde, sondern sich gerade durch Geschlos­
senheit auszeichnetete. 
Diese weltergehenden Differenzen und unter· 
schiedlichen Ausgangssituationen für eine er­
neute bundesweite Demo in Hanau prallten in 
der Vorbereitung für den 19.3. aufeinander und 
konnten ln der KOrze der Zelt in keiner Weise 
ausreichend diskutiert oder gar aufgehoben 
werden. Dies ist seit dem 8.11.1986 versäumt 
worden und muß schnellstens grOndlich aufge­
arbeitet werden Vorher ist wohl keine fruchtba· 
re Zusammenarbeit mehr möglich. 

Das Konzept der IUH - und 
die WlrkllchkeH 

Oie IUH hatte also vor Ort einen ROckschlag er· 
litten und sah erstmals durch den sogenannten 
Skandal wieder die Möglichkeit gegeben ln der 
Öffentlichkeit verstärkt aufzutreten. 
Gleichzeitig wird Ihr auf der Konferenz ln Mar­
burg der Wunsch nahegebracht in Hanau wie­
der eine bundesweite Demonstration durchzu­
führen, eine Aktion also, die tor IUH negativ vor­
belastet Ist, der sie organisatorisch nicht ge­
wachsen erscheint, um die sie aber letztlich 
nicht herumkommt. Dazu war .die Stimmung zu 
eindeutig, die Frage war nur noch der Zeit· 
punkt. 

ln dieser Sitution entwickelt sie eine Vorwärts· 
strategie, deren Konzept es war, mit elne.r ge­
stärkten Basis vor Ort in die Offensive zu ge· 
gen: Mit einer breiteren lokalen Unterstützung 
lokal die Demo zu organisieren, lokal zu struk· 
turieren; lokal inhaltlich zu füllen und das alles 
an einem lokal beherrschten Termin (am 
19.3.1945 wurde Hanau bombardiert und zu 80 
% zerstört). 
Oieses Demokonzept versehen mit dem F.tiket 
"bundesweit" schlägt dann zwei Fliegen mil el· 
ner Klappe: Geht das Konzept auf, hat die IUH 
wieder eine breite Verankerung in der Stadt er· 
reicht und hat außerdem formal nach außen hin 
dem bundesweiten Wunsch Rechnung getra· 
gen wieder eine GroBdemo in Hanau gemacht 
zu haben ohne jedoch im Gesamtkonzept Pa­
rallelen zur 86er Oerno aufkommen zu lassen. 
Geht man davon aus, daß die 'Demo inhaltlich 
von der Zielsetzung bestimmt war, die IUH aus 
der Defensive zu bringen und die schwankende 
Unterstützung der Nuklearbetriebe in der Ha­
nauer Bevölkerung auszunutzen und weiter zu 
kippen, so bleibt aber zu fragen, ob nicht die wi­
dersprüchliche Vorbereitung durch den lokalen 
Trägerkreis dieses Konzept zum Scheitern ver­
urteilt hat. Denn eins dürfte nach der Demo klar 
sein: sie hat unter · faktischen Ausnahmezu­
stand stattgefunden. Unter solchen Bedingun­
gen kann die Reserviertheil der Bevölkerung 
gegenOber den Hana.uer Nuklearbetrieben 
nicht in unserem Sinne beeinflu8t werden. 



Selbst die Tatsache, da8 das Polizeiaufgebot 
als Obertrieben empfunden wurde, kann hOch­
stena vermutet werden. Eher dürfte der friedli- · 
ehe Ver1auf eben diesem Aufgebot zugeschrie­
ben werden, da in der Öffentlichkeit ja der Ein­
druck vomerrschen mußte, hier demonstriere 
- wie '88 - die bundesweite Antt.AKW­
Bewegung. WAre von Anfang an die Demo als 
eine des lokalen BOndnlsses vorbentltet wor­
den, hAtte sich dieser Ablauf vermelden lassen. 
So hat sich aber das MAntelehen des Anspruch 
einer bundesweiten Demo zu einem Strick um 
den eigenen Hals gewandelbt. Diese Demower­
bung mußte in der Hanauer Bevölkerung 
zwangslluflg Assoziationen zu '88 wecken. 

Peinlicherweise hat die IUH es damit der Polizei 
erst etmeglicht, ihr selbst eins auszuwischen 
und so "Rache" fOr '86 zu nehmen. Die Polizei­
strategenwußten nur zu genau, daß sie sich mit 
einem massiven Aufgebot den Hanauem bei ei­
ner bundeawelten Anti-AKW-Demo gut als Ga­
ranten fOr Slchertlelt und Ordnung verkaufen 
und gleichzeitig das politische Ziel der Initiati­
ven grOndlich durchkreuzen konnten. 
logesgesamt muß fOr die bundesweite Anti­
AKW-Bewegung gesagt werden: 
Unsere Demo war es nicht! Das war nicht unse­
re Antwort auf den "Skandal". Damit 1st das 
Konzept der IUH doppelt gescheitert. Durch 
den 19.3. 1st es insgesamt nur noch schwerer 
geworden, adäquat zu reagieren. 
Die gesamte Auseinandersetzung um eine 0. 
monstratlon in Hanau hat uns aufgezeigt, da8 
hinter der Politik der IUH nicht so sehr die der­
zeitigen politischen "SachzwAnge" , oder neu 
erOffnete "Ansatzpunkte" als Ursache stehen, 
sondern eine grOndsAtzllche grOnreale Protest­
politik, die sie schon lange verinnerlicht haben 
und darin zum Ausdruck kommt. Nach unserer 
Einschätzung hat sich die IUH, oder einzelne 
KOpfe in ihr, was faktisch das gleiche bedeutet, 
schon lange von radikalem, militantem Wider-
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stand~ und finden es durchaus in Ord­
nung, wenn Leute tor verschiedene Aktionsfor­
men, die in der Anti-AKW-Bewegung Bestand­
teil des radikalen Widerstandes sind, in den 
Knast wandem. Solche Äußerungen fielen auf 
den Vomereltungs1reffenll 
Dieser Schritt der Ausgrenzung, Im Kopf schon 
lange vollzogen, fand nun in doppelter Form 
seine Ausformung: Zum einen wurde die Ha­
nauer Situation als Vorwand vorgeschoben, um 
radikale Inhalte zu kippen, zum anderen wur­
den als willkommemer Preis fOr ein breites 
BOndnls in der Stadt eben diese Inhalte "geop­
fert". 
Dieser scheinbare Gewinn an Breite der ßewe. 
gung auf Kosten eines wesentlichen Teils des 
Widerstands anzustreben Ist mit uns nicht zu 
machen und bedeutet gerade in der derzeitigen 
Situation eine Preisgabe des Prinzips, sich 
nicht an den Widerstandstonnen Spalten zu 

",~ 

lassen. Diese BOndniapolitlk stellt die IUH aber 
nicht nur in Ausgrenzung vom radikalen Teil 
des Widerstands, sondern auch von weiten Tei­
len der Bewegung, die unabhännglg von ihren 
eigenen Widerstandsformen eine so.lche Politik 
nicht mitmachen wollen. Die IUH muß sich der 
oft bewiesenen StArl(e der Anti-AkW.ßewegung 
bewußt werden, da8 es noch an keinem Stand­
ort zu einer Dlstanzlerung und Ausgrenzung 
von radikalen, außerhalb bestehender Gesetze 
entwickelten und entfalteten Aktionsformen ge­
kommen 1st und ein solcher Schritt ln Hanau die 
Frage aufwirft: W18 ist weitergehender Wider­
stand gegen die Nuklearbetriebe möglich, ohne 
von der IUH kontrolliert zu werden. 

Initiativgruppe Umweltschutz Hanau: 

Der Vertreter unserer BI fuhr mit dem ausdrOck­
llchen Auftrag zur Atommillikonferenz nach 
Marburg (24.1.86), sich dort tor eine G~ 
monstration in Sonn einzusetzen. Nach der 0. 
mo vom 8.11 .88 hatten Im Grunde alle von uns 
unter erheblichen Anfeindungen, nicht nur in 
der Presse aondem Insbesondere unter lokalen 
Gruppen zu leiden. Im Obrlgen schien uns der 
Skandal nach Sonn übergeschwappt, so daS 
wir der Auffassung waren, daß dort national wie 
international das gr08te Echo tor unseren Pro­
test zu erzielen sei. Insbesondere nach den 
Startbahnmorden wollten wir keine Demo wie 
1986 in Hanau, die uns in unserer Arbeit zu­
rOckgeworfen hatte. 

Die Atommüllkonferenz ln 
Marburg und wie mit der 
Auffassung der lokalen BI 
umgegangen wurde 

Die AtommOllkonferenz in Marburg gestand 
zwar groBherzig zu, da8 Ober den Kopf einer lo­
kalen BI nichts hinwegentschieden werden soll-

te; setzte sich aber letzlieh Ober die lokale BI 
hinweg. Zunächst wurde bereits in den Ein­
gangsstatemants klar, da8 keiner "Bock hatte" , 
nach Sonn zu fahren. Die politischen Argurnen­
te gegen Sonn waren dabei allerdings sehr rar 
gesetzt, die Unlust gegen Sonn dominierte. Als 
auf die Hintergrande unserer Auffassung, in 
Hanau keine GroBdemo durchtohren zu wollen, 
eingegangen wurde, gab es kaum Verständnis 
für unsere EinschAtzung, da8 die~ kein 
Erfolg gewesen sei. Lediglich eine Vertreterio 
aus Bleifeld konzedlerte:"D/e lJ6.Demo war 
Oberall ein Erfolg, nur nicht ln Hanau". Unklar 
ob dieser eindeutigen MIBeinschAtzungen ist 
uns, ob man in der Antt.AKW-Bewegung die 
Presse damals nicht gelesen hatte oder grund­
sätzlich der Auffassung Ist, da8 die bundes­
deutsche Presse vom Bodensee bis zum Nord­
sestrand nur Mist schreibt. (taz inklusiV) 
Als unser Vertreter am Nachmittag die Konfe­
renz verlassen hatte, war klar. da8 im Grunde al­
le nach Hanau fahren wollten. Als Auswelch­
möglichkeit sollten nunmehr 4 dezentrate 0. 
monatrationeo stattfinden (Essen, Gorleben, 
Wackeradort und Frankfurt). Als von einigen 

gesagt wurde, letztere solle ln Frankfurt oder 
Hanau stattfinden, äußerte der Gorleben­
Vertreter, daß sie dann ebenfalls nach Hanau 
kommen wOrden. Damit war für uns klar, da8 
Hanau nicht als Standort tor eine jener vier de­
zentra.len Standorte in Frage kommen sollt( . 
Doch dann kam der Trick durch die Hintertür. 
Obgleich klar war, daß wir in Hanau keine Groß. 
demo wollten, kam der Vorschlag, dann doch 
wenigstens am 2. Samstag nach Wiederinbe­
triebnahme der Nukem eine bundesweite 0. 
mo in Hanau stattfinden zu lassen. Unser Ver­
treter sagte, da8 er dazu keine Zustimmung der 
BI habe. GroB war deshalb unser Erstaunen, 
als am nächsten Tag in der Presse zu lesen 
war, daS die bundesweite Demo an jenem zwei­
ten Samstag nach Inbetriebnahme der' Nukem 
beschlossene Sache sei. Noch mehr staunten 
wir, als wir dann der Presseerklärung von Mar­
burg entnahmen, da8 der Kompromiß nunmehr 
in einer dezentralen Demo in Frankfurt oder He­
nau bestehen solle. Also wir, die wir keine 0. 
rno ausrichten wollten, sollten womöglich nun . 
sogar zwei ausrichten! Wo also war die Mei­
nung der BI geblieben! 
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Wie die Hanauer BI mh dem 
Marburger Beschluß um· 
ging 
Es war uns klar, da8 der Wunsch in Hanau eine 
bundesweite Demo durchzufOhren, in Marburg 
sehr gro8 war. Der fertige Beschluß (2. Sams­
tag) schien uns organisatorisch Oberhaupt nicht 
durchführbar. Nach langer Debatte wollten wir 
eine Demo in Hanau Oberhaupt nur durch 
führen, wenn sich auf lokaler Ebene Gruppen 
finden, die ein solches Unternehmen unter­
stützten. bei der 86-Demo waren uns nAmlich 
(wohl aufgrundder radikalen Inhalte? I) die loka· 
len Initiativen davongelaufen. Um Oberhaupt ei­
ne solche Grundlage anpeilen zu können, die 
für uns unabdingbar war, luden wir fOr den 
4 .. 2.88 zu einem lok.alen bis regionalen Treffen 
ein, um die Bereitschaft zu testen. Zu diesem 
Treffen erschienen ca. 45 Leute, die auch im 
wesentlichen das Sprektrum der relevanten po­
litischen Gruppen repräsentieren (Friedeninitia­
tiven, Nicaragua-Initiative, kirchliche Gruppen, 
Jusos, BUND, Grüne, Fraueninitiativen, DKP, 
SDAJ, Nach-Tschernob~ruppe'l, Kulturve­
rein etc.). Die Autonomen Hanau waren eben­
falls eingeladen, schickten jedoch keinen Ver­
treter. 
Auf diesem Treffen entstand dahn die Idee, am 
19.3. -dem Tag der Zerstörung Hanaus- ei· 
ne bundesweite Demo in Hanau durchzu. 
führen. Die IUH sah also ab diesem Zeitpunkt 
erst eine Grundlage fOr eine Demo in Hanau 
gegeben. Obgleich wir zunAchst keine Demo 
gewollt hatten, wurde uns nat0r1ich dieser a. 
schluß dann in Neuwied verübelt. 

Neuwled - und ein nlch­
ster Beschluß Ober die BI 
hinweg 
Als unser Vertreter (Eimar Dlez, wie in Marburg) 
Im Eröffnungsplenum ln Neuwied am 6.2.88 
den Beschluß lokaler Gruppen, nunmehr doch 
eine Demo in Hanau durchzuführen (19.3.88) 
vorstellte, waren die Reaktionen V"n Überra· 
schung uber Zustimmung bis Ablehnung. Die 
Arbeit.sgruppe Termine, die sich mit allen De­
mos beschäftige beschloß dann mit deutlicher 
Mehrheit, den Demo-Termin 19.3. zu akzeptie­
ren. Inhaltliche Vorgaben wurden ln dieser AG 
sowohl für die regionalen als auch fOr Hanau 
nicht gemacht. Umso überraschter waren wir 
demne~h. als uns beim Vorbereitungstreffen in 
Hanau (12.2.) die Beschlüsse von Neuwied prä­
sentiert wurden. Wenn das Plenum am nAch­
sten Tag festlegte, daß die Demo in Hanau an 
die 86-er Demo anknüpfen sollte, so bleibt die 
Frage offen, ob unsere Einschätzung Ober· 
hauptjemanden 14 Tage vorher ln Marburg in­
teressiert hat; denn wie anders Ist es möglich, 
einen solchen Beschluß zu fassen. Es Ist rich­
tig, da8 unser Vertreter nach der AG wegfuhr, 
Im Glauben die Entscheidung sei gefallen; sei· 
ne Abreise hatte jedoch persönliche familiäre 
Gründe. 

Die Vorbereitung der Demo 
vor Ort und der groBe 
Knatsch 
Offensichtlich mißverstAndlieh hatten Gruppen, 
die in Neuwled sich nach dem nächsten Treffen 
vor Ort erkundigten, gemeint, die Vorbereitung 
mOsse in Hanau erst beginnen. FOr uns war der 
lokale Zusammenschluß die Ausgangslage fOr 
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eine breitgetragene Demo vor Ort, die bundes­
weit auch mobilisieren sollte. Die Demo 1964 in 
Hanau, die ebenfalls bundesweit war, wurde 
von einem weit kleineren Kreis Ahnlieh vorbe­
reitet (damaliges Motto " Bombenstimmung ln 
Hanau''). Jedoch sollte uns und den lokalen 
Gruppen anscheinend unmißverstAndlich klar 
gemacht werden, da8 die politischen Inhalte, 
die Demoroute und auch die Redner nichts 
mehr mit unseren lokalen Vorstellung zu tun 
haben sollten. Entsprectlend anma8end und 
arrogant versuchten die Vertreter der angereJ.. 
sten Gruppen uns auf Unie zu bringen. Daß 
dies in übelsten Tönen und in einer agresslven 
Weise geschah, die Teile des lokalen Bündnis­
ses regelrecht sprachlos machte, nahmen die 
meisten leider nicht zur Kenntnis. 
Wir wurden regelrecht vor die Alternative ge­

stellt, ob wir uns "den bundesweit gefaSten a. 
schlOssen" beugen wollen oder nicht, anson­
sten hAtten wir keinen Anspruch auch bundes­
weit einzuladen. Keinerlei VerstAndnls wurde 
entgegengebracht, daß diese Demo vor allem 
die Aufgabe habe, verlorenes Terrain wiederzu­
gewinnen, das durch die 86-er Demo verloren 
gegangen war. Angesichts dieser Divergenzen 
waren die Positionen zum Tell nicht mehr mit 
einander vereinbar. FOr uns war es dieses Mal, 
angeslchts der 86-er Demo und der fOr uns 
deutlich gewordenen Gefahren des UF 6-
Lagers auf dem Nukleargelinde nicht zu ver­
antworten, VOf die Betriebe zu ziehen. Anderer· 

seits wurde uns praktisch als Dogma vorgehal­
ten, da8 die Anti-AKW-Bewegung immer vor die 
Atomanlagen gezogen sei. Der VOIWUrf " Ihr 
seid korrupt", der kurz vor dem Knall kam, fOhr· 
te dann leider fast zu. Handgreiflichkeiten. 
Die inhaltliche Kontroverse entzilndete sich in 

den drei Vorbereitungstreffen, an denen Grup­
pen aus anderen S~en anwesend waren, vor 
allem an der von uns aufgestenten Forderung, 
daß angesichts der Ereignisse wAhrend und VOf 
allem nach der Demo 86 klar sein mußte, daß 
diese Demo 88 friedlich und gewaltfrei ablaufen 
sollte. Warum dann dies nicht ln den Aufruf 
reinschreiben? Oie ständige Gebetsmühle, wir 
wOrden damit Teilnehmer ausgrenzen, er­
scheint absurd, als jedermann bekundete, es 

solle keine Scherben geben oder man wolle 
keine Auseinandersetzungen. Es 1st uns bis 
heute nicht begreiflich, da8 unser ausdrOcldi­
cher Hinweis, da8 "frfedllc:t\. und gewaltfrei" 
sich auf diese Demo am 19.3. beziehen solle, 
stets damit abgebOgelt wurde, die Hailauer 
wollten keine Mitarbeit der bunde8deutachen 
Anti-AKW-Sewegung. lnsbesoudere die hefti. 
genAngriffe aus München machten viele Ver­
tniter aus Hanau sprachlos. Als daM die Pole­
mik kam, wir wOrden es genauso machen, wie 
die Friedensbewegung und würden schon se­
hen, wo wir landen, war eine KoueensmOgllch­
keit vertan. 

FOr uns in Hanau sollte dle88 Demo wieder 
ein Klima schaffen, das in Hanau den Wider· 
stand vergrOBem sollte. DafOr war nach 86 die 
Featlegung " friedlich und gewaltfrel" unum­
gänglich. Uns damit ein Hereinfallen auf die 
Ideologie der Gewaltfreiheit unterstellen zu wol­
len, erscheint absurd, als keiner sich zur Ge­
wal1bereltschaft bekannte, ganz im Gegensatz 
zu einem Augblatt, das dann am 19.3. verteilt 
wurden, auf dem ausdriiddlch stand: 'Wir ver· 
teidigen uns, sind gewaltbereit (gerade ln einer 
ao Gesundheit, Leben und Freiheit bedrohen­
den Frage wie die Atomkraft)." Oie Kompromiß. 
beleit8c:haft zu den inhaltlichen Aussagen des 
AufTUfa war in der Unterarbeitagrup, die den 
Aufruf redaktionell Oberarbeiten sollte, unserer­
seits setv gro8. Nicht zu tragen ist jedoch, da8 
von uns gefordert wurde, angeslchts der auf 
der Demo 86 entwendeten Polizeiwaffe mit der 
die Polizistenmorde an der Stattbahn auage­
fOhrt wurden, einen Solidaritltsaufruf loszulas­
sen. 

Als iri diesen beiden Punkten kein Konsens er­
zielt war, entschlo8 sich • nach telefonischen 
ROcksprachen • der Trigerkreis aus hanauer 
Gruppen nach einer inhaltlichen Erweiterung 
zum Bereich Atomenergie und 3. Welt den Auf­
ruf herauszugeben, ohne das nAchste allgemei­
ne TrAgetkreistreffen abzuwarten. Ma8gebllch 
hierfOr war, daß noch knappe vier Wochen zur 
Demo waren (also höchste Zeit) und wir als Ort· 
liehe Gruppen auch Ihnhaltlieh nicht bereit wa­
~n. von diesen Positionen abzuweichen. Im 
Ubrigen wurde von uns darüber der Vertreter 



der hanauer Autonomen, der in der Unterar· 
beltsgruppe mitgearbeitet hatte, sogleich lnfor· 
miert. Es trifft also nicht zu, daS wir das nächste 
TrägerkreiStreffen fünf Tag später damit Ober· 
rascht hätten, wie von einigen behauptet wird. 
Wenn ein Vertreter der hanauer Gruppen von 
dem hanauer Konsens in dieser Unterarbeits­
gruppe abgewichen war, so tat er dies ohne 
Mandat. Zu den VorwOrten bezOglieh der Red­
ner, wir hätten keine Inhalte herübelbringen 
wollen, muß noch gesagt werden, daS die Red­
nerinnen und Redner, die dann sprachen, doch 
wohl nicht noch der allgemeinen Absegnung 
der bundesweiten Anti-AKW-Bewegung bedür· 
fen , bevor sie auch reden dürfen . 
Wenn Robert Jungk, Landrat Schulerar 
(Schwandorf), lngeborg Kleinhans (schwedi­
sche Anti-Atombewegung), Prof. Altner (Heldel­
berg), ein Vertreter der Swapo, Undlne v. Blott­
nitz (BI LOchow-Dannenberg), ein Vertreter von 
Ärzten gegen Atomkraft und ein BI Vertreter vor 
Ort nur polemisch als " Prominenz vor lnhaJ. 
ten" abgetan werden, dann bleibt die Frage, ob 
wir uns bei Redebeiträgen eines verengten 
oder erweiterten Inhalts bemühen wollen, bzw. 
welche Spektren wir auch mit Redebeiträgen 
ansprechen wollen. Das pure Verdikt, keine 
Parteiredner zu Wort kommen zu lassen, hatten 
wir für absolut kurzsichtig, Insbesondere, wenn 
wir an eine Erweiterung unserer Bewegung 
denken. Deshalb war es für uns von ganz be­
sonderer Bedeutung, daS sich Teile der evang. 
Kirche unserem Protest und dem Aufruf an­
schlossen und der evang. Dekan von Hanau 
bei der Auftaktkundgebung sprach. Hätten wir 
etwa den SPD-Landrat Schulerar aus Schwan­
dorf ausladen sollen? 
Die Auseinandersetzung im Vorbereitung­

straffen gestaltete sich im Grunde zur Machtfra­
ge, ob wir uns als lOkale Initiativen dem Durck 
von oben beugen wOrden. Die Härte mit der je­
der Diskussionsleiter aus den lokalen Gruppen 
attakiert wurde, zeigte dies. Für uns als lokale 
BI stellte sich schnell die Frage, ob wir es zulas­
sen können, daS wieder einmal wie 86 die loka­
len Gruppen sich aus der Vorbereitung verab­
schiedeten, da sie sich nicht dem Druck radika­
ler Parolen beugen wollten. Im Übrigen gibt es 
bei uns auch die Einschätzung, da8 das Absä­
gen von Strommasten gefährtich Ist und zwar 
nicht nur tar die Beteiligten sonde.m auch für 
die BevOikerung. Wer Aktionen dieser Art 
durchführt, muß sich überlegen, welche Folgen 
dies haben kann. Wird dies nicht gemacht, so 
ist dies tahrtässig. Daraus ergeben sich auch 
politische Folgen tar die Anti-AKW-Bewegung, 
die s.ie in die Isolation drtngen können. Es kann 
daher auch nicht verlangt werden, daß wir uns 
mit jeder auch so unüberlegten Aktion solidari­
sieren. Wir ·haben angesichts der schroffen 
Auseinandersetzungen darauf gebaut, daS die­
se Demo den Widerstand vor Ort, der der Ent­
scheidende auf lange Sicht gesehen ist, voran­
treiben soll und haben deshalb das breite lokale 
Bündnis nicht einer übergeordneten Idee op­
fern wollen. Deshalb kam es auch zum Bruch, 
der uns jetzt als Spaltung ausgelegt wird: Es ist 
einfach, uns diesen Vorwurf zu machen und da­
bei zu unterschlagen, da8 mit dem Vorgehen 
der Vertreter der bundesweiten Anti-AKW­
Bewegung (wer Immer sie zu diesem Kadervor­
gehen berechtigt haben möge) die lokalen Ini­
tiativen, die zur Mitarbeit gewonnen waren, 
ausgegrenzt werden sollten. Dies mußte auch 
den auswärtigen Gruppen klar sein. 
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Wer uns den Vorwurf der Spaltung machen 
will, muß sich von uns den Vorwurf gefallen las­
sen, er verlange, daS sich angesprochene 
Gruppen aus den sozialen Bewegungen erst ei­
nes radikalen Verständnisses befleißigen müß­
ten, bevor sie sich unserem Protest gegen Ale> 
menergie anschliessen dürften. Es wurde von 
uns Immer wieder betont Wir wollen mit dem 
Aufruf, den Inhalten· und der Demoroute die 
Leute dort abholen wo sie in Ihrer skeptischen 
Haltung zur Atomenergie auch in Hanau nach 
den Skandalen stehen und nicht verlangen, sie 
müßten so werden, wie der radikalste Flügel 
der Anti-AKW-Bewegung. 

Das Demoverbot 

Die so heftig attackierte Demoroute, die nicht 
an den Nuklearbetrieben vorbeitah'ren sollte, 
wurde dann Ins juristische Karussel gezogen 
bis hin zum Verbot durch den Oberbürgermei­
ster der Stadt Hanau (SPD). Es zeigte sich, da8 
es anscheinend fOr die Herrschenden weit ge­
fährlicher Ist, wenn eine Demo durch die Stadt 
also bei den BOrgern vorbeitahrt als wenn sie 
vor den Toren der Stadt zu den Nuklearbetrie­
ben geht. Womöglich wäre eine Route vorbei 
an den amerikanischen Kasernen zu den Nu­
klearbetrieben sogar genehmigt worden; denn 

dann hätte man uns aus der Stadt draußen ge­
habt. DaS man uns auf die Ringstraße am Ran­
de der Innenstadt zum Freiheitsplatz verbann­
te, bekämpften wir bis zum Verwaltungsgericht 
in Kassel, hatten jedoch damit keinen Erfolg. 
Der Vorwurf, der uns von den ausgestiegenen 
Gruppen gemacht wurde, wir wären mit der 
Routenplanung auf die " Bedürfnisse der staat­
lichen Repression " eingegangen (AKU Wies­
baden nach der Demo) ist arigesicht der Jurist1-
stischen Auseinandersetzung mit der Stadt Ha­
nau wohl an Absurdität nicht mehr zu Oberbie­
ten. 

Die Demo vom 19.3. und Ih­
re Einschätzung 

NatOrlich haben wir mit mehr Leuten gefE!Chnet, 
als dann effektiv kamen. Einschätzung der Poli­
zei 4 - 5.000, unsere Zählung 7 bis 8.000. Es 
stimmt allerdings merkwOrdlg, daß sich unsere 
Kritiker ln den diversen Papieren dann auf die 
Pressezahlen einlassen. Es war uns auch klar, 
da8 die bundesweit verbreiteten Demobilisie­
rungspapiere der eigenen Anti-AKW·Bewegung 
nicht ohne Folgen bleiben. 

Wieviele Leute mehr gekommen waren, hätte 
es die Distanzierungspapiere nicht gegeben, ist 
dennoch eine spekulative Frage. Wir denken, 
daß die massiven Hetzkampagnen der CDU am 
Ort mit Unterschriftensammlung und Straßen­
piaktierungen " Hanauer wehrt Euch gegen Ge­
walt und Terror- keine gewaltäUge Demonstra­
tion in unserer Stadt" sowie die angekCmdigte 
und auch durchgeführte Massenpräsenz von 
ca. 6.000 Polizisten während der Demo ab­
schreckend gewirkt hat auf den Kreis von skep­
tischen BOrgem, den wir ansprechen wollten. 
Wie konnte eigentlich die CDU auf die Idee ver­
fallen, solche Plakate aufzustellen, wenn wir in 
den Augen der Anti-AKW-Bewegung der staatli­
chen Repression in die Hände gearbeitet ha­
ben, mag man da fragen. 

Der ROckzug eines Teils der Anti-AKW­
Bewegung vor der Demo macht uns betroffen, 
weil wir uns als hanauer BI seit den Anfängen 
der Anti-AKW-Bewegung im Kampf befinden 
und zu den Standort-Bis gehören, deren ROck­
zug uns - ausgenommen eines Teiles der 
Wackersdorfer Bis - bislang nicht signalisiert 
wurde. Es klingt auch fatal und anmaßend, 
wenn man uns die bundesweite Anti-AKW­
Bewegung als Antipode entgegenhält, zu der 
wir schon Immer gehört haben und der wir in 
jahrelangem Arbeiten auch erst die Bedeutung 
der hanauer Nuklearbetriebe klarmachen muß­
ten. 

Der Erfolg dieser Demo besteht darin, daß ln­
halte in der Presse unserer Auffassung nach 
besser rübergekommen sind als 1986. Eine 
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Diskussion in Hanau und überall kann nicht 
mehr die Scherben von 86 als Alibi anführen. 
Das lokale Bündnis hat gut zusammengearbei­
tet und bietet Ausgangspunkt für neue Aktivitä­
ten. Dies zeigte sich bereits beim ProzeB gegen 
Robert Jungk und beim Besuch einer Indianer­
delegation aus dem vom Uranabbau bedrohten 
Gebieten. Diese Demo hat trotz nicht ganz er­
füllten Erwartungen den Weg freigeschaufelt, in 
Hanau weitere Aktivitäten mit gröBerer Basis 
vor Ort durchzuführen. Dies war mit eine Ab­
sicht für uns, eine Demo durchzuführen. DaB 
uns Teile der bundesweiten Anti-AKW­
Bewegung dabei im Stich gelassen haben und 

meint.en, sie mOBten rechthaberisch und dog­
matisch uns einen Weg aufzwingen, der unsere 
örtliche Situation völlig unberücksichtigt lABt, 
zeigt nicht den Weitblick, den wir von jahrelan­
gen KAmpfem im Anti-AKW-Bereich erwarten 
könnten. 
Wenn die BIGAM (B.Orgerinitiative gegen Ato­

manlagen Marburg) in ihrem Schlußsatz 
fragt:' 'Wie ist weitergehender Widerstand ge­
gen die Nuklearbetriebe möglich, ohne von der 
IUH kontrolliert zu werden", so sehen wir darin 
eine Drohung, daB eventuell mit der Gründung 
"der wahren und reinradikalen BI vor Ort" ge­
spielt wird. Wer also betreibt hier die Spaltung? 

OaB man uns gar zu Vertretern einer lange ver­
innerlichten "grundsAtzlich grünrealen Politik" 
herunterdegradiert, sollten die BIGAM-Leute 
doch mal dem Joschka Fischer erzAhlen. Der 
würde sich vor Lachen biegen angesichts der 
Auseinandersetzungen, die wir mit ihm hatten. 
leider belegt diese Fehleinschätzung, daB die 
Anti-AKW-Bewegung doch noch einiges Ober 
die Grünen - allerdings nicht von den Grünen -
zu lemen hat, außer sich um ihre Gelder zu be­
mühen. Im Übrigen halten wir da BIGAM­
Papier an einigen Stellen in der Analyse durch­
aus für richtig, wenn wir auch nicht mit den Er­
gebnissen Oberelnstlmmen. 

Plenum der West-Berliner Anti-AKW-Gruppen: 

Nicht erst seit den skandalösen Enthüllungen 
um die Hanauer Nuklearbetriebe, sind diese Im 
öffentlichen Blickfeld. 
Seit Jahren schon kämpfen Gruppen aus der 
näheren U'1d weiteren Umgebung für die sofor­
tige Stillegung. Oie Kampagne gipfelte fürs er­
ste in der Großdemo 1986 mit 30.000 Men­
schen. Hier wurden nicht nur die ökologischen 
Gefahren der Atomtechnologie thematisiert, 
sondern gleichzeitig auch auf die Bestrebun­
gen der BAD aufmerksam gemacht, sich zur 
selbstständigen Atommacht aufzurüsten. Oie 
Ausbeutung der namibischen Uranminen durch 
das südafrikanische Rassistenreglm kam ge­
nauso zur Sprache, wie die Möglichkeiten des 
Ausstiegs aus dem Atomenergiewirtschaft 
Unsere Forderungan wurden durch ein breites 
Bündnis von Friedens-, Dritte-Welt- und Anti­
AKW-Grupoen unterstützt. Damit wurde dieser 
Thematik der ihr gebilhrende politische Druck 
zuteil. Auf Grund unserer Erfahrungen mit der 
Hanau-Oemo 86 und der StArke, die sie vermit· 
telt hat, setzten wir groBe Erwartungen in die 
Demo am 19.3. 
Wir sahen die Chance durch die Aktualität des 
Themas Hanau und einer groBen, starken Oe­
mo, daB unseren Schließungsforderungen der 
nötige Druck von der Straße verliehen werden 
kann. 
Auf Grund der Auseinandersetzung um die Ge­
staltung der Demo sehen wir dieses Ziel nicht 
mehr gewährleistet. Schon die ausdrückliche 
Formulierung von "Gewaltfreiheit" im Aufruf 
war ein VerstoB der lnitiative-Umweltschutz­
Hanau (IUH) gegen die besherigen Grundsätze 
der Anti-AKW-Bewegung in ihrem ganzen 
Spektrum. 
Durch die Wahl der Demonstrationsroute und 
der Entscheidung nicht zu den Betrieben zu ge­
hen, wurde der Hanau-Oemo der letzte Sinn ge­
nommen. Warum wurde von der IUH nicht 
gleich eine Demo in Bonn oder anderswo favo­
risiert, anstatt in Hanau nur ab vorn SchuB zu 
demonstrieren??? 
Für uns kann diese Art der Demovorbereitung 
nicht mehr ein gemeinsames Erarbeiten von 
Konzepten darstellen. Wir sehen nicht mehr die 
Möglichkeit der Qleich~htiRten Teilnahme 
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aller Gruppen an Vorbereitung und Ausgestal· 
tung der Demo. 
Für uns gibt " nur die Forderungen nach: 
- Änderung der Demoroute (in die Innenstadt 
und zu den Betrieben) 

- Beteiligung von Rednerinnen aus allen Be­
reichen der Anti-AKW-Bewegung und nicht vor­
wiegend aus den Reihen der Sozialdemokratie 
- gleichberechtigte Beteiligung in den Vorbe­
reitungsgruppen 
Wenn die Forderungen nicht erfOIIt werden 

sprechen wir uns für einen Boykott der Demo 
am 19.3.88 aus. 
Wir können es nicht dulden, daB die Gruppen 
der Anti-AKW-Bewegung gespalten werden in 
salonfähig also gewaltfrei und solche die z.B. 

als Autonome mit ihren Inhalten auf der Demo 
nichts zu suchen haben. 
Es ist zu bedauern, daB diesa wichtige Demo 
nur einen Teil der Anti-AKW-Bewegung wieder­
spiegeln soll, in einer Phase in der WIR von un­
serer V~elschichtigkeit profitieren könnten. 
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AKU Wiesbaden: 

Zur Einschätzung 

Oie Demo war ein Flop in mehrfacher 
Hinsicht: 
• Oie Teilnehmerzahl mit 4 · 5.000 Leu· 
ten schichtweg katastrophal; 
· Der politische Sinn · ein mächtiges Nach· 
&chlagen der Anti-AKW Bewegung auf 
die Atomskandale · wurde völlig verfehlt; 
- Oie Demo wurde für die Teilnehrnerln· 
nen zum Frusterlebnis (Polizeiaufgebot, 
triste Stimmung, menschenferne Oemon· 
strationsroute, unerträgliche Kundge· 
bungslänge); 

-Das regionale Ziel, die Pro-Nukem· und 
Pro-Atom-Stimmung der hanauer Bevöl· 
kerung mit Unterstützung druch. Ge· 
werkschaften, SozJaldemokraten und Frie· 
densgruppen zum Kippen zu bringen, 
wurde nicht erreicht. Oie vermeintlichen 
Bündnispartner blieben im Gegenteil der 
Demo fern. 

Zu den Ursachen 

Dem 19.3. lagen eine ganze Latte von 
Fehleinschätzungen der Hanauer (ins· 
besondere der IUH) zu grunde. Auf die· 
sen aufbauend wurden immer neue Feh· 
ler gemacht: 
· Bereits die Vorgeschichte des Termins 
war fragwürdig: Nach der ursprünglichen 
Ablehnung einer bundesweiten Groß· 
demo in Hanau, stand der 19.3. zeitlich 
konkurrierend zu den regionalen Aktivi· 
täten am 5.3. (Der häufig angeführte Zu· 
sammenhang mit dem Jahrestag der 
Bombardierung Hanaus war nicht nach· 
vollzieh· bzw. vermittelbar und auch kei· 
neswegs mobilisierend.) 

· Oie Annahme der IUH, ein offensives 
Bekenntnis zur Gewaltfreiheit und damit 
eine klare Oistanzierung vom angeblich ge· 
wattbereiten linken Flügel der Bewegung, 
hätte einen besonders mobilisierenden Ef· 
fekt in realo-grünen und sozialdemokrati· 
sehen Kreisen, hat sich als Illusion erwie­
sen. Dieser ideologische Purismus (mit 
seinem Hang zum Ausgrenzen) scheint 
eher Leute abgeschreckt zu haben. 
- Oie Hoffnung, daß das gezielte Heraus· 
drängen der radikalen Anti-AKW-Bewe· 
gung aus der Demovorbereitung ohne 
Konsequenzen für die Mobilisierung blei· 
ben würde, wurde in der Praxis erwar· 
tungsgemäß enttäuscht: Wenn über Jahre 
hinweg gewachsene Strukturen der AKW· 

Gegner sich zu einer gemeinsamen Nicht· 
Teilnahme entschließen müssen, so hat 
das seine Folgen. Daß in allen großen hes· 
sischen Städten für den 19.3. nahezu 
nichts geschah, ist kein Zufall. 
- Der Umgang mit Polizei, Behörden und 
Justiz im Vorfeld der Demo wurde zum 
Offenbarungseid in Sachen Selbstbeschnei· 
dung und Eingehen auf die Bedürfnis~e der 
staatlichen Prepres.sion ( Routenplanung, 
inhaltliche Beschränkungen, vorauschau· 
ende Abwehr vermeintlicher "Gefahren") . 
Entsprechend ist es der IUH auch zu kei· 
nem Zeitpunkt gelungen, gegen d ie per· 
manente Vorfeldkriminalisierung (COU· 
Kampagne) in die Offensive zu kommen 
(offene Kontroverse um Demonstrations· 
freiheit, Durchsatzung des Oemonstrati· 
onsrechts). 
• Das Vertrauen auf einen breiten Unter· 
stützerkreis von 130 lnis, Gruppen und 
Organisationen war falsch, da diese kei· 
neswegs automatisch für gute Mobilisie· 
rungszahlen und eine hohe Teilnehmer· 
zahl stehen. (Zur Demo in Frankfurt am 
5.3. hatten nur knapp 30 hessische Grup· 

pen aufgerufen ; dennoch kamen immer· 
hin · auch noch enttäuschende · 3.000 
Demonstranten.) 
· Oie Konzentration der Vorbereitungen 
auf einen kleinen Kreis hanauer Grup· 
pen und Initiativen bei einem bundes· 
weit angesetztem Spektakel kann nur de· 
mobilisierend wirken, da sich zahllose an· 
dere Gruppen nicht horeichend vertre· 
ten sehen. Noch dazu. wenn die vorgab· 
Iichen regionalen Bündnispartner aus 
demselben sozialdemokratisch-gewerk · 
schaftliehen Klüngel kommen sollen, wie 
auch Oberbürgermeister und Landrat, die 
die Demo auf Teufel komm raus verbie· 
ten wollen. 

Zum Polizei~taatsaufgebot 

Das Demonstranten-Polizei-Verhältnis 
von 1 : 1 sollte klarmachen, daß auch 
noch so weit gehende inhaltliche (Gewalt· 
freiheit) und praktische (Route) Zuge· 
ständnisse an den Prepressionsapparat kei· 
neswegs ein Garant für polizeiliche Oees· 
kalation sind. Im Gegenteil mußten die 
Demonstrantinnen für ihre Friedensbereit· 
schaft neben diversen Einschüchterungs· 
maßnahman (Kontrollen, Spallier etc.) 
auch noch zynischen Spott in Form von 
verteilten Polizeiflugblättern und demon· 
strativ aufgebauten "besorgten" Polizi· 
tenfrauen hinnehmen. Sicher hat die Poli· 
zei - wie auch d ie IUH - mehr Teilneh· 
mer erwartet. Unabhängig davon sollte 
aber auch die ausreichende militärische 
Präsenz des Polizeistaates vorgeführt wer· 
den, um der Demo wie auch der Öffent· 
lichkeit zu verdeutlichen, wer hier unter 
welchen Bedingungen demonstriert und 
zu demonstrieren hat. Die Einschüchte· 
rung auch der weniger radikalen AKW· 
Gegnerinnen hat nichts mit Autonomen, 
mit Schüssen und mit Gewalt zu tun; sie 
unterliegt einem ausschließlich politi· 
schem Kalkül. 

Alles friedlich - auch ein Er· 
folg 

Oie These von der IUH und vor allem 
der Presse. die Demo sei allein ob ihrer 
Friedlichkelt ein Erfolg gewesen, erscheint 
als ein ganz besonderer Quatsch 
und Hohn;-eine unfriedliche Perspektive 
stand schließlich zu keinem Zeitpunkt bei 
irgendjemandem zur Debatte. Mit diesem 
fragwürdigen Trostpflaster werden die we· 
nigen Demonstranten des 19.3. im Nach· 
hinein noch verspottet. 
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Redaktion atom: 

Der Versuch der BI Hanau, mit einem vor­
rangig aus der Region aufgebauten Bmd· 
nis im grünen Spektrum und rechts davon 
die Bürger bundesweit nach Hanau zu 
mobilisieren, ist fehlgeschlagen. Der Kurs 
der Hanauer, den linken und autonomen 
Flügel der Anti· AKW· Bewegung aus der 
Demovorbereitung· und Mobilisierung he­
rauszuhalten, wurde nicht belohnt - es 
kamen nicht mehr Menschen als ' 86, son· 
dern deutlich weniger, um gegen die 
Atombetriebe zu demonstrieren. 
Doch die in verschiedenen, uns zugegan· 
genen Diskussionsbeiträgen vorgenomme­
ne Schuldzuweisung für die magere Demo 
an die BI Hanau verstellt den Blick aufdie 
objektive Situation und den Zustand der 
Anti· AKW· Bewegung nach dem Hanau­
Skandal. 
Die Frage nach den Ursachen der gerin· 
gen Demo-Beteiligung urld der politischen 
Landschaft nach dem Hanau· Skandal als 
zweiter größerer Krise der Atomenergie 
war u.a. Thema der letzten Redaktions· 
sitzung der "Atom" - die dabei angastell· 
ten Oberlegungen wollen wir im Folgenden 
kurz skizzieren. 
Die Stichworte dafür, was als Hanau· 
Skandal thematisiert werden durfte, wur· 
den von den Regierenden und den Medien 
geliefert. 
Auf diese Weise gelang es, von TAZ bis 
Bildzeitung ein allgemeines Fässerzählen 
zu arrangieren, Bordellbesuche, Beste· 
chungsgelder und dubiose Entsorgungs· 
praktiken im (fernen und zudem ausländi· 
sehen) Mol zu " der Affäre" zu ma.:hen. 
Die Message des Medienrummels war ein· 
deutig:~ier die schwarzen Schafe der 
Atommafia, dort eine makellose Regierung. 
die - nachdem hier und da die Zügel ent­
glitten waren -hart aber gerecht die Din­
ge wieder in Ordnung bringt. Für die Anti· 
AKW- Bewegung war die Situation somit 
viel komplizierter als nach Tschernobyl -
1986 wußte jeder, daßdie Regierung mau· 
erte und log. 
Darüber sich auszutauschen und Schlüsse 
zu ziehen, wurde im Februarauf dem bun· 
desweiten Anti· AKW- Treffen in Marburg 
versäumt. An erster Stelle stand wie üblich 
der Tatendrang, nicht d ie Reflexion. 
So richtig und erfolgreich beispw. in Gor· 
leben und lübeck das Aufgreifen der öf­
fentlichen Erregung um aufgeblähte Fässer, 
Plutoniumbeimischungen im Faßmüll oder 
MOX- Transporte von Seiten der Anti· 
AKW- Bewegung war und ist, so birgt ein 
unkritisches Aufgreifen des von oben ge­
setzten Skandalverlaufes gleichzeitig die 
Gefahr, daß für die Atommafia und die 
Herrschenden wirklich brisante Bereiche 
weiter im Verborgenen gehalten werden 
können. Die offensive Thematisierung des 
Skandals von oben ermöglichte erst seine 
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BeschränKung auf einen " Entsorgungs· 
skandal" und die rechtzeitige Beerdigung 
der Angelegenheit. Das, was man von 
oben auf keinen Fall thematisiert haben 
wollte - das Plutonium im Bunker der 
Alkem, die Unfähigkeit der internationa· 
len Kontrollen, hier Abzweigungen von 
Bombenrohstoffen zu entdecken, die Ver­
strickung des Staates in die Affäre - erhält 
jetzt Nahrung durch die Erörterungen im 
Bonner Untersuchungsausschuß, findet in 
der Öffentlichkeit und der Bewegung aber 
kein Interesse mehr. 
Selbstkritisch muß hier angemerkt wer­
den, daß auch die Atom mit ihrem letzten 
Titelbild der allgemeinen Fässerhysterie 
von Stern bis Spiegel lediglich hinterher· 
kleckerte. 

"Tiefe Schnitte" oder der Tod des 
Patienten? 

Ausgezahlt hat sich die außerordentlich 
flexible neue CDU· Politik mit ihren maß· 
geblichen Trägern Töpfer und Weimar. 
Gelang es der CDU bereits in den Monaten 
nach Tschernobyl eine erstaunliche Palette 
von Integrationsmechanismen - angefan­
gen bei der Installierung eines "Umwelt· 
ministers" - zu entfalten, so wurde mit 
Hanau noch eins drauf gelegt. Nachdem 
die Bestechungen nicht mehr unter der 
Decke zu halten waren, überboten Weimar 
und Töpfer sich mit ständig neuen Skan­
dalvarianten und Verdächtigungen der A­
tommafia, um unmittelbar darauf nach 
"gründlicher Kontrolle" den Atomfirmen 
zu bescheinigen "alles falscher Alarm". 

Die Töpfer· Strategie, Vergehen in den 
Atomfirmen nicht abzustreiten, sondern 
aufzunehmen und mit großer Geste "tie· 
fe Schnitte" und er,nsthafte Konsequenzen 
anzudrohen, stiftete bis in die Reihen der 
Atomgegnerinnen Verwirrung. Erreicht 
wurde damit einerseits, daß die Rolle von 
Landes- und Bundesregierung in Hanau 
und bei der Atommüllentsorgung nicht 
ins Schußfeld der Kritik geriet und d ie ln­
scenierung "einige korrupte Atommanager 
und ein Saubermannnamens Töpfer" voll 
zur Wirkung kommen konnte. 

Von Bedeutung war nicht mehr die Gefähr­
lichkeit der in Hanau angehäuften Nuklear· 
materialien, sondern nur noch, ob Töpfer 
sie denn nun unter ausreichender Kontrol· 
le habe oder nicht. 
Die T AZ beklagte allen voran, daß Töpfers 
"tiefer Schnitt" in die "Eiterbeule Atom· 
industrie" daneben gegangen sei - als ob 
es für diesen Schnitt eine richtige Stelle 
oder ausreichende Tiefe gäbe. Der von 
uns gewünschte Tod des Patienten stand 
nicht mehr zur Debatte. Auch der Bürger­
dialog sozialdemokratischer Manier 
kommt wieder zu Ehren. Die ersten, die 
Töpfer im Sinne seiner Vereinnahmungs­
strategie empfangen konnte, waren die 
" Eltern für unbelastete Nahrung". 

Gleichzeitig dürfen, wie schon nach 
Tschernobyl, CDU· Vereine und christde­
mokratische Promis - wie diesmal lothar 
Späth - ohne Schelte die Atomenergie in 
Frage stellen oder sogar den Ausstieg for· 
dern. Das vor allem in bürgerlichen Kreisen 
erzeugte Gefühl, die Bewältigung der Ha· 
nau- Affäre sei bei Töpfer in besten Hän­
den und auch der Atomausstieg komme, 
egal mit welcher Partei, eines Tages sozu­
sagen von selbst, dürfte nicht unwesentlich 
dazu beigetragen haben, daß die zweite 
Krise der Atomenergie deutlich weniger 
Menschen zum auf die Straße gehen 
bewegte als Tschernobyl. 
Der Integrationskurs von CDU und SPD 
stellt die Anti· AKW- bewegung vor neue, 
bislang noch wenig diskutierte Probleme 
und es stellt sich die Frage, wie wir diese 
Integrationsstrategien unwirksam machen 
können. 

Anknüpfen an den Hoffnungen der 
Menschen 

Ein Beispiel dafür hat das Vorgehen von 
AKAW und LIGA in lübeck geliefert.; 
Zu allererstwurden mittels selbstständiger 
Recherchen und Aktionen der unabhän­
gigen Anti- AKW- Gruppen die MOX­
Transporte überhaupt zu einem Thema 
gemacht. Politisch gab es io der Frage der 



Einschätzung der SPD- Ausstiegsdemago­
gie nicht die geringsten Illusionen. Gleich· 
zeitig aber wurde für die Entwicklung des 
Widerstandes gegendie Atomtransporte 
angeknüpft an die Hoffnungen, "die nach 
will vor viele Menschen ... darauf rlchtlln, 
die SPD werde in Lübsck und falls sie in 
Schleswlg- Holstein die Regierung über· 
nimmt, erst recht mit 110ller Krsh einsn 
StDp der AtomtransportB und den Aus­
stieg aus der A tDmenergie betreiben."( 1 ) 

Diese Politik wa~ getragen von der Ein­
schätzung, daß eine "Aussicht auf Erfolg" 
nur besteht .• "wenn es gelingt, breitJJ Krei­
se der Bevölkerung an Protestaktionen zu 
betJJillgen, die sich schließlich zu einem 
echten WiderstJJnd gegen die TransportJJ 
verdichtJJn." Die Taktik, daß Anti· Atom· 
Geklingel der SPD scheinbar ernst zu neh­
men ("die Zusammenarbeit auf der Grund­
lage einsichtiger Forderungen suchen bei 
[jeichzeitiger Freiheit der KritikH) (1) 
zwang die SPD zur Offenlegung ihrer Wi­
dersprüche. Zusammenarbeitsangebote 
und populäre Forderungen erzeugten ei­
nen öffentlichen Druck, unter dem die 
SPD- Spitze sich genötigt sah, ebenfalls zu 
den Aktionen zu mobilisieren und sich in 
der einen oder anderen Weise daran zu be· 
teiligen. 
Dazu mag auch die Wahlkampfsituation 
in Schle$wig- Holstein beigetragen haben. 
Dieses Vorgehen hatte einerseits eine e· 
norm mobilisierende Wirkung auf die SPD· 
Basis und die Lübecker Bevölkerung. Er· 
möglicht wurde damit die in erfolgreicher 
Arbeitsteilung durchgefülrte Blockade der 
MOX- Transporte, wobei LIGA, AKAW, 
die Verladerampen blockierten und die 
Anwesenheit von SPD und BEvölkerung 
einen vorzeitigen Polizeieinsatz verhinder­
te. Diese Taktik der autonomen Anti­
AKW- Gruppen führte andererseits immer 
wieder aller Welt den Widerspruch zwi· 
sehen Worten und Taten der SPD· Spitze 
vor Augen und demonstrierte somit die 

Antt-AKW-Bewegung nach dem 14.1. · 

Unabdingbarkelt einer starken, unabhängi· 
gen Anti· AKW· Bewegung. 
Die Hanauer hatten mit der Deno am 19. 3. 
ebenfalls eine die Bevölkerung ansprechen· 
de Massenaktion im Kopf gehabt. Doch 
statt die herrschenden lntegrationsmecha-

nismen von links aufzugreiten und den 
entlarvenden Streit mit wichtigen, verbal 
den Atomausstieg vertretenden Meinungs­
trägem zu suchen, wurde Selbstverharm­
losung geübt. Das Konzept der "Gewalt· 
freiheit in ausdrücklicher Abgrenzung zur 

Hanau- Demo vom 8.11. 86 verhinderte 
weder ein Verbot durch den (SPDI)- Ober· 
bürgermeister nod'l hat18 es breiter mobi­
lisierende Wirkung. Denn die lntegrations­
llefnühungen von Töpfer, Weimar fielen 
gerade bei denen, die die Hanauer anspre· 
chen wollten, auf frud'ltbaren Boden. Das 
Raushai11m der Linken erwies sich also 
auch unter diesem Gesichtspunktalsfatal 
- denn nur diejenigen, die kei~ Illusionen 
in diesen Staat haben und ihm Atomwaf­
fenoptionen zutrauen sind ohne gröBere 
Anstrengungen zu mobilisieren, bzw. zu 
eigenen tatkräftigen Mobilisierungsan· 
strengungen bereit. 
Unabhängig davon, ob überhaupt eine 
Chance bestand zum 19. 3. tatsächlich 
bundesweit nach Hanau zu mobilisieren, 
hat die BI Hanau dem linken bzw. auto­
nomen Teil der Bewegung keine andere 
Wahl gelassen, als sich aus der Aktionsvor­
bereitung- und· Mobilisierung herauszuzie­
hen. Doch als Antwort auf Töpfer u·nd 
die flexibel gewordene Politik der Herr­
schenden wird die Beschränkung auf die 
lokale Zuspitzung spontaner Ereignisse in 
Zukunft nicht ausreichen. Aufgenommen 
werden muß die Analyse eben einer poli­
tischen Schachzüge der: Atomenergiever­
walter und die Debatte um Themen, die 
wir unsereneits in den Mittelpunkt rücken 
müssen. 
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Neuordnung 

Die Atompolitik des hierfür zuständigen 
Bundesminister ist in der Sache durch 
dreierlei gekennzeichnet: 
1. Ausbau der Plutoniumindustrie, 
komme was wolle. Die ALKEM-Erweit· 
erung wurde von Töpfer genehmigt, 
der Wackersdorf-Ausbau ohne JUris­
tische Grundlage gebilligt, die Kalkar­
Inbetriebnahme per Bundesanweisung be­
schleunigt. 
2. Die krisengeschüttelte Atomindustrie 
wird mithilfe des Einflusses der Deutsch­
en Bank von überflüssigem Ballast befreit, 
durchrationalisiert, monopolisiert. 
3. Zentralisierung der nuklearen Kompe­
tenzen. Die hessische Politik nach Tscher­
nobyl hat gezeigt, daß die Eigenständig· 
keit der Bundesländer potentiell wirk· 
same Widerstände gegen eine erbarmungs­
lose Pro-AKW.Politik hervorbringen kann. 
Die Töpfer-Maßnahmen zielen deshalb 
auf schrittweise Beseitigung des Föderalis­
mus im Atombereich. Mit jeder AKW-Kri· 
se beschleunigt Bonn d ie nukleare Zen· 
tralisierung : Nach Tschernobyl wurde 
mit der Störtall-Verordnung für den 
nächsten Super-GAU jegliche Länder· 
kompetenz ausgeschaltet. Im Zuge der 
Hanau- Auseinandersetzungen werden die 
Atomtransporte verstaatlicht und über die 
Errichtung der neuen Bundesbehörde 
Länderkompetenzen weiter eingeschränkt. 
Es wäre eine Verharmlosung zu behaup­
ten, trotz atomkritischer Bevölkerungs­
mehr~it wolle Töpfer alles beim Alten 
belassen. ln Wirklichkeit werden Entfal­
tungsmöglichkeiten der krisengeschüttel­
ten Atomindustrie verbessert und für die 
auf sie zukommenden neuen Aufgaben im 
Bereich der westeuropäischen militäri­
schen Ambitionen die Weichen gestellt. 
So viel, so schlecht. 
Die eigentliche politische Leistung Töp­
fers besteht aber darin, diesen Kurs ohne 
Abstriche durchzuhalten und dennoch 
bei einer angeblich atomkritischen Bevöl­
kerungsmehrheit keine Rebellion, son­
dern überwiegend sogar Sympathie zu 
ernten. 
Diese Töpfer· Imagepflege, oder was das­
selbe ist: die Verankerung der Atompol­
tik Kohls in der Bevölkerung stützt sich 
auf zwei Faktoren. 
Da Ist zum einen die Selbstbeherrschung 
der CDU/CSU. Diese Leute wissen, daß 
offener Beifall für den Atomminister des· 
sen Image nur schädigen kann. Stattdes­
sen klopft man ihm diskret auf die Schul 
ter. 
Da ist zum anderen die sozialdemokrati· 
sehe Medienpolitik vom SPIEGEL bis zur 
taz, die nach dem traurigen Abgang des 
Joschka F. eine neues Idol gesucht und in 
dem jung-dynamischen Töpfer gefunden 
zu haben scheint. Was diese Blätter seit 
geraumer Zeit an kabinettsinternen Wi-
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dersprüchen zwischen dem atomkri­
tischen Tö pfer hier und dem atomfana­
tischen Rest dort zusammenkonstruie­
ren, stellt jede Kreml-Astrologie in den 
Schatten. Der SPIEGEL schoß mit der 
Charakterisierung Töpfers als "Toten­
gräber der Atomenergie" Anfang April 
88 zweifelsohne den Vogel ab. Immer 
verantwortungsloser diesem Zeitgeist an­
gepaßt sind allerdings ebenfalls die 
Stellungnahmen der taz. Drei Beispiele 
aus jüngster Zeit : 
1. Ende April griff erstmals Töpfer in 
Absprache mit seinen Kabinettskolle­
gen zu dem Mittel der Bundesanwei­
sung, um d ie Inbetriebnahme von Kai­
kar zu beschleunigen. Dieser Schritt 
bedeutet zweifellos eine neue quali· 
tative Stufe in der Auseinandersetzung 
um den Schnellen Brüter. Die ,,Zeit" be­
zeichnete noch im Januar dieses Jahres 
eine derartige Anweisung als " Kriegs­
erklärung gegen den Förderalismus". 
Die taz freil ich läßt sich auch durch diese 
Kleinigkeit in ihrer Töpfer-Verehrung 
nicht beirren: 

TAZ liebt 

Töpfer 
" ln der vergangenen Woche war mehr­
fach spekuliert worden, ob Töpfer dem 
Druck seiner Kollegen nachgibt und eine 
Weisung nach DüSS61dorf schickt" wußte 
am 28.4. Gerd Rosenkranz zu berichten. 
Nachdem nun Töpfer .angeblich widerwil­
lig- dem Druck des Kabinetts nachgege· 
ben hat wird ein Tag darauf in der taz 
die Töpferanweisung flugs als "Watte­
bäU$Chchen-Angriff" runtergespielt und 
das " Nachgeben" Töpfers in den Rang 
einer besonders klugen taktischen Finesse 
erhoben. Nicht der Brüter-Förderung 
diente dieser Schachzug Töpfers, sondern 
· klug, klug!- "in erster Linie der Ruhig­
stellung seiner Banner Kabinettskolle­
gen'~ 

Diese Klugheit überbietet nur noch der 
Kanzler höchstpersönlich, wenn er mit 

seinem Engagement für Wackersdorf er­
folgreich die Ruhigstellung des CSU.Yor­
sitzenden betreibt ... 
2 . Nicht nur das Botha-Regirne, auch die 
Praxis der Umdeklarierung von Uran zur 
Förderung der südafrikanischen Uranver­
käufe werden von der Bundesregierung 
~it Jahren unterstützt. Nicht die Bun­
desregierung bestreitet das, sondern ... 
die tazl So berichtet unter der Über­
schrift " Let' s SWAP" taz-Kommentator 
Thomas Scheuer arn 21 .4. von dem ,,Ent­
flechtung$/cünstler" Töpfer, der bisher 
,,bei seinen Operationen einen wichtigen 
Knoten übersehen" habe. Wie gut, daß 
nunmehr die taz unseren unbedarften 
"Künstler" mit dem SWAP-Uranhandel 
vertraut gemacht hat I Nicht nur Töpfer, 
das gesamte Kohl-Kabinett wird entlas­
tet, wenn es im taz-Kommentar weiter 
heißt:"Die Hanauer Atomiker •eren 
voll-autonom: Mi t Firmen und Regie­
rungen, selbst von Weltmächten, spielen 
sie den Affen ..• Nationaler Kontrolle 
wird der Stoff entzogen" usw .usf. Nur 
am Rande sei vermerkt, daß die Bundes­
regierung über das Forschungsminister­
ium und ihre bundesdeutschen Euratom­
Vertreter die Praxis der Uran-SWAPs 
nicht nur gedeckt sondem mitinitiiert 
hat. 
3. Mit " Juso Töpfer" überschrieb am 
16.4. d ie taz ihren Leitartikel zur Ver· 
staatlichung der Atomtransporte. Ein­
helliger Beifall des taz-Kommentator 
Manfried Kriener für eine Maßnahme, 
mit der Töpfer - so Kriener wörtlich­
"eine alte Juso-Forderung aus den lOer 
Jahren erfüllt" hat. Und das Dollste 
ist: Niemand hat' s gemerkt! 
Gleich zweimal ist in diesem Kom­
mentar die Rede von "Vater Staat", 
auf den man sich in großer Not "fast 
selbstverständlich" und im lntersesse 
des ,Al/gemeinwohls" besinnt. Offen­
kundig habe man in der Frage es 
" ordnungsgemäßen Umgangs mit poten­
tiell hochgefährlichen Stoffen" bei 
einem staatlichen Betrieb ,,mehr Ver­
trauen". 
Zu behaupten, daß hier "Vatsr Atom-
11aat" die Regie übernimmt, wäre bei dem 
netten Wesen des Herrn Töpfer aber auch 
geradezu Ketzereil Der dankbare und ab· 
gruncttief deutsche taz-Verweis auf "Va­
ter Staat" ist geeignet, so manche Er­
scheinungen im Bereich der Atomenergie 
in ein neues Licht zu rücken. So war bei 
der Atomkatastrophe von 1957 in .Winds­
cale die staatliche Kontrolle geradezu per· 
fekt : Noch 30 Jahre später sitzt in Groß­
britannien "Vater Staat" auf den Akten, 
aus denen hervorgeht, was damals wirk­
lich geschah . "Juso" Töpfer ist immerhin 
auf dem Weg dorthin und die taz klatscht 
Beifall. 



Ist vom "Atomskandal" die Rede, setzt mittler­
welle bereits ein Wühlen ln Erinnerungen ein. 
Eines dokumentiert das deutlich: Atomwirt­
schaft und Atomstaat haben in den Alltag. zu­
rOckgefunden, ist auch gerade der noch so 
skandalös. 
Am 8. Januar 88, - damals hieß es noch 
"Transnuklear-Skandal", - widmete die ZEIT 
dem Bundesumweltminister eine halbe Seite 
unter der Überschrift "Klaus T()pfer, gerade 
seht Monate Im Bonner Amt, muB seine Feuer­
teufe bestehen." (ZEIT 8.1.88). Feuertaufe 
meint gemeinhin erste Bewährungsprobe im 
Fronteinatz bei FeindberOhrung. Die Feindbe­
rOhrung haben wir ihm erspart! Konkret meinte 
die Zeit denn auch nur: "An der BewMigung der 
Afflre muB er (T()pfer; r.k.) sich messen lassen." 
Als Merksatz gab sie ihm fOr diese Aufgabe mit 
auf den Weg: "Der Bundesumweltminister soll 
den Schaden begrenzen. " (ZEIT 8.1.88) Als 
Fingerzeig an die Adresse Töpfers ist dieser 
Hinweis überflüssig. Töpfer, weiß am besten 

auf wessen Seite er steht, worin seine Aufgabe 
liegt. Das zeigen die Ergebnisse, die er mit sei­
ner Neuordnung der Atomindustrie abliefert. 
Bemerkenswert ist allerdings der Stil, in dem 
Töpfer seine Aufgabe bewältigt .. 

T6pfer: Skandal-Manager 
der Atommafia 

Vergleichen 146t sich dieser Stil mit dem Auftritt 
BIOms in Chile. Was BIOms Rolle fOr die CDU 
auf dem Felde der Menschenrechte im Chile­
Einsatz war, ist die Rolle Töpfers auf dem Felde 
der Umwelt. Die Public-Relation stimmt bis ins 
Detail. Suggeriert wird das Bild des Sauber­
mann in Bonn, der durchgreift und der aufräumt 
unter der Mafia. Dieses Bild kam an. Die Taz 
verstieg sich anlAßlieh des Entzugs der Tran­
sportgenehmigung fOr die Transnuklear durch 
Töpfer bis zu der Schlagzeile:"M/nister TIJpfer: 

Neuordnung 

Allein gegen die Mafia. " (T az 18.12.87). 
Die Frankfurter Rundschau wußte kurz vor dem 
Jahreswechsel zu berichten: "Sogar die Atom­
kraftgegner vom Bund fOr Umwelt und Natur­
schutz haben Reaktorminister T6pfer schon fOr 
seine 'klare Haltung' beim Management der im­
mer brenzliger werdenden Trensnuklesr-Affllre 
gelobt." (FR 29.12.87). 
Selbst die 'atom' nahm zum 'Atomskandal ' im 
Titelbild nun die 'Atommüllma~a· aufs Korn. 
Der Atomstaat blieb auch hier zumindest aus­
geblendet. 
Gewiß, von einem Zimmermann wären Schritte 
wie zu Transnuklear und zu Nukem nicht unbe­
dingt zu erwarten gewesen. Nur: ein Zimmer­
mann hAtte in dem "Atomskandal" gewiß auch 
nicht so gut ausgesehen. Management, vor al­
lem Krisen-Management oder Skandal­
Management bedürfen eines besonderen Typs 
Politiker. Die hat mittlerweile auch die CDU. 
Ein Schlüsselwort in Töpfers "Skandai­
Mangement" wurde "lückenlos", als Variante 
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Neuordnung 

auch "rückhaltlos". Das erste Mal tauchte es 
beim besagten Entzug der Transportgenehmi· 
gung für die TN auf. Es wOrden "keine Trans­
portgenehmigungen erteilt, bevor der Fa~/ nicht 
'lückenlos' aufgeklllrt und die Zuvertllssigkeit 
des Unternehmens überprüft worden sei." (FR 
18.12.87), lieB Töpfer verlauten. 
Aufgegriffen wurde das Wort von seinem hessi· 
sehen Kollegen Weimar, der in diesem "un­
glaublichen Skandal" gleichfalls "lückenlose 
Aufklllrung" forderte (Taz 18.12.87). 
Wo es im Oezemter noch um "lückenlose Auf· 
klärung" ging, versprach man·- so Weimar im 
hessischen Landtag - im Januar bereits "Eine 
vollstllndige und 16ckenlose Darlegung des bis­
herigen Sachverhalts betreffend die Hanauer 
Nuklearbetriebe." (FR 21.1.88). Es fällt auf, 
man hatte es eilig. Das merkte auch die SZ: "/n 
einem atomberaubenden Tempo hat Klaus Tiip­
fer die erste Etappe des Transnuklear-skandals 
hinter sich gebracht." (SZ 28.12.87). 
Ebenfalls noch im Januar geht es bereits um 
lOckenlose Konzepte. Solche fiir "die lückenfo. 
se Beaufsichtigung schwach-aktiver Abflllle bis 
zur Endlagerung" (Welt 27.1.88), oder um "eine 
lückenlose Kontrolle der staatlichen Aufsicht." 
(Faz 27.1.88). 
Im Februar hatte man es dann im Kernfor· 
schungszentrum Karlsruhe gefunden, das 
"EDV-gestützte Buchhaltungssystem mit dem 
jederzeit Verursacherund Verbleib der radfoakti.. 
ven Reststoffe lückenlos nachgewiesen werden 
klJnnen." (Handelsblatt 8.2.). 
Im März war es bereits unter Dach und Fach, 
das "lückenlose KontroHsystem" (Faz 15.3.) 
oder besser das "lückenlose Abfal/verlolgungs­
und Produktionskontrollsystem" (SZ 15.3.), 
oder noch besser das "lückenlose, computer· 
gestützte Abfallverfolgungs- und Produktions­
kontrollsystem für alle schwach- und mittelakti­
ven Abfiille. " (Handelsblatt 15.3.). 

Töpfer und seine Freunde: 
Schnitt für Schnitt "etwas 
mehr" Atomstaat 

Der Mythos vom Saubermann und entschlos­
sendurchgreifenden Macher, den Töpfer sich 
bereits mit seinem Skandal-Management in 
den Hochzeiten des Atomskandals erworben 
hatte, setzte sich in der Neuordnung von Atom­
wirtschaft und Staat fort. 
Einen bedeuteten Anteil daran hatte das Wort 
von den "tiefen Schnitten", die in Hanau nötig 
seien. Ein schönes Bild! Man/Frau sah in förm· 
lieh vor sich, wie er der Atommafia mit dem 
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Messer zu Leibe rückt. Nur Eines hatte er dazu 
gesagt: Ziel dieser "tiefen Schnitte" sei nicht 
der Tod des Patienten Atomwirtschaft, sondern 
"die Gesundung des Patienten" (Faz 23.3.88). 
Damit hätte spätestens hier zur Kenntnis ge­
nommen werden müssen, daß Töpfer nicht das 
Werkzeug der. Anti-AKW-Bewegung ist, son· 
dern sich im Dienst an der Atomindustrie tätig 
zeigt. Doch dem war nicht so. Die Taz, die den 
Umweltminister bereits im Dezember mit der 
Schlagzeile "T(jpfer: AllfJin gegen die Mafia" 
(Taz 18.12.87) feierte, dokumentierte noch im 
April ihre bittere Enttäuschung Ober die Neu­
ordnungsplAne ihres Umwelthelden Töpfer und 

schimpfte ihn jetzt einen "Papiertiger". Beina· 
he hat es den Anschein sie wollte ihn für einen 
erneuten Versuch anfeuern, heißt es dort: "Tiip­
fers tiefer Schnitt - daneben." (Taz 14.4.88). 
Zeigte die Taz sich in diesem Sinne zutiefst ver· 
wirrt, stricken Andere kräftig weiter am Mythos 
Töpfer. 
Die Zeit präsentierte einen Töpfer, der "der 
Atomwirtschaft in aller Öffentlichkelt neue Orga­
nisationsstrukturen oktroyiert" (Zeit 25.3.88). 
Der Spiegel zeichnete einen Töpfer, der 
"Deutschlands Atomwirtschaft zu einem neuen 
Anfang zwingt." (Spiegel 11.4.88). 
Während die Zeit dabei zumindest noch soweit 
auf dem Boden blieb, darauf hinzuweisen "daß 

T(jpfer und die Industrie am gleichen Strang zie.. 
hen: belde wollen zum 'geordneten Betrieb' der 
Kemkraftwerlcsindustrle zurückfinden" (Zeit 
25.3.88), hob der Spiegel ganz ab. Was da ge­
schah, geriet ihm zur "kleinen Revolution" und 
Töpfer zum "Totengrllber der deutschen Kem· 
energie" (Spiegel11.4.88). 

Alles das ist reinste Legendenbildung. ln dieser 
Neuordnung wird nicht oktroyiert und keiner ge­
zwungen. Alles geschieht nicht nur in wohliger 
Eintracht sondern auch in engster Kooperation. 
Töpfer und die Atomindustrie ergänzen sich in 
nahezu perfektem Zusammenspiel. Hinter dem 
blendenden Schein Töpferscher Verlautba· 
rungen, regelmäßig sekundiert durch sein hes­
sisches Sprachrohr Weimar, breitgetreten 
durch eine Presse von FAZ bis Taz, betreibt die 
Atomindustrie ihre Neuordnung selbst. 
Die Rahmenbedingungen dazu wurden zuvor 
auf höchster Ebene abgesteckt. Das Töpfer· 
sehe Konzept zur Neuordnung kursierte in der 
Atomindustrie als "Herrhausen-Papier" (Spie­
gel 11.4.88). Altred Herrhausen ist seines Am­
tes Vorstandssprecher der Deutschen Bank 
und in dieser Position persönlicher Berater des 
Bundeskanzlers. Er nimmt damit eine Aufgabe 
wahr, die von der Deutschen Bank traditionell 
ausgeführt wird. Was Abs für Adenauer, Klasen 

für Brandt und Guth fiir Schmidt gewesen sind, 
das ist heute Herrhausen für Kohl. Sein Enga­
gement für die Atomindurstrie im Speziellen 
drückt sich in seiner persönlichen Mitglied­
schaft im Deutschen Atomforum aus. (AG 
Atomindustrie, Wer mit wem?, Fft./M. 1987). 

Töpfers Schnitt ln der "Ent· 
sorgung": 
Die Setreiber führen die 
Hand 

Im Bereich der "Entsorgung" wurde ein von 
Töpfer bei den Kraftwerksbetreibergesellschaf· 
ten in Auftrag gegebenes Konzept Grundlage 
für die jetzige Neuordnung (SZ 15.3.88). Wie 
Töpfer am 21. April vor dem Hanauer Untersu­
chungsausschuB erklärte, sei ihm ein derarti· 
ges Konzept bereits "in einem Gesprllch am 11. 
Januar in Aussicht gestellt" worden (Taz 
22.4.88). 

Damit lägen diese Planungen für eine Neuord­
nung bereits vor der Zuspitzung des Atomskan­
dals mit dem von Wallmann geäußerten Ver­
dacht und der Stillegong der Nukem. 
Auf der Wintertagung des Deutschen Atomfo­
rums am 26. Jenuar kündigte Hermann Krämer 
von der Preag dann auch öffentlich an, dem 
Umweltminister 'schon in wenigen Wochen' ein 
Konzept zur Neuordnung in diesem Bereich 
vorlegen zu wollen (Welt 27 .1.88). Alsesam 14. 
März schließlich präsentiert wurde bezeichnete 
Töpfer es - seinem Ruf als Saubermann und 
Macher wahrend, aber 'in der Sache' das An­
gebotene ergreifend - "als 'einen Schritt in die 
richtige Richtung'. Er müsse aber noch prüfen, 
inwieweit sich der Entsorgungsplen in die Ge­
samtbeurteHung der unternehmer/sehen Neu­
ordnungder Hanauer Nuklearbetriebe einfüge" 
(SZ 15.3.88). 
Nach diesem Abgleich mit der "Gesamtbeurtei· 
lung" der Neuordnung, man mag auch sagen 
mit dem "Herrhausen-Papier", wurde das Kon­
zept in den GrundzOgen übernommen. Eine 
Abänderung erfuhr es in dem Punkt, an dem 
der GNS von Seiten der Energiekonzerne auch 
die Verantwortung für die Atomtransporte über· 
tragen werden sollte. Hier wurde als L6sung ge­
funden, daß die GNS zwar "die notwendigen 
Transporte veranlaBt" (Spiegel 11.4.88), die 
Verantwortung für den Mülltourismus aber ei­
ner "Transportgesellschaft unter der untemeh­
merischen Führung der Bundesbahn" Obertra­
gen wird. 



Trotzdem ist das "Coming-Out" der GNS be­
achtlich, wird sie doch zumindest als Monopol­
unternehmen für den Bereich "Entsorgung" 
inthronisiert. Vorbereitet wurde ein solches 
"Coming-Out" von der GNS bereits auf ihrer 
Gesellschafter-Versammlung am 1. Dezember 
1987 mit einer Verdoppelung des Stammkapi­
tals· auf 6 Mio. DM (Grüne Zeiten Nr. 15/88). 
Das war eine Woche, bevor der Atomskandal 
mit den Mol-Verschiebungen in die zweite Run­
de ging. Angesichts dessen fragt sich natürlich, 
inwieweit Planungen für die jetzt verkündete 
Neuordnung im Bereich Entsorgung z8itlich so­
gar noch weiter zurückgreifen, so daß diese 
Neuordnung letztlich eine Zielplanung der 
Atomindustrie aus der Zeit vor dem Atomskan· 
dal verwirklicht. 
Damit fragt sich dann auch, ob der Atomskan­
dal zumindest in dieser zweiten Runde bewußt 
zur Durchsatzung eigener Ziele angestoßen 
wurde. Gesellschafter der GNS sind unter an­
derem die AWE und die OWK. Oie AKW­
Betreiberfirmen waren es auch, die den Atom­
skandal mit den Enthüllungen um die Mol­
Verschiebungen so richtig ins Rollen brachten, 
als sie sich am 8. Dezember mit der Erklärung 
ans nieders. Umweltministerium wandten, in an 
die AKW's Unterweser und Stade zurückgelie­
ferten Fässern seien möglicherweise Stoffe ent­
halten, die dort nicht rein gehörten (ZS 
22.12.87). 

Töpfers Schnitt ln Hanau: 
Die Degussa geht zur Hand 

Bei der Neuordnung im Bereich der Brenn­
elemteproduktion, dem sogenannnten Hanauer 
Atomsumpf, zeigt sich das gleiche Muster. Oie 
Atomindustrie betreibt ihre Neuordnung selbst, 
unter Maßgabe der Aespektierung des 
staatlich-gesamtkapitalistischen Aahmenpla­
nes. 
Gerade vier Tage nach der Stillegung der Nu­
kern, am 18. Januar, bezog die Degussa ihre 
Position in den Chefetagen der Nukem. Der Öf­
fentlichkeit wurde sie als "unternehmer/sehe 
Obhut" (Taz 19.1.88) vorgestellt, den Zeitungs­
Iesem in großflächigen Annoncen als Mitwir­
kung an der Aufklärung der Vorfälle nach be­
sten Kräften verkauft. 
Im Handelsblatt nannte man die Tätigke~ der 
Degussa "Management-Hilfe" und wußte etwas 
besser informiert zu berichten, daß dieser 
Schritt ''Auf Wunsch auch der iibrigen Gesell­
schafter" erfolgt sei. (Handelsblatt 20.1.88). 
Das Engagement der Oegussa wurde dabei 
von vomeherein zeitlich auf "hik;hstans ein 
Jahr" begrenzt. "LiJnger diirfe nach dem Ge­
setz Uebmann als Nukem-Aufsichtsrat die Ge­
schifte nicht fiihran. " ! (Handelsblatt 20.1.88). 

Oie Aufgabe zu der man angetreten war, schien 
also überschaubar. Um die angekündigte Auf­
klärung, so sollte gefolgert werden, wird es der 
Oegussa allein deshalb schon nicht gegangen 
sein. Damit hätte sie sich einer wahrlich un­
überschaubaren Aufgabe gestellt. Eher ging es 
wohl um Vertuschung. Liebmann, mit der "un­
temehmerischen Obhut" betraut, dürfte für ei­
ne solche Aufgabenstellung alle Qualifikationen 
mitbringen. Er gehört nicht "nur" zum Spitzen­
management der Atomindustrie. Mit den Posi­
tionen die er einnimmt, ist er eine Schlüsselfi­
gur im Hanauer Atomskandal. Als Vorstands­
vorsitzender der Oegussa, Stellvertretender 
Vorsitzender des Aufsichtsrates der Nukem, 
Mitglied des Aufsichtsrates des Kernfor­
schungszentrums Kartruhe und der Leybold 
Hanau (ehemals Leybold-Heraeus), verknüpft 
er in seiner Person Firmen und Institute, die im 
Zusammenhang des Hanauer Atomskandals 
allesamt ins Zwielicht geraten sind. Zu Leybold 
Hanau, soviel sei angemerkt, gibt es umfangrei­
ches und detailliertes Beweismaterial, das de­
rensich mittlerweile über 10 Jahre erstrecken­
de Verwicklung im Bombengeschäfte mit Paki· 
stan belegt (vgl. E.r. Koch, Grenzenlose Ge­
schäfte, München, 1988, S. 228-255). 
Einen solchen Mann die "untemehmerische 
Obhut" anzuvertrauen und wie von Weimar als 
hessischer Umweltminister geschehen, die 
"Atomrechtliche Zuverliissigkelt" zu bescheini­
gen, (Handelsblatt 20.1.) zeugt von Komplizen­
schaft. 
Ob Vertuschung oder nicht, zentrale Aufgabe 
der Oegussa war vom Beginn ihrer Unterneh­
merischen Obhut am 18. Januar an die Vorbe­
reitung und Einleitung der Neuordnung im Be­
reich der Brennelemt-Herstellung. 
Auf der Gesellschafterversammlung der Nu­
kern am 25./26. Februar, auf der die "Entfle­
chung der Hanauer Nuklearbetriebe er6rtert" 
wurde, bestätigte ein Oegussa-Sprecher "daß 

über diese Frage seit Januar Gespriiche gefiihrt 
werden, und zwar nicht nur unter den Gesell­
schaftern der Nuklearfabrlken, sondern auch mit 
den anderen Firmen" (SZ 27.2.88). 

Deutlich wird allerdings, daß sich die Neuord­
nung in diesem Bereich weit schwieriger gestal· 
tete als in dem der Entsorgung. Erst auf dieser 
Gesellschafterversammlung Ende Februarwur­
de eine Aufstockung des Nukern-Eigenkapitals 
um zusätzliche 50 Mio. DM beschlossen, "um 
demit die anstehende Neuordnung ihrer Arbeits­
gebiete auf finanziell sicherer Basis bewerkstel­
ligen zu kßnnen" (SZ 27.2.88). Damit wurde die 
Eigenkapitaldecke der Nukem auf 77 Mio. DM 
erhöht (Taz 16.3.88). Eine Dimension, an der 
sich die verhandelte Neuor~nung bereits er­
messen ließ. 
Der einen Monat später am 24. März bekannt 
gegebene Rückzug der AWE aus der Nukem 
(Faz, 25.3.88), und damit der Abzug von 45 
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Prozent der Anteile an der Nukem, wird schon 
auf dieser Versammlung beschlossen worden 
sein. Das gleiche gilt für den Erwerb des restli· 
chen Drittels der Anteile der Transnuklear 
durch die Nukem von der französischen Trans­
nueiesire S.A. am 29.3. (Faz, 2.4.88), zwecks 
Weiterverkaufs an die Deutsche Bundesbahn 
(Faz. 18.4.88). 
Das Zusammenspiel von Atomindustrie und 
Atomstaat wird deutlich, sieht man/frau sich die 
zeitgleich zu dieser Gesellschafter" 
Versammlung in die Presse gebrachten Erklä­
rungen eines Politikers wie des Töpfers­
Sprachrohrs Weimar in Hessen an. Am 25.2. 
ließ er verlauten, "sein Ziel sei eine 'dramati­
sche Entflechtung' aller Betriebe" und geheim· 
nisvoll fügte er hinzu, zur Zeit fänden "VerhancJ.. 
lungeu über groBe und wichtige Transaktionen" 
statt. Näheres wolle er nicht verraten (SZ. 
26.2.88). Am 26. Februar verkündete er auf­
trumpfend in einem Gespräch mit derSüddeut­
schen Zeitung, "er erwarte von den Hanauer 
Nuklearfirmen grundlegende Verlinderungen '' 
(SZ. 26.2.88). 
Seine Forderung nach einer "dramatischen 
Entflechung" erläuterte er mit dem Hinweis es 
"müsse eine klare untemehmerische Verant­
wortung auch durch Mehrheftsbeteiligung gege­
ben sein. Dies betrifft vor allem die Firma Nu­
kem, wo weder die Rheinisch-Westfiilischen 
Elektrizitiitswerke (RWE) mit 45 % noch die De­
gussa mit 35 % Anteilseigentum eine Mehrheft 
haben" ( ... ) "Das muß jetzt ein für alle Male 
durch klare Verantwortlichkeifen und klare 
Strukturen abgestellt werden"(SZ. 26.2.88) (!) 
So wird politische Planung auf der Ebene von 
Atomstaat und -Industrie im Ton publikumsge­
recht instrumentiert und für die politische Büh­
ne umgesetzt. Hollywood in Hessen. 

Erst "ein biSchen mehr 
Atomstaat" und dann ab in 
den Atomwaffenstaat? 

Als Töpfer am 18. März sein Konzept zur "Neu­
strukturierung der Kemenergiewirtschaft" vor· 
stellte, (Taz 19.3.88), war die Neuordnung so­
mit in den Grundzügen bereits äußerst koope­
rativ unter Dach und Fach gebracht. 
Der Stellenwert dieser Neuordnung läßt sich an 
dem Tatbestand ermessen, daß das entschei­
dende Papier in Zusammenarbeit mit der Deut· 
sehen Bank erstellt wurde. Die Umstellungen 
sind insofern mit Sicherheit nicht als "insge­
samt eher peripher" zu bewerten, wie es Klaus 
Traube in der Taz versucht (Taz 14.4.88). Eher 
schon wird daran verdeutlicht, daß die Atomin­
dustrie in der BAD auch für die Zukunft als eine 
strategische Industrie zu betrachten ist. Ein 
Neuordnungspapier für die Atomindustrie, mit­
tels der Deutschen Bank erstellt, sollte als stra­
tegischer Entwurf verstanden werden. 
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ln diesem Rahmen ist es dann auch nicht auf 
die Industrie begrenzt. Die Neuordnung in der 
industrie ist gekoppelt an eine parallele Zentra· 
lisierung von Entscheidungsstrukturen im 
Atomstaat Im Zentrum steht dabei die Schaf· 
fung eines Bundesamtes fOr Strahlenschutz als 
koordinierende Behörde. Die FAZ schrieb dies­
bezüglich " mit der Errichtung eines Bundesam­
tes solle ein Eckpfeifer gesetzt werden" und 
"ergs.nzend dazu masse die deutsche Kern­
energiewirtschaft eine neue Struktur bekom­
men" (FAZ 23.3.88) 
Als Töpfer bereitS im Januar die Konsequenzen 
ankündigte, die er aus den Enthüllungen zu zie­
hen gedachte, faßte er sie unter dem Stichwort 
"administrativen Phase der Umweltpolitik" zu. 
sammen (Zeit 8.1.88). Die Zeit erläuterte: "Zur 
administrativen Phase geh6rt, daß die Kontrolle 
künftig koordiniert werden muß" und fOgte hin­
zu " soweit ist ein biSchen mehr Atomstest er­
laubt" (Zeit 8.1.88) . 

Es wird Zeit sich einer solchen Propaganda des 
freundlichen Atomstaates entgegenzustellen, 
den Blick wieder umzulenken, von der Atom­
mOllmafia auch auf die Mafia des Atomstaates 
und deren strategiSChen Interessen an der Ato­
mindustrie. 
Das "biBchen mehr Atomstaat" das die Zeit mit 
Töpfers Neuordnung anzupreisen versucht, ist 
der alte Moloch Atomstaat, den Robert Jungk 
beschrieben hat. alles unter Kontrolle ist seine 
Devise, mit der er die Menschen unter Kontrolle 
hAlt. " LOckenlose Kontro.lle" verspricht auch 
Töpfer in seiner Neuordnung. Der Atomstaat 
biedert sich an. Hinter dem bienden­
en Schein einer Pubiic Relation der " lückenlo­
sen Kontrolle" wird ein realer ProzeB verbor­
gen, in dem Atomindustrie und Atomstaat sich 
fOr den Aufbruch zu neuen Ufem rOsten. 
Was als "dramatische Entflechtung" (Weimar 
ln: SZ 25.2.88) verkauft wird, ist im gleichen 
Schritt ein Vorgang dramatischer Zentralisie-

rung. ln Zukunft werden nur noch ·vier Unter­
nehmen mit jeweiliger Monopolstellung in den 
Bereichen Atomtransporte, Brennelementepro­
duktion und "Entsorgung " 
(Konditionierung/Zwisctutnlagerung) arbeiten 
(Faz 5.4.88). Ergebnisse dieser Neuordnung 
siehe im Einzelnen die nebenstehenden Erläu­
terungen. 
Mit der in dieser Neuordnung vollzogenen Zen­
tralisierung wird die Atomindustrie eher von 
Hemmnissen befreit, als da8 ihr Fesseln ange­
legt werden. Im Entsorgungsbereich spart man 
zukOnftig Bestechungsgelder, klarere Entschei­
dungsstrukturen reduzieren die Wahrschein­
lichkeit, da8 UnregelmlBigkelten nach außen 
dringen. Die Neuordnung setzt einen erhebli­
chen Rationalisierungseffekt Im Sinne eines rei­
bungsloseren Funktionierens in der Atomindus­
trie frei. 

.-------~Was ändert sich? 1-------, 
SCHWACH- UNO MITTELAKTIVER 
MÜLL 

ln der sogenannten .. Entsorgung" 
werden in Zukunft die Kraftwerks­
betreiber die Beseitigung ihres Mülls 
in eigener Regie besergen. Dazu wer­
den die AKWs mit sogenannten mobi­
len Konditionierungsanlagen nachge­
rüstet, in denen der anfallende Müll im 
Volumen reduziert und gleichzeitig in 
sogenannte endlagerfertige Fässer ver­
packt wird. 
Die Verantwortung für diesen Bereich 
wird von den Setreiberfirmen ihrer 
gemeinsamen Tochtergesellschaft, der 
,.Gesellschaft für Nuklear-Service" 
(GNS) übertragen. Diese mußte für 
diese Aufgabe allerdings .. vvor noch in 
sich neu geordnet werden. Heraus· 
geschnitten wurden alle bereichsfrem­
den Teilhaber wie die Steag, Rul1rkoh­
la oder Veba AG . Dementsprechend 
aufgestockt wurden die Anteile der 
Kraftwerksbetrei bergeseil schatten. 
Dami t ist man nunmehr ganz unter 
sich. 

ATOMTRANSPORTE 

Der sensible Bereich der A tomtran~­
porte wird gänzlich unter der unter· 
nehmerischen Führung der Bundes­
bahn zentralisiert. Diese überträgt 
die Verantwortung an ihre 100%ige 
Tochtergesellschaft, die Spedition 
Schenker & Co. Frankfurt. 
Alle bisherigen Transportunternehmen 
der Nuklearbranche, die Transnuklear, 
NTL (Nukleare Transportleistungen), 
Gesellschaft für Nuklear-Service, Nu· 
clear-Carge + Service, sollen in eine 
Transportgesellschaft unter der unter· 
nehmerischen Führung der Bundes­
bahn zusammengefasst werden. 
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Im Bereich der Brennelemente· Her­
stellung sollen künftig nur noch zwei 
Unternehmen tätig sein. Oie eine 
Gruppe wird aus Alkem, RBU, Ad­
vanced Fuels (AN F) und Uranit beste· 
hen. Die Führung für diese Gruppe er­
hält die Siemens AG. in diesem Kom­
plex soll die Brennelernente-Produk­
tion für die Siede- und Druckwasser­
reaktoren und die Plutoniumwirtschaft 
einschließlich des Schnellen Brüters 
konzentriert werden. 
Die zweite Gruppe, Nukem und Hobeg 
zusammenfassend, unter der Führung 
der BBC/Babcock als Erbauer des 
Hochtemperatur-Reaktor in Hamm, 
wird als Brennelement-Produzent fü r 
die HTR --Linie fungieren (Spiegel, 11. 
4.88). 
Für den großtechnischen Einstieg in die 
Plutoniumwirtschaft wird damit das 
Flaggschiff, der BRO-Atom industrie, 
die Siemens-AG an die Front ge­
schickt. 
Der Siemens-Konzern hatte im Unter­
schied zum mittlerweile im Atombe· 
reich ausgeschalteten AEG-Konzern 
immer den Ruf eines ,.am nationalen 
Interesse ausgerichteten" Konzerns. 
Nicht ohne Grund! Angefangen von 
der Entwicklung des Schwerwasser­
Reaktors ;- vom Leiter der Siemens­
Reaktorabteilung empfohlen! · weil 
auf diesem Wege .. sobald wie möglich" 
deutsches Plutonium gewonnen würde 
(so Radkau in'Spiegel Nr.6/88) - for­
cierte Siemens traditionell Reaktorli­
nien, die eine Gewinnung des militä­
risch interessanten Plutoniums ermÖg­
lichten. Das setzte sich fort in der Ent· 
wicklung des Mehrzweck-Forschungs­
reaktors in Karlsruhe und reicht bis 
zum Einstieg in den Schnellen Brüter 
über die lnteratom. 

BUNDESAMT FÜR STRAHLEN­
SCHUTZ 

Das Bundesamt für Strahlenschutz soll 
Anfang 1989 seine Tätigkeit aufneh· 
men. ßjs dahin müßten die Kampe· 
tenzverlagerungen im Einzelnen ent· 
schieden sein. Im Kern wird diese neue 
Behörde aus bereits bestehenden Ver­
waltungsstellen gebildet werden. Zu­
sammengefasst werden darin : 
1. die Abteilung Sicherstellung und 
Endlagerung radioaktiver Abfälle der 
PTB Braunschweig, 
2. die Abteilung 3 (Radioaktive Stoffe 
und Umwelt) und die Abteilung 4 
(Zentralstelle des Bundes für die Über­
wachung der Umwelt-Radioaktivität) 
des Instituts für Strahlenhygiene des 
Bundesgesundheitsamtes in München, 
3. das Institut für Athmosphärische 
Radioaktivität des Bundesamtes für Zi­
vilschutz in Freiburg und 
4. Teile der Gesellschaft für Reaktor­
sicherheit MbH in Köln und Mün­
chen. (nach: HAZ, 23.3.88) 
ln die Zuständigkeit der neuen Be­
hörde fallen damit die staatliche Ver· 
wahrung von Kernbrennstoffen, die 
Genehmigung zur Aufbewahrung und 
Beförderung von Kernbrennstoffen, 
ferner die Zuständigkeit für die 
Errichtung und den Betrieb von An­
lagen des Bundes zur Sicherstellung 
und zur Endlagerung radioaktiver 
Abfälle, sowie für die Erfassung (jnd 
Kontrolle radioaktiver Abfälle, di~ an 
Anlagen des Bundes abzuliefern sind, 
und schließlich die Zuständigkeit für 
die bundesweite Erfassung und Be­
wertung der Umweltradioaktivität 
nach dem Strahlenschutzvorsorge­
setz. 



Gleichzeitig wurde die bisherige unternahmari­
sche Verflechtung durch eine weit effektivere 
Verflechtung ersetzt. ln der neuen klar zentra­
listisch strukturierten Atomindustrie h4lt der 
Staat ·alle FAden in der Hand. Das Instrument 
Ober das die Koordl.natlon laufen soll heiBt 
"Bundesamt fQr Strahlenschutz". Die Einrich­
tung dieser BehOrde wird von Töpfer der Öffent­
lichkelt unter dem Ettikett einer Verbesserung 
von Kontrolle und Aufsicht verkauft, die sich 
durch die Enthüllungen um den Hanauer 
Atomskandal als dringend geboten zeige. 
ln Wahmelt gehen die Überlegungen zur Ein­
richtung einer derartigen zentralen staatlichen 
BehOrde bereits auf die Zeit vor dem Hanauer 
Atomskandal zurück. (Taz 29.1.88). 

T6pfers Bundesamt: 
Eine Zentrale für den Atom· 
ataat 

Die Schaffung des Bundesamtes fQr Strahlen­
schutz ist denn auch eher eine konsequente 
Fortsetzung der Politik die bereits in den staatli­
chen Maßnahmen nach Tschernobyl zum Aus­
druck kam. 
Damals hatte man nach dem 'Wallmann-Ventil' 
auch noch ein 'Wallmann-Gesetz' mit dem 
wohlklingenden Namen "Gesetz zum vorsor­
genden Schutz der Bevölkerung gegen Strah­
lenbelastung" geschaffen. Faktisch bestand es 
darin einer neu eingerichteten Bundeszentral­
stelle zur Überwachung der Umweltradioaktivi­
tät, die alleinige Informations- und Entschei­
dungskompetenz fQr den Katastrophenfall zu­
zuschanzen. Ziel war die Ausschaltung rodera­
llstischer Querschläger - damals der hessl­
schen StrahlenmeBstelle mit ihren unverschämt 
niedrigen Grenzwerten. ln seinem Kern ermög­
licht das Gesetz eine Beliebij:jkelt bei der Fest· 
legung von Grenzwerten, die diese je nach poli­
tischer Lage und radioaktiver Belastung flexibel 
handhabbar machen. 
Ging es nach Tschernobyl nur um die Zentrali­
sierung der Kompetenzen in Bezug auf die Aus­
wertung und Bewertung von Radioaktivitäts­
meBergebnlssen zwecks besseren 
Katastrophen-Managements, wird im Wind­
schatten des Atomskandals mit der Einrichtung 
eines Bundesamtes für Strahlenschutz eine 
zentrale Bundesbehörde mit weit umfassende­
ren Kompetenzen geschaffen. 
Überlegungen fQr eine solc~ Zentralstelle 
tauchten bereits im Dezember letzten Jahres 
Im Zusammenhang von Strategieüberlegungen 
zur schnelleren Durchsatzung der Inbetrieb­
nahme des Brüters in Kalkar. auf. 
Als der Töpfer-Gesandte und Atombürokrat 
Walter Hohlefelder (vgl. AG Atomindustrie: Wer 
mit wem?) schileBlieh im Januar unter dem Ein­
druck des Atomskandals das Konzept für die 
Einrichtung eines Bundesamtes für Strahlen­
schutz auf der Wintertagung des Deutschen 
Atomforums vorstellte, griff er genau auf diesen 
Zusammenhang zurück. "Durch die Schaffung 
eines Bundesamtes für Strahlenschutz" so 
Hohlefelder, solle "der organisatorische Unter­
bau der Bundesaufsicht erst einmal vetbessert 
werden" (Handelsblatt 28.1.88). Dabei werde 
"im Hinblick auf die notwendige Zusammenar­
beit zwischen Bund und LAndem" die "Bundes­
aufsicht eine st§ndlge Verpflichtung sein ( ... ) 

und nicht ein Recht, dessen Gebrauchmechung 
nach OpportunltSt zur Disposition stehen k6nn­
te. " Dann wurde er grob: "Um es klar zu sagen: 
Man kann nicht bei Transnuklear die MaBnah­
men der Bundesaufsicht beschw6ren und sie 
beim Schnellen Brüter als Instrument zur Ent­
mOndlgung der LAnder diffamieren" (Handels­
blatt 28.1.88). 
Noch im Januar schrieb die Zeit:"Eine Weisung 
des Bundes wlte nach Lage der Dinge eine 
Kriegsel1flwng an den F&Jeral/smus, Endsta­
tion Verfassungsgerlcht. " (Zeit 8.1.88). 

Sch ... Schelbenklelster, doch nicht 
alle überzeugt ... 

Das Bundesamt fQr Strahlenschutz soll Töpfer 
für derartige Schritte in Zukunft den Rücken 
stärken. Bereits Im März begründete er die 
Schaffung eine Bundesamtes damit, fQr die 
atomrechtliche Bundesaufsicht sei ein Instru­
ment erforderlich, daB "in gebündelter, sich 
wechselseitig stll#cender Form von der lnforma· 
tJon über die Genehmigungsfragen bis hin zur 
begleitenden Kontrolle, dessen was die L•nder 
tun, wirlcHch handhabbar und grtfflg Ist " (Han­
delsblatt 3.3.88). 
Im Klartext: Mit der Einrichtung des Bundesam­
tes wird ein Instrument geschaffen mit dem das 
Institut der Bundesauftragsverwaltung in Zu­
kunft handhabbar wird, so daB der Zugriff auf 
alle atomrechtlichen Belange auch der Länder­
kompetenz darüber gesichert Ist! ln der Tat ei­
ne Kriegserklärung. Damit hätten sich letztlich 
doch die "weitergehenden Überlegungen" des 
Bundeskanzlers"mehr von der zentralen Stelle 
aus tun zu koonen" (SZ 26.1.88) durchgesetzt. 
Lediglich der Weg war etwas eleganter als der 
grob-holprige einer direkten Aufhebung der 
Länderkompetenz für Genehmigungstragen. 
Neben dieser DiSZipllnlerung der Ulnder in Ge­
nehmigungstragen, mit der aktuell die Inbe­
triebnahme des Bombenbrüters in Kaikar 
durchgedrückt werden soll, wird die neue ße. 
h6rde die bereits bestehenden "Vo/lzugsautga­
ben des Bundes gemi.B dem Atomgesetz und 
dem Gesetz für die Strahlenschutzvorsorge zu­
sammmenfassen" (HAZ 23.3.88). 
zu den Einzelheiten der hier vorgenommenen 
Zentralisierung siehe ebenfalls nebenstehen­
den Artikel. 
Vom Ergebnis zeigt sich Töpfer von der Kon­
struktion des neuen Bundesamtes zufrieden. 
Wenn auch nicht alle Vorstellungen einer Idea­
len Ulsung erfüllt werden, sei aber "wesentlich 
mehr erreicht worden, als kampf/o$ zu erreichen 
war." (HAZ 23.3.88). Wohl. wahr! 
FOr die beschleunigte Inbetriebnahme des 
Bombenprojekts Brüter hat Töpfer den FuB in 
der TOr. Nach seinem erfolgreichen Skandai­
Mangement setzt er damit alles daran, den 
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Ausbau der gro81ndustriellen Infrastruktur für 
einen Atomwaffenstaat BRD zu forcieren. Was 
Strauß als 1. Atomminister in den 50er Jahren 
auf den Weg brachte, der Saubermann Töpfer 
macht sich dran es zu vollstrecken. Töpfer brü­
tet das EI aus, das StrauB gelegt hat Das Ist die 
strategische Aufgabe die Töpfer zu lOsen hat. 
An ihrer Bewältigung wird er von den Herren in 
diesem Staate gemessen werden. 
Der brisanteste Kompetenzbereich. der im Bun­
desamt übernommen wird ist dann auch die Zu­
ständigkeit fQr die staatliche Verwahrung von 
Kernbrennstoffen und die Genehmigung zur 
Aufbewahrung und BefOrderung von Kern­
brennstoffen. Handelt es sich bei Kernbrenn· 
stoffen u.a. um atomwaffenfähiges Material 
wird hier ein fOr die Atomwaffenoptionen der 
BAD sensibler Bereich in diese neue zentrale 
Behörde einverleibt. 
Dem Alkem-Bunker, der damit dem Bundesamt 
angegliedert werden soll, galt in dieser Hinsicht 
schon von je her die verschärfte Aufmerksam­
keit der Anti-AKW-Bewegung. Als auch der Ha­
neuer UntersuchungsausschuB des Bundesta­
ges auf diesen Bunker aufmerksam wurde und 
eine Besichtigung begehrte, ging Töpfer in die 
Offensive. Er verfa8te einen Brief an den Aus­
schuB, in dem er Ober die staatliche Bunkerung 
von Kernbrennstoff bei Alkern Auskunft gab. 
Was der Bundesumweltminister in diesem Brief 
dann allerdings erklärte, verschärft nur noch 
die Befürchtungen, in der Bundesrepublik wer­
de mit dieser Verwahrung auf die Teilnahme an 
einem militärischen Atomprogramm spekuliert. 
Zum Einen fOhrte Töpfer in diesem Brief aus, 
daB Kernbrennstoffe nach dem A.tomgesetz 
"nur in Ausnahmesituationen und bei Engpäs­
sen verwahrt werden (sollten)" (HAZ 9110.4.88). 
Dazu heiBt es dann in dem Brief, "dieser Eng­
paß k6nnte mit Abschluß des für die Fa. ALKEM 
laufenden atomrechtflehen Genehmigungsver­
fahren aufgrund einer erh6hten Umgangsmen· 
ge beseitigt werden." Diese Erklärung der Um­
gangsmenge Ist natürlich entschieden abzuleh­
nen, und die Anti-AKW-Bewegung kämpft da· 
gegen seit Jahren, aber dann ist zumindest mit 
dem Bunkern SchluB, kOnnte manlfrau aus die­
ser Erklärung folgern. Weit gefehlt! 
Zwar gibt es keine Engp4sse mehr, aber auf die 
staatliche Verwahrung will Töpfer denn doch 
nicht verzichten. "Abschließend möchte Ich 
noch darauf hinweisen" heiBt es in dem Brief 
"daS die staatliche Verwahrung in ihrem gegen­
whtlgen Umfang und an ihrem gegenwärtigen 
Stendort nur eine Übergangsl6sung darstellen 
kann. Eine dauertlaffe Lßsung fOr die Bnrich­
tung eines staatlichen Verwahrungs/agers. das 
in Ausnahmesituationen zur Verfügung stehen 
kann, wird im Zusammenhang mit der Errich­
tung eines neuen Bundesmtes zu schaffen 
sein." 
Eine "dauerhafte LOsung" also doch, aber nur 
fOr "Ausnahmesltuationen". Die sind fQr die 
"zivile" ökonomische Plutoniumwirtschaft, wie 
Töpfer selbst erkannt hat, zwar nicht in Sicht, 
aber das was man hat, will man sich dann doch 
nicht nehmen lassen. Für welche Art Ausnah­
mesituation fragt sich, wird denn hier gebun­
kert? 
Im zivilen Brennstoffkreislauf sind die Engpäs­
se fQr die Zukunft überwunden. Sollen hier etwa 
auch gleich noch potentiell auftretende Eng­
p4sse fQr den Fall, daB der BAD der Weg für 
Atomwaffenoptionen in die Zukunft frelgerämt 
wird, Oberwunden werden? 

Reinherd Kllmens 
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Atomwaffenverzicht Ins GG 

1 Die apokalyptischeVorstellung von 
aem menschheitsbedrohenden Super· 
Gau fördert ein Weltbild, das die zerstö· 
rerische Technik auf der einen Seite von 
der unterschiedslos betroffenen Mensdl· 
heit auf der anderen Seite unterscheidet. 
Dementsprechend war nach der Tscher· 
nobyi-Katastrophe die platte Aufklärung 
nach dem Motto: " Es ge:ht auch andersl" 
der Renner der Saison: Es wurde an die 
mensdlliche Vernunft appeliert und der 
gemeinsame Wille beschworen. 
Diese Art -der Aufklärung ist und bleibt 
aber verdummend, solange die lnteres· 
sen, sagen wir ru~ig: die Klasseninter· 
essen der beteiligten Akteure ausge· 
klammert bleiben. Denn nicht jeder 
kann die enormen Mittel, die etwa für 
eine WAA benötigt werden,bereitstellen, 
und diejenigen, die sich dazu entschlies· 
sen, tun dies nicht aus purem Fort· 
schrittswahn, sondern mit präzisen Zie· 
len, die sie aus ihrer Interessenlage ab· 
leiten. Ein ähnlich verdummendes 
Grundmuster kennen wir aus der Frie­
densbewegung, wo vielfach die tote Ra· 
kete und nicht das dahinterstehende SO· 
ziale Interesse zum Gegenstand 'der Kri· 
tik geworden ist -"weshalb der Protest 
auch überwiegend dem Pulver und kaum 
demjenigen gilt, bei dem die Lunte en· 
det. "(1) 

So werden wir beispielsweise mit 
der Behauptung für blöde verkauft, der· 
zufolge Im Kohlebergbau die Kumpel 
draufgehen, während bei den AKWs 
nix pa.ssiert. Bei dieser Wahrnehmung ist 
das Uran vorhanden- man streitet ledig· 
lieh darüber , ob man es nutzt oder 
nicht. ln Wirklichkeit ist dies eine kolo· 
nialistische Argumentation. Der Gewinn, 
der mit dem Uran erzielt wird, entsteht 
durch besonders gesundheitsgefährdende 
Ausbeutung von Urananbietemin Kana· 
da, Australien oder Südafrika - nur daß 
wir das nicht vor Augen haben. Was die 
Rössing-Mine im südafrikanisch besetz· 
ten Namibia betrifft, wo westdeutsches 
Kapital Anteile hält, handelt es sich so· 
gar um eine moderne Form der Sklaven· 
arbeit. Anstatt zu fragen, ob Atomener· 
gie teuer oder billig ist, sollten wir also 
besser fragen, ob mit ihr Gewinne er· 
zielt werden und wenn ja, auf wessen 
Kosten. ln diesem Sinn muß das Pro­
gramm der Anti·AKW-Bewegung von 
seinen Grundlagen her überprüft und ihr 
Parolenschatz erweitert werden. 

Am weitesten fortgeschritten ist die­
ser Ansatz bisher dort, wo das Atom· 
waffeninteresse der BAD nachgewiesen 
und zum Gegenstand der politischen 
Auseinandersetzung gemacht werden 
konnte. Aber auch hier überwiegt viel· 
fach noch eine Argumentation, die sich 
mit der physikalischen Feststellung der 
Untrennbarkelt von militärischer und zi· 
viler Atomtechnik zufriedengibt und die 
sehr konkreten Atommachtambitionen 
der BAD höflich umschifft. 

Im Folgenden geht es nicht nur um 
den Vorschlag, in der Frage der deut· 
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sehen Atomwaffen-Ambitionen eine ag­
gressive politische Kampagne vom Zaun 
zu brechen. Es geht gleichzeitig um den 
Versuch, auf breiter Ebene einen An· 
satz von Anti-AKW-Auseinandersetzung 
zu entwicklen, der nicht länger dieTech· 
nik sondern die dahinterstehenden sozia· 
len und politischen Interessen in den 
Mittelpunkt der Auseinandersetzung 
rückt. 

2. Aktuell befinden sich die NATO 
und damit auch der nichtnukleare Sta· 
tus der BAD in einer Umbruchphase. 
Um einen "gleichberechtigten" westeu· 
ropäischen NATO-Pfeiler aufzubauen 
und die Abhängigkeiten von den USA 
zu reduzieren, haben Frankreich und 
Großbritannien beschlossen, eine gigan· 
tische nukleare Aufrüstung und Moder· 
nisierung durchzuführen. Das aber ist 
teuer und setzt die Einbindung der öko­
nomischen Potentiale der BAD bei der 
Sdlaffung einer Art westeuropäischer A· 
·tomstreitmacht (in Wirklichkeit eher ein 
Konsortium bestehend aus Frankreich, 
England und der BAD) voraus. Während 
in der Vergangenheit die nuklearen Be· 
strebungen der B RD immer wieder an 
den Widerständen der NA TO·Verbünde· 
ten scheiterten, hat sidl die Situation 
heute erheb I ich gewandelt: In Frankreich 
drängen mittlerweile alle großen Partei· 
en darauf, der B RD eine gemeinsame nu­
kleare Verantwortung (jedoch ohne ei· 
gene Verfügungsgewalt) anzubieten. ln 
Großbritannien wird eine Zusammenfas­
sung der westeuropäischen .,nuklearen 
Ressourcen" und die Europäisierung der 
britischen und französischen Nuklearpo· 
tentiale gefordert. ln den USA wurde im 
Sommer 1987 in der angesehenen US­
Zeitschrift "Foreign Policy" als "Ano­
malie" bezeichnet, daß die BAD eigene 
Atomwaffen immer noch nicht hat usw. 
usf.(2) 

Daß man mit derartigen Aussagen bei 
den Herrschenden in diesem Land offe­

ne Türen einrennt, darf als sicher gelten. 
Hierzulande existiert über Parteigrenzen 
hinweg ein stillschweigender Konsens, 
wonach die Nähe zur Bombe gleichbe­
deutend ist mit dem Grad an eigener 
Souveränität.(3) Folgerichtig werden die 
neuen außenpolitischen Rahmenbedin· 
gungen aufgegriffen und gleichzeitig ver· 
stärkt: 
· Kohl gestand 1987 eine Abrüstung der 
Pershing lA-Raketen nur unter der Be­
dingung zu, daß sie als "Drittstaaten· 
Systeme" anerkannt werden, obwohl ih· 
re Sprengköpfe offiziell amerikanisches 
Eigentum sind. 
·Im außenpolitischen· Programmentwurf 
der CDU vom 18.2.88 werden Großbri· 
tannien und Frankreich aufgefordert, 
"ihr nukleam Potential in eine gemein· 
same Europäische Sicherheitsunion ein· 
zubringen" und für die gemeinsame Ver· 
fügungsgewalt einen ,,Europäischen Ver· 
teidigungsrat" zu etablieren. 

Für eine .Politi~ 
gegen dre 
BRD-Atornrna 
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- Europa müsse nunmehr über "eigene Op­
tionen Im Nuklearbereich nachdenken" 
erklärte zuletzt auch der CDU- Verteidi­
gungspolitiker Wimmer nach einer USA­
Reise. (Welt 14. 4. 88) 
- Im vertraulichen Journalistengespräch 
wird von hohen Beamten des Auswärtigen 
Amtes durchaus bestätigt, daß Wackers­
dorf und Kaikar Faustpfände sind, um bei 
den neueR westeuropäisChen Waffenopti· 
onen mitzumischen. ln diesem Zusammen· 
hang muß letztlich auch die Neustruktu­
rierung der Atomenergie rund um den 
"Hanau- Skandal" eingeordnet werden. 
Sie markiert nicht das Ende der Atomwirt· 
schaft tondem einen Umbruchprozeß: 
"Auf dem Weg zum Atomwaffenstatus 
soll zukünftig weniger geschlichen und 
schon garnicht durcheinandergestolpert, 
sondern mehr marschiert werden."(4) 

3.während somit auße~olitisch Dämme 
einbrechen, dominieren in der BAD· ln· 
nenpolitik Zurückhaltung und Unwissen· 
heit. Das hängt einerseits damit zusam­
men, daß die SPD, die bei den Grünen 
und innerhalb der Friedensbewegung über 
Einfluß verfügt, die "Nuklearisierung" 
Westeuropas keineswegs ablehnt. Warum 

·aber regte sich nicht der geringste Protest, 
als im Februar 1988 Egon Bahr in einem 
T AZ- Interview eine westeuropäische nu­
kleare Planungsgruppe unter BAD· Ein· 
schluß gefordert hatte? Es besteht offen­
kundig die akute Gefahr, von einem neu· 
en eurochauvinistischen Konsens überrollt 
zu werden, der in dem BAD· Zugang zu 
"westeuropäischen" Atomwaffen nichts 
Anstößiges mehr zu sehen vermag, sondern 
im Gegenteil ein Stück mehr Unabhängig­
keit von den USA sogar begrüßt. Dies zu­
zulassen bedeutet eine Katastrophe für 
die Anti· AKW Bewegung (sowie die BAD· 
Linke) in Kauf zu nehmen. Frankreich 
zeigt, daß massenhafter Anti- AKW- Wi­
derstand und eine fortschrittliche Politik 
nicht möglich sind, wo der Konsens über 
die Legitimität eigener Atomwaffen do­
miniert. Die Zustimmung zu einer "West­
europäischen Atomstreitmacht" wäre aber 
nur eine Übergangsform zur Akzeptanz 
deutscher Atomwaffen. 

4n den Anti· AKW· Kämpfen seit 1976 
wurden die Hinweise auf die militärische 
Dimension des BAD Atomprogramms 
weitgehend ignoriert. Es dominierte ein 
ökologischer Ansatz, der den Bau der 
AKW 's in erster Linie mit der zerstöreri· 
sehen Eigendynamik der Produktivkraft· 
entwicklung in den lndustriegesellschaf· 
te glaubte erklären zu können. 
Im Mai 1983 veranstalteten der BBU und 
die Arbeitsgemeinschaft der ökologischen 
Forschungsinstitute (AGÖF) erstmals und 
mit internationaler Beteiligung ein Brüter­
Hearing unter dem Motto :"Zivile Atom· 
bombenproduktion", Ende '83 wurde mit 
dem "Offenen Brief" der Atommüllkon­
ferenz an die Friedensbewegung ("Nein 

zu Atomraketen - ja zur Plutoniumwirt· 
schaft?") erstmals die "zivilitärische" Di· 
mension der Atomenergie zu einem 
Schwerpunkt von Anti- AKW- Aktivitäten. 
1984 wurde daraufhin die Ablehnung der 
"zivilen" Plutoniumindustrie in den Mini­
malkonsens der Friedensbewegung aufge­
nommen. 1985 ging in Bonn ohne allzu 
große öffentliche Resonanz die von einem 
Bündnis der Anti· AKW- und Friedensbe­
wegung veranstaltete Konferenz "Atom· 
bomben - made in Germany" über die 
Bühne. Seitdem wurde die militärische 
Option zunehmend auch auf den Kund­
gebungen gegen die WAA WAckersdorf 
oder die Hanauer Atombetriebe berück­
sichtigt. 
Anders als in der Frage der Raketenstati­
onierung oder in der Frage der AKW- Kri­
tik ist es jedoch trotz Vielfältigster An· 
strengungen nicht gelungen, dieses Thema 
aus der Defensive zu holen und zu einem 
Gegenstand breiter öffentlicher Erörte­
rungen zu machen. Nach wie vor stößt die 
Standartlüge der Bundesregierung, wonach 
es ein Interesse an eigenen Atomwaffen 
weder gab noch gibt, auf massenhafte Zu· 
stimmung. Dies zeigte sich besondersdras­
tisch im Zuge der jüngsten Auseinander­
setzungen um die Hanauer Atombetriebe. 
Als buchstäblich einziger kam im Januar 
1988 Robert Jungk auf die ~dee z~ fragen, 
ob nicht die bundesdeutschen nuklearen 
Begehrlichkelten sehr viel bedeutsamer 
sein könnten, als eine mögliche Verschif­
fung von zwei Fässern nach Pakistan. 

5.tm Zusammenhang mit dem Pershing 
lA- Gezappel der Bundesregierung brach­
te Thomas Ebermann fii' die Grünen im 
September 1987 folgenden Antrag in den 
Bundestag ein: 
"Der Qeutsche Bundestag fordertdie Bun­
desregierung auf, dem Deutschen Bundes· 
tag den Entwurf einer Grundgesetzände­
rung vorzulegen mit dem Ziel, den Ver­
zicht der Bundesrepublik Deutschland auf 
Herstellung und Besitz von Atomwaffen 
sowie Verfügungsgewalt über Atomwaffen 
in den Verfassungsrang zu heben." 
Das besondere an dieser Initiative ist ihre 
Schlichtheit :Sie will "nur" die unzähli· 
gen verbalen Beteuerungen aller Parteien 
festschreiben. Die erbitterten Reaktionen 
der Atomparteien zeigen, welch empfind­
licher Nerv damit getroffen wurde. Denn 
ein vernünftiges Argument gegen diesen 
Antrag gibt es eigentlich nicht -es sei 
denn, man will die deutsche Bombe. Der 
dienstätteste Außenminister der Welt be­
antwortete im Bundestag die knappen Er­
läuterungen Ebermanns mit einer Schimpf­
wortkanonade erster Güte. Er beschuldig­
te ihn der böswilligen Unterstellung, des 
Säens von Mißtrauen und der politischen 
Umweltverschmutzung, um gleichzeitig 
zu beteuern:" ... wir sind keine Atommacht, 
wir wollen es auch nicht sein." 
Aussagen dieser Art verlieren jedoch des· 
to mehr an Glaubwürdigkeit, je eindeuti­
ger der grundgesetzliche Atomwaffenver-
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zieht abgelehnt wird. Dies gilt insbeson­
dere dann, wenn die Ablehnung damit be­
gründet wird, daß dieser Atomwaffenver· 
zieht "für die deutsch· französische Zu­
sammenarbeit ein völlig falsches Signal" 
darstelle, wie der CDU· Bundestagsabge­
ordnete Lamers in einem TAZ· Interview 
am 10.11. 87 freimütig einräumte. Mit 
anderen Worten:Je deutlicher und unüber­
hörbarer die Atomverzichtsforderung im 
Raum steht, um so drastischer kann die 
Ablehnung.diese Anliegens all diejenigen 
von einer Illusion befreien, die die Seriosi­
tät des BRD- Atomwaffenverzichts bisher 
nicht in Frage gestellt haben. 
Damit bietet die Kampagne" Atomwaffen­
verzicht ins Grundgesetz" die Chance für 
eine unübersehbare politische Offensive 
gegen die BRD Atommachtambitionen 
und die militärische Seite des BRD • 
Atomprogramms. .. 
Unangenehme interne Debatten uber ~en 
grundgesetzliehen Atomwaffenyerz1cht 
hat insbesondere die SPD zu befürchten: 
Konnte aus der Pershing II· Kontroverse 
noch jede Menge nationalistischer bzw. 
eurochauvinistischer Saft gepreßt werden, 
so geht die Forderung, freiwillig~ volls~n­
dig und dauerhaft auf das Attribut emer 
Großmacht zu verzichten, auf die Substanz 
sozialdemokratischen Politikverständnis­
ses. Dieses kleine Stück Anti· Imperialis­
mus widerspricht fundamental der nukle­
aren Staatsräson und dem "weitgehenden 
nationalen Konsens über bestimmte, nu­
klearindustrielle Ziele, zu denen sich Re· 
gierungsparteien und Opposition, Gewerk-
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schafter, Gelehrte , Techniker, Industrie­
elle und Bankenvorstände in seltener Ein­
tracht bekennen." (FAZ v. 28.6.77) An· 
dererseits dürfte diese Atomverzichtskam­
pagne für die SPD- Linke die letzte Chan­
ce bieten, dem wachsenden innerparteili­
chen und innenpolitischen Konsens über 
die nukleare Stärkung der westeuropäi­
schen NATO- Säule überhaupt noch etwas 
entgegenzusetzen. 

6.1n der Anti· AKW- Bewegung hat man 
den Vorschlag einer Kampagne unter dem 
Motto" Atomwaffenverzicht ins Grundge­
setz" bisher eher reserviert bis ablehnend 
zur Kenntnis genommen. Diese Reserviert­
heit ist gut zu verstehen, wenn die Kam­
pagne in erster Linie als juristisches Ding, 
also unter dem Blickwinkel einer Grund­
gesetzverbesserung interpretiert wird. 
Abstrakt betrachtet wäre das verfassungs­
mäßige Verbot einer Beteiligung an Atom­
waffenund Atomwaffenprogrammen zwar 
gewiß kein Nachteii:Ein derartiger Bun" 
destagsbeschluß würde die Drohung mit 
der nuklearen Option unglaubwürdig und 
die Kooperation mit Frankreich extrem 
angreifbar machen. Ferner würde damit 
die Vorbereitung der Bundeswehr auf den 
Atomkrieg (nach Freigabe der Atomwaf­
fen durch den US.Präsidenten) für ver­
fassungswidrig erklärt. Konkret wird es 
aber gerade wegen dieser materiellen Aus­
wirkungen eine derartige Grundgesetzän­
derung nicht geben, solange es einen 
BRD-Imperialismus gibt. 

Dennoch leuchtet ein, daß der Kampf um 
eine derartige Grundgesetzänderung in 
erster Linie im Bereich der Friedensbewe· 
gung angesiedelt sein wird: D~s At~m~n­
ergieprogramm wird durch keme w1e Im­
mer geartete Änderung der Rahmenbe-
dingungen akzeptabler. . 
Anders sieht es aus, wenn d1e Grundge­
s.:tzforderung in erster Linie als ein po­
litischer Hebel genutzt wird, um die real 
vorhandenen Atommacht-Ambitionen der 
herrschenden Kreise bloßzustellen. Unter 
diesem Vorzeichen wäre eine Zurückhal­
tung oder Abstinenz der Anti-AKW-Be­
wegung völlig unangebracht. Denn die 
Ablehnung der Grundgesetz-Ergänzung 
kann nur als Bestätigung dessen inter­
pretiert werden, was speziell die Anti· 
AKW-Bewegung seit Jahr und Tag be­
hauptet: Daß hinter dem Atompro­
gramm der BRD (wie auch den Atom­
programmen der USA, Frankreichs, 
Englands und der Sowjetunion) mili­
tärische Interessen stehen. Daß kein 
AKW-Ausstieg denkbar ist, solange die 
NATO existiert. Daß die Anti·AKW­
Bewegu'lg als Massenbewegung sich po­
litisieren und tatsächlich auf die 
Weichteile des Imperialismus zielen 
muß, wenn sie erfolgreich sein will. 
Kein formaler Vorwand darf uns da· 
ran hindern, in diesem Sinne ein Maxi­
mum an politischem Bewußtsein zu 
verankern. Ein derartiger Vorwand kön­
nte der Hinweis auf die Initiatoren-Rolle 
der GRÜNEN (in Wirklichkeit waren es 
gar nicht "DIE GRÜNEN") bei der Kam· 
pagne"Atomwaffenverzicht ins Grund­
gesetz" sein. Solange die Grünen mit di~· 
ser Initiative die BRD-Atommachtamb1· 
tionen, die Achse Bonn-Paris und die Lü­
ge von der friedlichen Nutzung der Atom­
energie aufs Korn nehmen, wird mensch 
kaum dagegen sein können. Die Gefahr 
bei den GRÜNEN liegt vielmehr darin, 
daß sie sich über kurz oder lang der ableh­
nenden Haltung der SPD beugen, anstatt 
ihr Anliegen offensiv zu vertreten. Daß 
Mißtrauen, daß die GRÜNEN zweifels· 
ohne verdienen, wäre also komplett fehl­
geleitet, wenn es sich nicht auf derartige 
Rückzieher sondern auf die Initiative 
selbst beziehen würde. 
Ernster zu nehmen ist die Warnung, die 
Kampagne sei zu parlamentsfixiert und 
insofern fehlorientierend. Hierbei sind 
zwei Dinge zu unterscheiden. Zum ei­
nen ist es gerade das Element der parla­
mentarischen Abstimmung, diese auf je­
den Abgeordneten unvenneindlich zu­
kommende Nagelprobe, die eine poli· 
tischä Offensive gegen die A-Waffenam­
bitionen überhaupt erst möglich macht. 
An verbalen Friedensbeteuerungen läßt 
sich bekanntlich ein deutscher Abge· 
ordneter von niemanden übertreffen. 
Spannend wird es erst, wenn auf Po­
diumsdiskussionen etwa ein Sozialdemo­
krat zu erklären hat, wie er sich in die­
ser Frage praktisch zu verhalten ge­
denkt. 
Anders als etwa bei den Atomtransporten 



war es uns im Bereid'l der ,.zivilitä· 
rischen" Atomenergie bisher nicht gelung· 
en, einen Kampagnenansatz zu entwick· 
ein, der über die reine Infoarbeit hinaus· 
geht. Die Tatsache hingegen, daß abseh· 
bar im Herbst 1989 eine entsprechende 
Abstimmung im Bundestag anstehen 
wird, macht es möglich, in dieser Frage 
längerfristig eine politische Offensive auf· 
zubauen. 
Auf der anderen Seite muß innerhalb die· 
ser Kampagne jede Beschränkung des 
außerparlamentarischen Handlungsrah· 
mens (etwa im Sinne einer Rücksichtnah· 
me auf das Stimmverhalten des Abgeord· 
neten x und y) abgelehnt werden. Ähn· 
lieh wie bei den Atomtransporten müssen 
aud'l in dieser Frage in erster Unie die 
außerparlamentarischen Aktivitäten dazu 
beitragen, ein gesellschaftliches Klima zu 
erzeugen, das den Parlamentariern eine 
Ablehnung nur für den Preis erheblid'ler 
Legitimationsverluste möglich erschei· . 
nen läßt. Keiner w ird bestreiten wollen, 
daß hierzu auch innerhalb der Kampagen . 
Auseinandersetzungen möglich und nötig 
sind. Aber kann dies ein Grund sein, die 
Sache rechts liegen zu lassen? 

Wir befinden uns in einem Wettlauf mit 
der Zeit. " Nie zuvor in der fast vierzig· 
jährigen Geschichte der NATO haben sich 
so entscheidende Fragen gestellt wie der· 
zei~ befand mit Anspielung auf die 
mögliche Notwendigkelt einer westeuro­
päischen Atomstreitmacht ein FAZ·· 
Kommentator am 28.4.88. Je mehr in 
dieser Frage heimliche Fakten geschaffen 
werden, desto hilfloser und weniger vor· 
bereitet werden wir in einigen Jahren da· 
stehen, falls plötzlich etwa Frankreich d ie 
BRD auffordern sollte, sich nicht länger 
der atomaren Verantwortung zu entziehen. 
Es kann nicht darum gehen, in der Frage, 
w i e die Anti·AKW-Bewegung hier ein· 
greifen könnte, vereinheitlichte Entschei· 
dungen herbeifülven zu wollen. Eine Rei · 
he von Gruppen wird etwa eine Politik 
der Aktionseinheit in diesem Punkt nicht 
fürchten sondern als Stärkung des eigenen 
Anliegens be!J'üßen und vielleicht sogar 
selbst Aktionsbündnisse initiieren. Für 
diese Gruppen könnte,etwa im Rahmen 
der Atommüllkonferenz, auch ein Aus· 
tausch ihrer spezifischen Erfahrungen von 
Nutzen sein. Andere werden nur unter · 
ganz bestimmten Bedingungen Aktions· 
einheiten eingehen wollen oder eine der· 
artige Bündnispolitik ganz ablehnen. 
Entscheidender ist, zu erkennen, daß die 
andere Seite in der Frage der militäri· 
sehen Einbindung der Atomenergie heute 
qualitative Sprünge vollzieht. Frankreich 
zeigt, was auch bei uns passieren kann . 

. Es li~gt nrcht zuletzt in der Verantwor· 
tung der Anti·A KW-Bewegung, ob mit 
einer politischen Offensive gegen die 
BRD·Atornmachtarnbitionen zumindest 
der Versuch gemacht wird, auf die neuen 
Entwicklungen adäquat zu reagieren. 

M./atom-Red. 

Atomwaffenverzicht ins GG 

Atomwaffenverzicht - Kampagne 
Am 23. 4.1988 wurde in Bonn auf Ein· 
Iadung divers{]r Organisationen und Ein· 
zelpersonen (vor allem aus dem Bereich 
der Friedensbewegung) ein erstes Bera· 
tungstteffen für eine Kampagne ,,Atom­
waffenverzicht ins Grundf18$tJtz"durchge­
führt Erarbeitet und verabschiedet wurde 
insbesondere der ,,Aufruf gegen die 
Selbstberuhigung", der aus den BRD· 
Atommachtambitionen und den 
Schwächen des Atomwaffensperrvertrags 
die Notwendigkeit einer Kampagen für 
den fTUndfl8$tJtzlichen A tomwaffenver· 
zieht ableitet. Dieser Aufruf soll dezen· 
tral .von Gruppen und Einzelpersonen 
unterzeichnet und zum Gegenstand von 
Auseinandersetzungen gemacht werden. 
Zum Anti·Kriegstag (1.9.88) ist eine Ver· 
öffentlichung (lls Zei tungsanzeige vorge· 
sehen. Desweiteren wird fürNovember88 

(1) vgl. Tolmeln/zum Winkel, Nix gel8fft, Kon· 
kfflt Verktg 1987, S. 125 
(2) ein gutllr Oberblick findet sich ln der Bro· 
IChlire ,,Atom-'fenmlcht im GG" der Partei 
Die Grünen 

eine internationale Arbeitskonferenz der 
A tomwaffenverzicht·Kampagne vorberei· 
tet. Ober dim Charakter dieser Konferenz, 
die diesbezügliche Aktionsschwerpunkte 
für 1989 festlegen soll, wird ein zweites, 
selbstverständlich öffentliches Beratungs­
treffen am 26.6.88 in Bonn entscheiden. 
Die lesenswerte Broschüre ,Atomwaffen· 
verzieht ins Grundgesetz" ist ebenso wie 
weiteres Material über die Kampa{17e er­
hältlich über H.Peters, c/o Die Grünen, 
Colmantstr. 36, 5300 Bonn1. Die Bro­
schüre hat 48 Seiten, kostet 3 DM und 
enthält die aktuellsten lnfonnationen 
über den Stand der deutsch-franzö­
sischen Atomachse, die BRD-Atom· 
ambltionen sowie eine Zusammen­
stellung aller bisheriger Stellung· 
nahmen zur Forderung und Kam· 
pagne ,,Atomwaffenverzicht ins GG'~ 

(3) llfll. ,,Auf /eilen Sohlen zur Bombe", in: U. 
Schelb,Hng., Reaktoffln und Raketen, Köln 87, 
s. 176ff 
(4)11f1/. D.z.Winkel, Phönix ln der A6che, in: 
"8/ltter -· .. , 3/88 
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''Es sollte nicht länger daran gezweifelt werden, 
da8 Israel eine gut ausgerüstete Atommacht ist, 
und dies zumindest auch Im letzten Jahrzehnt 
war. Das Israelische Atomprogramm Ist wahr­
scheinlich fortgeschrittener als alle diesbezügli­
chen Berichte vermuten, die ich kenn", mit die­
sen Worten kommentierte der britische Atom­
waffenspezialist Theodor Taylor Fotos. die der 
Israelische Atomtechniker Vanunu Im Dimona­
Atomzentrum geschossen hatte. (1) 
Die 'Sunday Tlmes' vermutet, daS Israels Atom­
waffenarsenal gröBer ist, als diejenigen Südafri­
kas oder Indiens, die der Produktion von Atom­
bornen ebenfalls verdächtigt werden, womit ls· 
rael an sechster Stelle hinter den offiziellen 
Atommächten stünde. (2) 
Es bleibt das Wissen um die Existenz eines is­
raelischen Atompools. Da das israelische 
Atomprogramm hierzulande weitgehend unbe­
kannt ist. versucht dieser Artikel etwas ausführ­
licher Licht auf das Dunkel der Israelischen Nu· 
klearpolilik zu werfen. 

Die Anfänge der Israeli· 
sehen Atompolitik 

Oie Geschichte der nuklearen Absichten Israels 
Ist so alt wie die des Staates: schon 1948, zu ei· 
nem Zeitpunkt, wo von der "friedlichen" Nut­
zung der Atomenergie gewl6 noch keine Rede 
sein konnte. wurde der Abteilung 'für For­
schung und Planung' des Verteidigungsmini­
steriums eine wissenschaftliche Gruppe ange­
gliedert. deren Zweck Im Ausloten der (künftl· 
gen) Nuklearpolitik bestand. (3) Diese Gruppe 
arbeitete bis zum Frühsommer 1952, bis zur 
Gründung der Atomkommission. Zunächst 
schien es, als würde die Realisierung der 
atomaren Pläne nun der Atomkommission 
obliegen. tatsächlich wurde aber an der Kom­
mission vorbeigeplant, unter Ausschuß der Öf· 
fentlichkeit, auch der des Parlaments und der 
Atomkommission (s.u.). 
Insbesondere das Dimena-Projekt entstand ab­
seits der Öffentlichkeit, aber mlt erheblicher 
französischer Unterstützung. 
Israels erste Kooperationsabkommen datieren 
aus dem Jahre 1953. Die USA, die soeben die 
erste Fassung Ihres 'Atoms for Peace' - Pro­
gramm aufgelegt hatten, sicherten Israel flnan· 
zielle Unterstützung zu und halfen bei der Er­
richtung der Kleiostreaktoren bei Rishon Lezion 
und Nahal Suriq. Der LWR Nahal Suriq wird mit 
bis zu 90 o/o angereichertem Uran betrieben. Im 
Forschungsreaktor Rishon Lezion werden seit 
1957 Israelische Techniker und Wissenschaft­
ler ausgebildet. (4) 
Aufgrund des Kooperationsabkommens mit 
den USA wurden schon in den 50er Jahren is­
raelische Atomtechniker und ·Wissenschaftler 
im Forschungskomplex Oak Ridge (USA) ge­
schult; Interessanterweise eine Anlage, die 
schon während des Zweiten Weltkrieges ge­
baut wurde und die Realisierung des 
'Manhatten-Projekts', der militärischen Atom· 
forschung der USA und Großbritanniens, vor­
antrieb. (5) 
Ebenfalls aus dem Jahr 1953 stammt ein erstes 
Zusammenarbeitsabkommen mit Frankreich, 
das der Uran- und Schwerwasserproduktion 
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dienen sollte, später (1957) aber wesentlich 
ausgebaut wurde. 
Der Suez-Konflikt 1956, unter anderem durch 
einen Waffengang Israels gegen Ägypten ent­
standen, sollte das Eingreifen Großbritanniens 
und Frankreichs zur "Sicherung" des soeben 
Verstaatlichenten Kanals provozieren. (6) Der 
gemeinsame israelisch-britisch-französische 
Deal gegen Ägypten war offenbar mit einem 
Nukleargeschäft gekoppelt: in den Folgejahren 
wurde der Dlmona-Reaktor, die dortige WAA 
und eine Reihe anderer Anlagen mit außeror­
dentlicher Hilfe Frankreichs aufgebaut. 
Neben der Lieferung des Natururan­
Schwerwasser-Reaktors und Blaupausen für 
die WAA soll die tranzösich-israellsche Koope­
ration Hilfe bel der Entwicklung einer nuklear­

·waffenfähigen Boden-Boden-Rakete sowie eine 
Vereinbarung Ober die Anwesenheit · israeli­
scher Fachleute bei der Zündung der ersten frz. 
Atombombe umfa6t haben. Beides Ist aber 
"ungesichert". (7) 

Das " Schlusseljahr" 1960 begann turbulent: Im 
Jahr der ersten französichen Atomexplosion 
entdeckte ein us-amerikanischer Spionageflug­
zeug den in Bau befindlichen Dimona-Reaktor, 
der bis dato der Öffentlichkeit vorenthalten wur­
de. 
"Massiver US-Druck gegen die beiden Ge­
schäftsfreunde (Israel und Frankreich) bewirkte 
Immerh in, daß Davfd Ben-Gurfon am 
21. 12. 1960 vor dem Israelischen Parlament eine 
Weihnachtsüberraschung ausbreiten mußte: Dl­
mona existiere, das Nuklearprogramm sei aller­
dings nur fOr friedliche Zwecke gedacht, lieB er 
wissen. Zuvor machte auch Staatspriisldent de 
Gaulle wettere Uranlieferungen von der Veröf­
fentlichung der Israelischen Nukiearplline ab­
hängig. Interessant ist ln diesem Zusammen­
hang ein Hinweis in de Gaulies Memoiren, wo er 



das Jahr 1960 als Schlußpunkt einer 
franz6slsch-lsrae/lschen Kooperation Im Be­
reich der Wlederaufarbeitung bezeichnete". (8) 

Aber die Oimona-WAA war Anfang der 60er 
Jahre nooh weit von Ihrer Inbetriebnahme ent· 
fernt. Um dennoch getreu dem Motto Ben­
Gurions ("Unsere Aufgabe Ist es, so schnell wie 
m6glich eine solche Waffe zu entwicklen, die bei 
nlemsndem such nur den geringsten Zweifel 
dsrsn aufkommen "ßt, da8 wir einen vernich­
tenden Priventlvschlsg fOhren koonen'1 (9) ver· 
fahren zu können, organisierte der Geheim­
dienst Mossad in den Jahren 1962 bis 1965 
Qroße Mengen hochangereicherten Urans. 
Uber den Direktor des NUMEC (Nuclear Mate­
rials and Equepment Corp.; Hersteller von 

Brennelementen für U·Boot·Reaktoren der 
USA) verschaffte der Mossad bis zu 352 kg des 
Spaltstoffs nach Israel; eine ausreichende Men­
ge um zlg Atombomben zu bauen. Das FBI lei­
tete später gegen den Direktor Zalman Shapiro, 
dem gute Kontakte zu Tel Avivs Militarkreisen 
nachgesagt wurden, eine Ermittlung ein, die 
aber wegen "Fohlens des Tatbestandes eines 
Verbrechens" eingestellt wurde. (10) 
Einige Jahre später geriet die Hanauer Asmara· 
Chemie in die Schlagzeilen. Auf Ihren Auftrag 
hin lief der Frachter Sehearsberg Im Nobember 
1968 mit 200 t Natururan beladen in Richtung 
Genua aus, wo das Material der Italienischen 
SAICA Obergeben werden sollte. Dort Ist das 
Material aber nie angekommen; es gilt als sl· 
eher, daB der Mossad das Schiff auf offener 
See kaperte und seine Ladung nach Israel um· 
dirigierte. Oie Mannschaft des Frachters blieb 
verschollen. Gestatzt wird diese Vermutung 
durch die Aussage eines ehemaligen Mossad­
Agenten, der in Norwegen einen palästlnlensi· 

sehen WiderstandskAmpfer umbringen sollte, 
bei den Vorbereitungen dazu aber von der Poli­
zei enttarnt und verhaftet wurde. Am 9. Mal 
19n gab der norwegische Generalstaatsan­
walt H. Viker bekannt, da8 Dan Aerbel (der be­
sagte Agent). "unmittelbar an der Verschiffung 
von 200 t Uran nach Israel beteiligt W81". 

Für diese Thesa des Mossad-Coups spricht 
desweiteren, daB Israel nach dem Sechs-Tage­
Krieg einem zeitweiligen Ueferungsstopp für 
Uran ausgesetzt war, selbiges aber zum Betrei­
bendes Oimona·Reaktors benötigte. (11) 

Das israelische Atomzentrum Dimona 
Foto K äpt'n Nuß 

Die Theorie der 'Bombe Im 
Keller' 

AnläBiich des Sechs-Tage-Krieges entwickelte 
Moshe Oayan, damals General, später Verteidi­
gungsminlster, die Strategie der Bombe im Kel· 
ler. Diese Bombe deren Existenz lange Zelt 
nicht eindeutig gesichert war, Ober die aber· 
spekuliert wurde und Ober die spekuliert wer­
den sollte, wurde zur 'Bombe im Keller' . 
Eines der obersten Prinzipien Israelischer Mili­
tardoktrin ist die Aufrechterhaltung der Überle­
genheit Ober die arabischen Staaten. Dem 
dient auch die Politik mit der " Kellerbombe": 
die Unklarheit Ober die Existenz Israelischer 
Atomwaffen soll politisch ~usgenutzt werden. 
Einerseits bezweckt diese Politik, arabische 
Staaten von einer existenzgefAhrdenden Aktion 
gegen Israel abzuschrecken. "Dabei wird aller· 
dlngs bewußt offengelassen. ab welchem Punkt 
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einer mllithfschen Auseinandersatzung Israel 
seine Existenz als bedroh definiert." (12) 
Andererseits läßt sich die 'Kellerbombe' auch 
gegenOber NATO und USA instrumentalisie­
ren: " Da die USA nicht dsrsn Interassfett sein 
koonen, durch einen israelischen Atomwaffen. 
elnsatz ln eine Auseinadersetzung von eventuell 
stomarar Oualltlt mit der UdSSR hineingezogen 
zu werden, müssen sie darauf erpicht sein, ls· 
rae/ konventionell so stark zu machen und kon­
ventionelle Beistandsgarantien so groBen Um­
gangs auszusprechen, daS sich die Israelische 
Führung zum Überschreiten der 'nuk/earan 
Schwelle' nicht gen6tigt sieht." (13) 
Der Untermalung dieser Politik dienen die vie­
len Hinweise israelischer Politiker auf die nukle­
aren Qulitäten ihres Landes. Seit dem Sechs­
Tage-Krieg hieB es immer wieder, Israel habe 
nun das Potential, Atomwaffen zu produzieren. 
TatsAchlich spricht jedoch einiges dafür, daB Is­
rael nicht nur das Potentlai hatte, Atomwaffen 
zu realisieren, sondern dies bereits praktisch 
anwendete und spätestens seit den frühen 70er 
Jahren Atomwaffen anhäufte. (14) 

Die 70er Jahre 

Der Vom-Kippur-Krieg von 1973 war mit einer 
Überraschenden Offensive Ägyptens eingelei· 
tat worden und führte dazu, daB Israel am 8. 
Oktober 1973 kurz von einer militärischen Nie­
dertage stand. Nach einer Lageerörterung der 
Regierung in Tel Aviv entschloB man sich, un· 
verzOglieh den Einsatz von Atombomben vor­
zubereiten. Phantom F-4 Kampfflugzeuge. die 
von den USA seit den späten 60ern erworben 
wurden, bestückte man mit mindestens 13 
Atombomben. Einerseits warteten die Piloten 
stundenlag auf eine Weisung loszuschlagen; 
dazu kam es jedoch nicht mehr, da sich die mill· 
tärische Lage zu Israels Gunsten zu wenden 
begann. (15) 

Möglicherweise durch die Erfahrung des Vom· 
Kippur-Krieges bedingt. wurden die sensitiven 
Teile des israelischen Nuklearprogramms in 
den 70em beschleunigt ausgebaut. Der ," Oi­
mona zunächst mit einer Kapazität von 24/25 
MW angelaufene Natururan.Schwerwasser­
Reaktor, geeignet zur Produktion von waffen­
gnldigem Plutomium, wurde auf 75 bis 100 MW 
ausgebaut. Oie 1969 in Betrieb gegangene 
WAA konnto so bis zu 40 kg des begehrten 
Spaltstoffs separieren. Jährtich vielen damit al· 
Iein Plutoniummengen für 5 bis 8 Sprangsatze 
an. 
Parallel zur Ausweitung der Spaltstoffproduk· 
tion wurden Anstrengungen zur Entwicklung ei· 
ner atomar bestückbaren Rakete unternom· 
man. Israel arbeitete seit damals kontinuiertich 
an der Realisierung eines solchen Projektes 
und ist Im vergangener Jahr an den Endpunkt 
einer Enwicklung angelangt: Ergebnis Ist die 
Atomrakete mit dem wenig originellen Namen 
Jericho. (16) 
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laraellach .. Odafrlkanlache 
Kooperation 

ln den 70er Jahren ausgebaut wwde auch die 
Zusammenarbeit mit dem eQdafrtkanleche 
Apartheldstaat Eine auagedehnte Koopefatlon 
auf konventionellem Gebiet besteht ohnehin: 
SOdafrika Ist der Hauptabnel'imer lsraelllcher 
RüatungegOter. Etwa ein Drittel aller Kriegs­
schiffexporte Israels gingen in den 70em nach 
SOdafrika. Das Land erhAlt bis heute Radar-und 
Überwachungsanlagen, Kampfllugzeuge, Ra­
keten, Hubschrauber und diveree andere RQ.. 
atungsgOter. 
Auf diesem Gebiet der mllitlJiach..nukle 
Zusammenarbeit zwischen belden l.indem Ist 
bis heute bekannt geworden, ~ 
- südafrikanische Wissenschaftler Im 
Dimona-Zentrum be8Chlftlgt waren und sind; 
- SOdafrika Israel mH Uran bellefert(e), Ex­
porte, die sich bla ln das Jahr 1969 zurOckver­
folgen las8en; 
- der 19n ln SOdafrika vortleteltete A~ 
testunter Teilnahme Israellacher Atomexperten 
durchgef()hrt werden eoiHe. Es wurde sogar 
vermutet, hier wOrde ein gemeinsamer Atom­
test VOibereltet. Nicht bekannt 1st dagegen, ob 
israelische Atomtechniker an dem 1979 Im 
SOdpaziflk durchgefQhrten Test SOdafrikas t. 
telllgt waren. (17) 

Mo1he Dil/tln, der getltlge Vater 
der "Bombe im Keller'~ 

AngebliCh eolllerael am Bau der belden ~ 
kan~ Reaktolen Safari I und II beteiligt ge­
wesen eeln. Nach der gleichen Quelle 8011 der 
aJe "Sowjetlpion" enttarnte ehemalige Ober­
komm&Jiclierellde der Marineballs Slmons­
town, Oberet Gerhard, bia zu ee1ner Feelnahme 
Material Ober die llraellech-eOdafrtkan 
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Nuklealt<ooperat gesammelt haben, das t. 
lege, da8 Israel an der DurchfOrhung der 79er 
Exploelon beteiligt war. (18) 

lara• mllltlrlache Nuklear­
kapazltlten 

Oa8 lnel Ober Atomwaffen vertogt, war IIChon 
vor der Ver6ffentllchung der Fotoe und Berichte 
Vanunua bekannt. Schon 1964 hatte der CIA­
Chef Helms seinen Prlaldenten wtuen lasaen, 
da8 lltaelleche Kampfflugzeuge '1oft and toss' 
- Übungen probten, die typilc::her.velee beim 
Abwurf von Atombomben geflogen wenien. 
Mehrere wlaaanac:haftllche Einrichtungen ha­
ben 84!richte YOfVI!egt, wonach Israel Ober 
Alomwatfen wrf(lge. Oaa Geotgetown lnlvenll­
!y ll"'ltitut of Strategie Stodlea vermutete Israel 
Im Be8ltz von 50 bia 100 A1omWaffen: Oie 'Jeru­
aalem Poet' brachte einen Bertcht Ober diele 
Untersuchung: lhrzufolge habe larael aowohl 
Mgereiehertes Uran erworben, aJe auch den 
Plutonium-Output der Dlmona WAA Y8fdrel.. 
facht. (19) 
Der Israellache Wlsaen8chaftler Amoe Perlmut­
ter haUe IIChon 1982 ln seinem Buch "Two Ml­
nutea OY8r Baghdad" daalaraelllche Atompool 
auf 200 SprengkOpfe geachltzl. Oie 'Sunday 
Timea' 8Chltzt unter Bezugnahme auf ver­
schiedene Wleeenechaftler, da8 das Nuklear· 
programm auf 100 bia 200 Bomben bla zum 
Jahrhundertende projektleft eel. (20) 
Wie Immer cle konkrete Zahl bestimmt wird: 18-
rael besitzt ein gr6llerea Araenal atomarer Waf.. 
fen. Und Israel beellzt modernste Trigel waffan: 
nach einem Bericht dea Schwelzer Fachjcu· 
nal 'lnternaöonal Oefenee Review' 801 Im Mal 
1987 .. ..,. zur BeatOclcl.mg mit A~ 
ldJplen ~ Rakete ww 7)p Jerlcho Dbet 
..,. Stt8c:lc8 11017 820 Klometer (1tlllo(len (aeln). 
ln den USA wwde dluer Teat dNMb 1118 wich­
tig emplundtln, weler bed!NAe, de6 ",..,jetzt 
oder..", I»Jd ",der Lage aeln wwdt, "", wlch­
liQin81WbitJchen ~mlt~zuer­
relchtln. ln Ki1la WOnMn Teata Ober ene DI­
stanz W3n 1460 Klometern fWgM." (21) 
8eetlllgl wird dieser Bertcht durch eine Mel­
dung der Nechrlchtenagenr Reuter aus Tel 
Avlv: die UdSSR hebe mit polltlechen und mRI­
tlrl8chen Sctvttlen gedroht, fOr den Fal, da8 t. 
rael aelne Jericho.Raketen mit Atornaprengkilp 
fen beetQcke. lnzwtechen hat die IOWjetllche 
Nachrichtenagenr Nowoetl gemeldet. ein 
Test Ober die 1400-km - Distanz 881 von der 
~ erfolgreich abeolvlert worden. 
(22) 
Atomwaffen und Trigersysteme reiChen aoer 
offenbar nicht aua; auch zum Bau von Waseer­
atoftbomben gibt es Hlnwelee:·Vanunu hat g&­
genQber der 'Sunday Tlmee' ertcllrt, in Dlmona 
wOrden u·.a. Lithium und Tritium hergeatellt, 
Gn.lndatoffe fOr die Konatrulction von Waseer­
stoflbomben. Hlnwelee auf eine Neutronen­
bombenproduktion Wurden von der FR. auege­
mecht: ein Artikel der IIraeiieehen Zeitung 
'Haarwlz' Ober eigene Neutronenbomben wur­
de zeneiert, obgleich die liraelleehe ~ 
aur aonst mit der Berichtelatattung Ober llraell­
lche Atomwaffen eher lleblugelt, pe8t sie doch 
lna Konzept der Politk mit der Bombe Im Kelt. 
(23) 

''Der Tel A..WW ~Pro/. N-. 
",."", laiJQ/Ihtfger Bentter der Rtlgletung, hat 
•JgNic:htl der .Jerlcho.Dtlbatte Im tnrral:'hen 
~gesagt diNe 'Politik der Vag­
heit' mDaae euch welteltrln dutY:hgehelten WW"· 
dtln. Er WlllnM ",..,da~. ", der Otrentlchkelt 
els Arommacllt eufzutreten", denn dlea wOrde 
arabl8chen Undern den Zugang zu Atomwaf.. 
fen erleichtern. (24) · 
Oech leraela "Geheimnis" dOr1l8 nach den 
Vai'lunu-EnthQiungen endgOitlg der Vergan­
genheit angeh&'~ haben: die Vanunu-aertchte 
haben einmal mehr bestltiGt. was 11ngat ver­
mutet wurde. 
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GroßforschunG 
für das 

AtomprogramM 

Neubau ist die 
sog. Kalten Neu­

aus einem Stahl­
mit Wasser­

e gekühlt ist, verlang­
ein Forschungsinstru­

gedacht und soll besan­
von zukünftigen Reaktor­
werden. Gegen den Aus­

zur Zeit noch eine Klage an­
in der nächsten Zeit entschie­

wird, denn das HMI drängt auf eine 
Entscheidung, um den Reaktor fertig­

zu können. 

HMI ist eines der GroBforschungseinrich­
tungen, 13 insgesamt, die unter der Regie des 
Forschungsministeriums betrieben werden. 
Sein Arbeitsschwerpunkt ist die Atomfor­
schung. Nach Tschernobyl sahen die Batreiber 
sich genötigt, den Namen "Hahn-Meitner­
lnstitut für Kernforschung Berlin GmbH" in 
"Hahn-Meitner-lnstitut Berlin GmbH" 
umzuändern- eine Sprachkosmetik, die die Ge­
fahren der Atomtechniken vergessen machen 
sott. 

"Gewisse experimentelle Forschungs­
arbeiten sollten als zentrale staat­
liche Aufgaben anerkannt werden." 

Daß ein deutscher Staat technische Forschung 
in eigener Regie betreibt, ist ein Vorgang, der 
vor genau 100 Jahren mit der Gründung der 
Physikalisch Technischen Reichsanstalt (1887) 
begann. Gewisse experimentelle Forschungs­
arbeiten sollten als zentrale staatlich Aufgaben 

anerkannt werden, regte der Industrielle Sie­
mens in einem Brief die Reichsregierung an 
(1884). 
Sie sollte Forschungen übernehmen, die von 
Dauer und Aufwand her von 'Privatpersonen' 
und 'Höheren Reichsanstalten'·nicht beschafft 
werden können.lm Sitzungsprotokoll des 
Reichstages vom 8.1.1887 ist auch von wissen­
schaftlichen Arbeiten und Aufgaben die Rede, 
die für das industrielle und wirtschaftliche Le­
ben der Deutschen Nation von so herausragen­
der Bedeutung sei, daß eine Zustimmung zu 
dem Projekt notwendig machte. Herausgeho­
ben wurde auch, daß es um die deutsche In­
dustrie und die Stellung derselben auf dem 
Weltmarkt ginge. 

Im gleichen Geiste wurde 1911 die Kaiser­
Wilhelm-Gesellschaft in · Berlin ins Leben ge­
rufen, der im Besonderen die Aufgabe zufiel, 
neue Institutstypen zu entwickeln und zu be­
treuen. Es sollte sichergestellt werden, daß ln· 
dustrie und Gesellschaft einen verfügbaren und 
lenkbaren Forschungsapparat haben. Damals 
wurde damit begonnen aus Steuermitteln tech­
nologische Forschung zu betreiben, die sonst 
von der Industrie hätte finanziert werden müs­
sen. 

Daß es um die Industrie und die wirtschaftliche 
Entwicklung gehe, ist aber auch nur die halbe 
Wahrheit. Während der beiden Welterobe­
rungskriege verschmolzen Staat und Industrie 
ihrer Bestimmung gemäß zu einer groBen Mili­
tärmaschine, die überlegene Technologie for­
derte. Der enorme technologische Aufwand, 
mit dem beide Kriege geführt wurden, verdeut­
lichte prompt, welches Gewicht staatflehe 
Forschungs- und Entwicklungspolitik für die 
Herrschaft in der Welt bekam. 

Dabei spielte die Atombombe eine exponierte 
Rolle. Sie wurde in der ersten GroBforschungs­
anlageder Welt in Los Alamos in den USA ent-
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Zl.tornforschur,o wurde eine derart große 
daß extra ein Bun­

Atomfragen eingerichtet 

onn'"'"''""i"<>l·inn kann unterschied­
sein, während der Zugriff und die 

der verschiedenen Forschungser­
immer zentral bleiben. Da gibt es ein· 
Projektgroßforschung, bei der die 

die angewandte For­
und die technische Entwicklung zu ei­

nem vorher festelegten Ziel führen sollen. Oder 
es gibt die Schwerpunktforschung, bei der es 
darum gehen soll, daß bestimmte Institute dafür 
gebraucht werden, bestimmte Themen unter 
verschiedenen betrachtungsweisen der einzel­
nen Fachsparten gemeinsam zu erarbeiten. ln 
diese Schwerpunktprogramme wurden auch 
die Hochschulen mit einbezogen, um anwen­
dungsorientierte Ergebnisse für die Industrie 
und das Militär zu liefern. 

Seit 1969 wird am HMI für strahlenresistente 
Elektronik und Elektrotechnikgeforscht Elek­
trische Bauteile verändern ihr elektrisches Ver-

die 
frei wird, 

bei elektri· 
, der Datenüber· 

ihre Leitfähig­
plötzlich anfan­

Effekt tritt 
~IAidrronil< auf. ßeim HMI 

,lerasicher,er gemacht. Dazu 
auf ihre Stahlenbestän· 

Halbleitermaterialien 
· ihre elektrischen Eigenschaften 

nicht so stark verändern wie 
wurde zum Beispiel a~ 

des Rüstungskonzerns 
•ers•chlnidt·B•Olkl'JW··Bic•nm mitgearbeitet. 
stellt neben Satelliten und Waffen auch 

komplette zweite Stufe der europäischen 
Trägerrakete Ariane her. Dazu war gerade vor 
zwei Monaten im berliner Tagesspiegel zu le­
sen, das Arianespace zukünftig Aufträge für die 
NATO ausführen will. 

Die Bundeswehr hat zur Strahlenresistenz 
auch eigene Forschungen an irgendeinem Ort 
betrieben (wie bei einer Sachverständigenan­
hörung im hessischen Landtag bekannt wurde, 
(Bericht 15.6.86) Von 1965- 1975 wurde mit 
großflächigen sog. Tritiumtargets versucht her­
auszufinden, wie, so drückte man sich aus, 
Elektronik vor den schädlichen Einflüssen ra­
dioaktiver Strahlung geschützt werden könne. 
Die Tritiumtargets wurden damals von der NU· 
KEM hergestellt. Das gerade Tritium für diese 
Versuche verwendet wurde, mag damit zusam­
menhängen, daß Tritium bei der Herstellung 
von Wasserstoff· und Neutronenbomben ver· 
wendet wird. 

Von eben diesen Tritiumtargets aus der Pro­
duktion der NUKEM wurde Mitte der BOiger 
Jahre ebenfalls das HMI beliefert. Bekannt ge­
worden ist inzwischen lediglich, daß das HMI 
versuchte, diese verdeckt wieder los zu wer­
den. Nachdem sie für Versuche nicht mehr ge­
braucht werden sollten, wurden im Februar 
1984 Tritiumtargets in drei Containern vom HMI 
in der Landessammelstelle für radioaktive Ab­
fälle, die sich ebenfalls auf dem Gelände des 
HMI befindet, gelagert. Die drei Container wa­
ren mit 320 Curie belastet. ln den Strahlen­
schutzberichten schließlich wurden sie in die 
Kernforschungsanlage Karlsruhe 1ur Zwi­
schenlagerung transportiert (taz v. 23.1.88), 
womit sie fürs erste einmal aus dem berliner 
Slick verschwunden sind. 

Seit den 60er Jahren wird am HMI Endlogerforschung betrieben. ... 
bereits '60 wurde mit der WAA- Forschung angefangen ..... 



D.:e Erkundung 
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Seit den 60iger Jahren wird am HMI Endla­
gerforschungbetrieben. Dabei geht es zum ei­
nem um die Verfestigung von flüssigen Abfäl­
len,zum anderen um das Auslaugverhalten von 
Radionukliden aus Abfallkonzentraten, wobei 
nach einem Material gesucht wird, das einer­
seits Radionuklide auch nach tausenden von 
Jahren nicht herausläßt und ebenfalls mög­
lichst wenig korridiert. Ein Verfahren zur Eingla­
sung von Atommüll wurde zusammen mit der 
DWK am HMI entwickelt und im belgischen Mo­
lauch eine Anlage errichtet. Die Anlage arbeitet 
seit 1985 im heißen Betrieb und stellt derzeit 
täglich drei bis vier hochverstrahlte Abfallblöcke 
her. Der dort verarbeitete Atommüll ist von ei­
ner 1974 stillgelegten WAA übriggeblieben. Am 
HMI wurden ebenfalls die Sicherheitsstudie zur 
Entsorgung angefertigt, die immer noch als 
Grundlage für das ramponierte Entsorgungs­
konzept der Bundesregierung dient. 

Unter dem Titel 'Salzschmelzen in der Kern­
technik' wurde bereits 1960 (im ersten Jahr, in 
dem über den Reaktorausbau hinaus die For­
schung im HMI begann) mit der WAA· 
Forschungangefangen. Es ging damals um die 
Lösungs- bzw. Extraktionseigenschaften spe­
zieller Kernbrennstoffe in Salzschmelzen. Ab 
1970 sollten rationelle Verfahren bei der Tren· 
nung der verschiedenen Spaltprodukte in ei­
nem einzigen Prozess gewonnen werden. 

1960 wurde mit der Europäischen Atomge­
meinschaft EURATOM ein Vertrag ausgearbei· 
tet, am HMI die 'Diffusion von Edelgasen in 
Festkörpern' zu untersuchen. Damit begann 
dieForschung zu Hochleistungsreaktorenfür 
Materialien, die im heißen Bereich eines Reak­
tors verbaut werden. Zu den Hochleistungsre­
aktoren zählen ebenso wie der Fusionsreaktor 
der Hochtemperaturreaktor (HTR) und der 
Schnelle Brüter. Die~aterialien sollen für hefti· 
ges Neutronenbombardement, für hohen Tem­
peraturfluß und extreme Radioaktivität optimiert 
werden. ln diesem Zusammenhang wurden 
z.B. Transportmechanismen von Spaltproduk· 
ten in Grapit und die Freisatzung von Stronti­
um, Barium, Jod, Tellur und Tritium aus Bren-

stisch für ihn ,,~~lllliJMI'­
den, um bei der C! 

men eine Aussage 
keit zu treffen. Über 
de sollen Auskünfte 
Spurenelementen in einer 
mation gesammelt werden, 
mung von Zusammensetzung 
ermöglichen. Zunächst wurde 
Untersuchung von Zinn, Blei, 
minium begonnen. 1980 
se vorgestellt: 'Die braiSili.anisc~l-lxllivi,a'F 

Zinnprovinz' und 
Verteilung in dem Kal"bolnatit-S'venrit-t<:omt~ 
von Lueske' (Zaire). Zirkonium­
legierungen zeigen gute Supraleitereigan· 
schatten (der elektrische Widerstand ist aufge­
hoben) und eignen sich für hochwertige Stähle 
im Reaktorbau, für Düsenaggregate, Gasturbi­
nen u.ä .. 

"Ein besonderes Kapitel der HMI­
Forschung ist die langjährige 
atomare Kooperation mit Südafrika" 

Ein besonderes Kapitel der HMI-Forschung ist 
die langjährige atomareKooperstlon mit so. 
dafrlka. Südafrika hat im September 1979 ei­
nen Atomsprangsatz gezündet und damit die 
Verfügung über Atomwaffen bewiesen. Südafri· 
ka hat für seine Atomtechnologie massive Un· 

Die Broschüre zum HMI 
ner Anti·Atom-Büro zum '.W~i;81:;ftl) 
Porto bezogen werden. 
Anti-Atom-Büro 
c/o 
Kurfürstenstr. 
1000 Berlln 30 
Konto Nr. 52254-104, BLZ 100 100 1 
glro Bln-W. 



Das geltende Ltiftverkehrsgesetz sieht für "Industrie­
anlagen hoher Gefahrenklasse", zu denen auch Atomk­
raftwerke gehören, eine Schutzzone im Umkreis von 500 
Metern und eine Mindestflughöhe von 300 Metern vor; 
allerdings gelten für Militärflugzeuge "mit hoheitlichem 
Auftrag" -das sind in der Praxis alle Mllitirflugkörpet­
Ausnahmebestimmungen. Nach der geltenden Rechts­
lage dürfen also Militärjets über AKW's fliegen. 

1975 nicht mehr im Besitz einer Fluglizenz als Einsatz­
flugzeugführer. "Dieser bekannte in der Sendung frei­
mütig, er habe in früheren Zeiten Kernkraftwerke über­
flogen, obwohl dies durch die Flugbetriebsbestimmun­
gen eindeutig untersagt ist. Aus dem verantwortungslo­
sen Fehlverhalten dieses einzelnen Piloten leitete Moni­
tor ein Pauschalurteil anderer Flugzeugführer ab." 
Danach bekräftigte die Hardthöhe, da.Jf "für Atomkraft-

Militärjets über Atomkraftwerken 
Die Beteuerungen der Militärs in der Öffentlichkeit, 
Kernkraftwerke würden von Kampffiugze"LJgen nicht 
überflogen, sind nur die halbe Wahrheit: oberhalb des 
Tieffiugbandes ( = 450 m) ist der Überflug auch nach 
dem Luftverkehrsgesetz ausdrücklich erlaubt. 

Bleibt die Frage, ob das Bundesverteidigungsministe­
rium, wie es gerne behauptet, seinen Piloten und den 
NATO-Alliierten verbindlich untersagt, über AKW's 
hin wegzufliegen. 

Das Bundesverteidigungsministe-· 
rium sah sich in einer Stellungnah­
me nach dem Absturz bei Ohu zu­
nächst ''nicht in der Lage, Aus­
kunft über die luftwaffeninternen 
Vorschriften in Bezug auf dasüber­
fliegen von Kernkraftwerken zu 
geben" (Süddeutsche Zeitung). We­
nig später erklärte das Luftwaffen­
amt, daß grundsätzlich die Weisung 
gelte, daß Militärflugzeuge Kern­
kraftwerke nicht überfliegen dürf­
ten. Es sei üblich, sie in ein bis drei 
Kilometern Abstand zu umfliegen. 
Und: der Mirage- Pilot habe diese 
Regel nicht verletzt. Der Verlauf 
der Schneise, die das Absturzflug­
zeug in den W~d zog, zeigt im üb­
rigen genau auf die Atomanlagen 
hin. 

Zu einer aufschlußreichen Kontro­
verse kam es, als das WDR- Fern­
sehmagazin MONITOR am 6. 
April den früheren Starfighter­
Piloten Jörg Stock aus dem Näh­
kästchen plaudern ließ: 

"Wir haben Kernkraftwerke als markante Orientierung­
spunkte sehr gerne benutzt zur Überprüfung der eigenen 
Flugrouten. Und wir haben versucht, möglichst im Tief­
flug über diese Kernkraftwerke hinwegzufliegen, oder 
wir haben sie als Wendepunkte benutzt. Das heißt, wir 
haben über diesen Kernkraftwerken unsere Richtung ge-' 
ändert." Die Bundeswehrführung müsse diese übliche 
Praxis natürlich offiziell bestreiten. 

Was diese dann auch vehement tat. Zunächst wurde im 
Hausblatt bundeswehr-aktuell vermerkt, der Ex-Pilot sei 
heute ein GRÜNER Kommunalpolitiker und sei seit 
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werke ein generelles Überflugverbot11 bestehe. In einem 
Schreiben an den Landshuter Oberbürgermeister Dei­
mer (CSU) -drei Wochenvor dem Absturz bei Ohu­
hatte Verteidigungsminister Wörner noch einschrän­
kend mitgeteilt, daß es eine Weisung gebe, Kernkraft-

werke nicht im Tiefflug zu überfliegen. 
In bundeswehr-aktuell wurde die Vorschriftenlage aus 
Sicht der Hardthöhe zusammengefaßt: "Unabhängig 
von den Sicherheitsauflagen für den Bau von Kernkraft• 

werken, die nach Aussagen des 
Umweltministeriums eine Ge­
fährdung der BEvölkerung in ei­
nem solchen Fall ausschließen, 
sind die für die Luftwaffe gel­
tenden Vorschriften so, daß ein 
Zusammenstoß eines Kampfflug­
zeugs mit einem Kernkraftwerk 
weitestgehend ausgeschlossen ist. 
So muß schon bei der Flugpla­
nung der Pilot Kernkraftwerke, 
die auf den Tiefflugkarten durch 
besondere Symbole kenntlich 
gemacht sind, aussparen. Wäh­
rend des Fluges muß er sie mei­
den. Damit stellt der Tiefflugver­
kehr keine besondere Gefahr für 
Kernkraftwerke dar." 

Voller Vertrauen in die ZUver­
lässigkeit der Piloten schließt die 
Stellungnahme:" Die Besatzun­
gen kennen die in der Nähe ihrer 
Flugrouten liegenden Kraftwer­
ke. Im Zweifel können sie diese 
Objekte aufgrund ihrer markan­
ten Bauweise auch im Tiefflug 
leicht identifizieren. 

Daher besteht ln Notsituationen in der Regel die Mög­
lichkeit, das Flugzeug auf· unbebautes Gebiet zu steuern. 
Ein anderes V erhalten ..• ist eine Pflichtverletzung". 
Kein Wort zu der StreBsituation der Piloten, zu den ra­
senden Fluggeschwindigk.c:iten, keine Scham wegen des 
blanken Zynismus dieser Außerungen (-über eine Bestra­
fung derjenigen Piloten, die nach dem Schleudersitz- Ab­
sprung ihren Jet teilweise über hundert Kilometer unkon­
trolliert weite"asen ließen, bevor dieser abstürzte, ist 
nichts bekannt-}; auch der Blick auf die Absturzliste in 
diesem Heft läßt deutlich werden, daß die Regelsituation 
("unbebautes Gebiet") mit einem übergroßen Ausnahme-



Paragraphen ausgestattet ist. 

Wie sieht die tatsächliche Situation in der Nähe von 
Atomkraftwerken aus ? 

Schon am Tag des Absturzes bei Ohu donnerten wieder 
Militärjets über die Absturzstelle; der örtliche Betriebs­
leiter des AKW Ohu bestätigte, daß täglich Tiefflieger 
direkt an den Kraftwerksanlagen vorbeifliegen. 
Ein Südwesifunk-Reporter in Philippsburg: "Ich habe 
drei Flugzeuge gesehen, die sich einen Spaß daraus ge­
macht haben, einen Sche.inangriff auf das Kernkraftwerk 
zu fliegen." Ein Anwohner dazu: Ii Die sind schon unter 
den Drähten der Hochspannungsleitungen durchgeflo­
gen". 

Der Lüneburger Regierungsdirektor Heinrich zum AKW 
Stade an der Unterelbe:"Da fliegen die auch mal in 30 
Metern, das ist doch bekannt." 
Stade liegt mitten im Tiefstfluggebiet Area 5. 

Als MONITOR die BMVg-Stellungnahme als "durch­
sichtigen Beschwichtigungsversuch" zurückwies und 
sich dabei auf "tausendfache Zeugenaussagen aus der 
Bevölkerung" stützt, zieht die Bundeswehr zurück: in der 
folgenden bundeSwehr-aktuell- Ausgabe werden schlicht · 
die -angeblichen- Vorschriften vorgestellt und betont, 
daß es mehrere Wochen lang an Kernkraftwerken Mes­
sungen des Radar-Systems SKY GUARD gegeben habe 
und dabei "kein einziger Verstoß festgestellt" worden sei 
(-Zur Funktion der auf SPD-Initiative eingeführten SKY 
GUARDS siehe die letzten möp-rundbrieje; eine möp­
Kurzstudie zum Thema SKY GUARD kann ab Mai'88 be­
zogen werden-). 

So weit, so schlecht, könnte man meinen: die Bundes­
wehr sagt ihren Piloten, sie dürfen nicht drüber fliegen, 
aber leider gibt's immer mal wieder schwarze Schafe, wie 
in der übrigen Gesellschaft auch, man kann zur Tage­
sordnung übergehen ... 
Leider nicht. Denn die Bundeswehr lügt. 
Es gibt nirgendwo im Befehls- oder Anordnungswesen 
der Bundesluftwaffe irgendeine Stelle, die ausdrücklich 
ein Verbot eines Tiefflug- Oberfluges über ein Kernk­
raftwerk beinhaltet. Im Gegenteil: die Piloten der Mili­
tärjets sind in ihrer Flugplangestaltung relativ frei, d.h. 
immer dann, wenn sie im Tiefflugbereich (75-450 m) 
fliegen, geschieht das nach Sichtflugregeln, die Radar­
Leitung ist ausgeschalten: Dies ist im übrigen auch ein 
Zündstoff zwischen zivilen und militärischen Fluglotsen, 
weil Militärjets völlig unkoordiniert plötzlich in der Nähe 
von Verkehrsflugzeugen auftauchen und für "gefährli­
che Begegnungen" sorgen. 
Der Tiefflug nach Sichtflugregeln fordert den Piloten auf 
das Äußerste heraus, wie etwa ein früherer PHANTOM-

Navigator bestätigt , läßt ihm aber auch viel 
Freiheit zur individuellen Fluggestaltung. Und diese 
Freiheit wird ihm von der Luftwaffe ausdrücklich ge­
währt: er soll, bitteschön, etwa Kernkraftwerke "nach 
Möglichkeit" nicht überfliegen. 

Wo das steht? In der VS-Nur für den Dienstgebrauch­
gekennzeichneten Zentralen Dienstvorschrift 19/2, Be­
sondere Anweisung für den Flugbetrieb Nr.1/77, Anlage 
Tiefflug DSK L23222006S6, die für jeden Bundeswehrpi­
loten verbindlich ist. 

Die Vorsitzende der Notaktion Fluglärm Untere/be, Bär­
bel Stechet, berichtet von merkwürdiger Sparsamkeit der 
Bundeswehr: während des Tiefflug-Hearings im Juni 
1986 im Bundestag hätten die Militärs Tiefflugkarten 
vorgelegt, auf denen alle sonst aufgeführten Kernkraft­
werke fehlten. Auch in den aktuellen Tiefflugkarten sind 
nicht alle AKW's eingezeichnet ! 
In der Öffentlichkeitsarbeit fehlt dem Verteidigungsmi­
nisterium Einfühlungsvermögen -sagt der POP-Soldat 
und MdB Werner Hoyer. So ist es. In der massenhaft 
verbreiteten Flugschrift "FLUGLÄRM" (Der Bundes­
minister der Verteidigung, Fü L II 4, Juni 1986) wird die 
Bevölkerung in platter Weise indoktriniert: 

11Der Tiefflugverkehr stellt keine besondere Gefahr für Kernk­
raftwerke dar. Diese, auf den Tiefflugkarten durch besondere 
Symbole kenntlieb gemachten Objekte, sind bei der Vorberei­
tung von Tiefflügen auszusparen und während des Fluges nach 
Möglichkeit zu meiden. 
Die Befürchtung, derartige Anlagen seien durch tieffliegende 
Flugzeuge stärker gefährdet als durch hochfliegende, ist unbe· 
gründet. Da die Besatzung im Tiefflug die Kernkraftwerke in 
der Nihe der Flugroute kennt und wegen ihrer markanten 
Bauweise leicht identifizieren kann, besteht im Notfall die Mög­
lichkeit, das Flugzeug aufunbebautes Gebiet zu steuern, bevor 
die Besatzung das Flugzeug mit dem Schleudersitz verläßt. Bei 
Abstürzen aus größerer Höhe wird der Aufschlagort dagegen 
weitgehend durch den Zufall bestimmt. Im übrigen sind Kernk· 
raftwerke baulich gegenüber einem direkten Aufprall eines 
Flugzeuges abgesichert." 

Wer glaubt, solche Sprüche seien in der Öffentlichkeit­
sarbeit des Verteidigungsministeriums eher die Aus­
nahme, muß sich leider bei vielen anderen Themenfel­
dern (wie etwa beim Umweltschutz) ebenso verhohne­
piepelt vorkommen. 

Um beim Tiefflug zu bleiben: hätte sich die Gemeinde 
Forst vielleicht ein AKW in den Ort stellen sollen, um 
vor abstürzenden Tieffliegern sicher zu sein ? Oder sind 
es nicht gerad~ Rauchfahnen und Kühltürme von 
AKW's, die bei Piloten als beliebtes Anflug- und Wende­
ziel gelten, weil sie so "markant" in der Gegend rumste­
Ilen ? Die Bevölkerung bei Ohu und anderswo kann ein 
Lied davon singen. 

Wie sicher sind Ato erke ? 

Alle vor 1971 konzipierten ~ernkraftwerke sind nicht ge­
gen Abstürze tief- und schnellfliegender Militärflugzeu­
ge geschützt. Diese älteren Modelle haben ein sog. "Not­
standssystem"; so befmden sich die Steuer- und Meßan­
lagen in einem Betonbunker mit bis zu 60 cm Dicke und 
setzen im Ernstfall ein Notkühlsystem ingang. Eine Ab­
schaltautomatik und eine Dauerkühlung sollen für zu­
sätzliche Sicherheit sorgen. Dazu gehören: 
Philippsbmg I, Obrigheim, Wiilplsen, Stade, Bi'blis A uul 
Bnmsbüttel. 

Anfang der 70-er Jahre wurde im Genehmigungsverfah­
ren für neue AKW's ein Flugzeugabsturz vorgesehen. 
Als Bemessungsgrundlagen für die "Mehrfachbarrieren" 
dienten Gewicht und Geschwindigkeit des heute ausge­
musterten Starfighters F-1 04 mit einem maximalen 
Startgewicht von 14.060 kg und einer Höchstgeschwin­
~keit von 1470 km/h. Ober einen entsprechenden Auf­
prallschutz verfügen die AKW's 
Hamm- Uentrop, NeckarwesdJeim, Ohu I, Unterweser, 
libis B und N'lederaichbach (nicht mehr in Betrieb). 
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Seit den 80-er Jahren orientieren sich die Maßnahmen 
für den erhöhten Aufprallschutz an der schwereren Ma­
schine vom Typ PHANTOM und sollen einen Aufprall 
von 20 Tonnen mit einer Geschwindigkeit von ns km/h 
aushalten. Andere Berechnungen gehen davon aus, da8 
jede Stelle des Reaktorgebäudes eine senkrechte stoßlast 
von 11.000 Tonnen, verteilt auf einen Kreis von 11 Qua­
dratmetern Fläche, aushalten können muß. Das soll den­
jenigen Kräften entsprechen, die von einer im Winkel 
von 90 Grad auftreffenden PHANTOM ausgeben. 
Dabei bestehen die Mehrfachbarrieren aus einem Be­
tonmantel um das gesamte Kraftwerksgebäude in einer 

Stärke zwischen 1,8 und 2 Metern. Den Reaktor selbst 
schützt ein zweiter Betonzylinder, wobei der radioaktive 
Reaktorkern in einem Stahlgefiß untergebracht ist. Zu 
den gegen PHANTOM geschützten Reaktoren gehören 

Beinahe-GAU durch Flug· 
zeugabsturz 

Die nlederbayerlsche Bev611<erung 1st noch ein­
mal mit dem Schrecken davongekommen und 
die Obrige Bev61kerung war aich wohl der b&­
sonder'en atomaren GefAhrdung nicht bewußt 
Hatte sich doch Ende Mirz dleaen Jahres ein 
franzOslscher Kampfbomber vom Typ 
"Mirage" zum GIOck nur ln den Waldboden 
und nicht in eines der drei knapp 1.500 m bzw. 
5 Flugsekunden entfetten stehenden Atommei­
ler von Ohu und Niedet'alchbach gebohrt. Ge­
nau in deren Richtung verlief Immerhin die etwa 
100 m lange VerwOstungsachnelse, die der 
Tiefflieger bei seinem Sturz ln den Wald (!&­
schlagen hatte. WAre ditl " Mirage" auf das still­
gelegte und zum Abrl8 freigegebene Nieder· 
alchbacher Atomkraftwerk gestOrzt, so hltte 
sich dessen langjlhrlge und komplizierte Abriß 
wohl schlagartig unter entsprec:hender Freiset· 
zung der dort noch vorhandenen relativ gerin­
gen RadloaktlviW von aelblt et'ledlgt. Dem ge-
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genOber. hltte ein Abstu~ auf Ohu 1 lnfolge 
dessen unvergleichlich höheren Strahlung&JX> 
tentlals einen atomaren Holooou8t ausgeN!et, 
da .Qhu 1 laut Genehmlgu~ nur 
gegen den Aufprall eines Starflghters, nicht je­
doch gegen die weeentlich maasMtr wirkenden 
Nachfolgeftugze vom Typ Mirage, Tornado 
oder gar Phantom geechOtzt Ist HiergeQen Ist 
zwar nach den eilfertigen BetrelberbeteuerVn­
gen der Slchetheitabehl des daneben st&­
henden erst kOrzHch in Betrieb gegangenen 
Atommonstera Ohu 2 8J l8gelegt. Zumindest ~ 
geec:hOtzt und er ttsprechend geflhrdet durch 
Flugzeuga.beturz sind aber auch bei detartlgen 
neueten Atomkraftwert<en deren Nebengeblu­
de, wo z.B. die Notstrorn«gregate unterge-
bracht sind. . 
Obwohl ee unml.tteibar nach dem Mirage. 
Absturz bei Ohu und dem nur 24 Stunden epl­
teren Absturz nahe den belden Atomkraftwer. 
ken PhUIIppeburg breite Proteste gegen die m._ 
litAriachen TlefllugQbungen Ober und bei Atom­
kraftwerken gab, jagten bereits wAhrend der 
anactdteeenden UnfaD.Abaperrungen wieder 
Mllltlnnaachlnen Im Tiefflug unmittelbar YOtbel 

Wer bescbitzt 1IDS vor waseren 
Besclaützem 1 

Tiefllua-Abstiirze und die FoJaen 
Hintergrundberichte zu Landshut 
und Porst; Stellungnahmen; Gefähr­
dung durch AICW's;Absturzstatistik; 
BRD als Schrottplatz der Allierten. 
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an den Atommeilern und Ober die ver1.ng1t1gten 
Anwotlner hinweg. Die besonders hohe Tief· 
ftugfrequenz gerade bei Ohu hingt damit zu. 
aarnmen, da8 unmittelbar angrenzend an den 
dreifachen Kernkraftwerks-standort eine 
NATO.. Tiefflugechnelee vorbeigeht, deren Ver· 
legung bishertrotzvieler BemOhuogen nicht er­
reicht werden konnte. Ganz offenkundig wer· 
den die Atomkraftweri<e eogar als besondere 
Orientierungspunkte und Wendemarken nicht 
nur angefolgen sondern auch trotz des lAngst 
beetehenden Überflugvertlols Oberftogen, wie 
Augenzeugen Immer wieder berichleterl und 
Bundeehehrplloten lnzwlachen betdtlgt ha­
ben. 
Die belden noch einmal glimpflich Yertaufenen 
FlugzeugabetQrze bei Ohu und Philippeburg 
haben eine bisher Immer verharmloste und ver­
dllngte, besondera zusatzliehe atomare Kata­
strohengefahr handgreiflich werden laseen. Sie 
haben zugleich auch bewirtet, daß Inzwischen 
8elb8t von den Atombetreibern und vielen Poliö­
kern ein erweitertes Tiefflugverbot Ober und bei 
Atomanlagen gefordert wird. Doch kann dies af.. 
Iein zur weaenllichen Vennindena'lg der beeon­
deren atomaren Geflhrdung durch Flugzeug­
~ kelneefals genOgen, zumal Atomanla­
gen lnfolge des enorm atarbn und dichten 
Flugverkehrs in der Bundeirepublik nicht ntk 
von mllltlritlchen Tleflllegem, 80ndem auch 
von hOher fliegenden Mllltlrma8chinen und zt. 
vllen Jumboe besonders gefAhrdet lind. Die 
einzige wirklich hllfl'elche Fonlen.lng kam ct. 
her nur seln:Sofortlge Stlllegung aller 
AtoiMI .... 

~von T-.rffena.ch 
VontHzlellder dM l..andslllar BOrgerfoluma 
~Atarnkiaft.....U 



Tschernobyl-Jahrestag 
An vielen Standorten und in vielen Städten 
kam es zum 2. Jahrestag der Tschernobyl­
Katastrophe zu Aktionen und Demonstra­
tionen. ln Würgaasen versammelten sich 
rund eintausend AKW-Gegnerlnnen, vor 
dem Atomreaktor ln Neckarwesthelm lag 
ein 50köpflger Lelchentepplch. ln Weckers­
dorf wurde ein Schwelgemarsch zum WAA­
Gelände mit Kranzniederlegung für die Op­
fer von Taschernobyl vom Verwaltungsge­
richtshof verboten. 
Die meisten örtlichen Aktionen wurden von 
politisch breiten BUndnissen getragen, die 
vom SPD-Ortsverein Ober Nach-Tscherno­
byl-Gruppen, BUND, Greenpeace oder Ro-

bin Wood bis hin zur .alten• Anti-AKW-Be­
wegung (manchmal auch Autonome) fast 
das gesamte Spektrum abdeckten. 
So auch bei einer der größten Aktionen, in 
Göttingen. Dort· rollten über 1.000 Demon­
stranten 70 .Atomfässer• zum Marktplatz 
und hörten sich dann geduldig die Reden 
unterschiedlicher Couleur an: vom SPD­
Oberbürgermeister, der meinte, man müsse 
aus Windscale, Harrisburg und Tschernobyl 
endlich die Lehren ziehen, bis zum Spre· 
eher des Stadtschülerrates, der forderte: 
.ob gewaltfrei oder militant, Hauptsache Ist 
der Widerstand." 
Hauptredner war in Göttingen Prof. Jens 

Scheer. Er verlangte die sofortige Stillegung 
aller AKW's in der BRD und wies darauf hin, 
daß dies momentan technisch viel pro­
blemloser zu machen sei als in zehn Jahren, 
wenn die Energiekonzerne ihre bislang nur 
eingemotteten konventionellen Kraftwerke 
endgültig stillgelegt hätten. Außerdem for­
derte er von der Anti-AKW-Bewegung ver· 
mehrte Aufklärungsarbeiten über die ge­
sundheitlichen Gefahren der Atomenergie, 
Ober die immer noch groBe Unkenntnis 
herrsche. Viel Beifall fand sein Appell, Soli­
darität mit verfolgten und eingeknasteten 
AKW·Gegnern zu üben . • Sie gehören zu 
uns, auch von wir im Einzelfall ihre Metho­
den vielleicht ablehnen. • 
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Ein Indisches Gleichnis erzählt von den 
Blinden, die einen Elefanten betasteten und 
sich stritten: "Der Elefant ist wie eine 
Säule", "nein· wie eine BOrste", "nein· wie 
eine Schlange" •.. Ähnlich ist es bestellt mit 
dem Streit um die Wirkung radioaktiver 
Strahlenmengen, wo Wissenschaftlerinnen 
sich streiten: 
"Bei Belastung von 1 Million Menschen 
durch 1 Rem sterben 7000 an 
Strahlenkrebs" ·"nein· 1000", "nein· 500". 
Ebenso wie der Streit der Blinden dadurch 
aufgehoben wird, daß der Gesamtelefant 
eb'en Beine, Schwanz und Rassel hat, sich 
also an verschiedenen Stellen ganz ver­
schieden anfühlt, so zeigt sich mehr und 
mehr, daß auch der Streit der Radiologln· 
nEn aufgehoben werden kann, indem for 
verschiedene Dosisniveaus ganz verschie­
dene Werte gelten. Der Gesamtverlauf der 
Kurve ist gekrommt, und zwar ist sie umso 
steiler, je niedriger die Dosis ist. 1 Rem ist • 
jedenfalls fOr gewissen Arten von Schäden· 
gefährlicher wenn es zu 0 addiert wird, als 
zu 10 oder zu 100. Lineare Extrapolation der 
Befunde bei niedrigen Dosen worde zu 
Überschätzungen im höheren Dosisbereich 
fahren, umgekehrt worde mensch die Wir­
kung kleiner Dosen unterschätzen wenn 
menschvon den Befunden bei hohen Dosen 
herab extrapolierte. 
Dieser Verlauf zeigt sich bereits in einer Rei· 
he von Untersuchungen bei niedrigen Do­
sen, die ganz verschiedene Effekte betra· 
fen, es könnte sein, daß sich eine allgemei· 
ne Regel abzeichnet. Neben den bereits im 
Strahlentelex erwähnten genetischen Unter· 
suchungen von Waldgran seien die Befunde 
von Kneale u.a. genannt, die for den Krebs 
bei Atomarbeitern infolge chronischer Bela· 
stung eine solche gekrOmmt Kurve fanden, 
die bei höheren Dosen in den dort schon be­
kannten linearen Verlauf Obergeht Ähnlich 
sieht es beim Tierversuch von Little u.a. 
aus, die Lungenkrebs bei Hamstern unter­
suchten. Ferner fanden Stokke u.a. einen 
stark ausgeprägten Oberlinearen Verlauf, 
als sie die Verringerung der Zellbildung im 
Knochenmark infolge Strontiumbelastung 
von Versuchstieren erforschten, und in neu­
ester Zeit fanden Gould und Sterngrass 
ebenfalls eine solche gekrommte Kurve, als 
sie die Sterblichkeit in den USA in verschie­
denen Regionen als Funktion des Gehalts 
von 1-131 im Tschernobyl-Fallout auftrugen. 
Eine wichtige Rolle spielt bei allen diesen 
Phänomenen wohl die Möglichkeit, daß eine 
chronische Belastung bei gewissen Schä· 
den effektiver sein kann, als wenn dieselbe 
Gesamtstrahlenmenge in kurzer Zeit verab­
reicht wurde. 
Der vielfJCh in diesem Zusammenhang zi­
tierte Petkau fand in einem Modellsystem • 
eine Zellmembran in einem homogenen 
flüssigen Medium· in der Tat, daß die Strah· 
lenmenge, "die zu einer bestimmten Schädi· 
gung der Membran erforderlich war, Immer 
größer wurde, je verteilter die Strahlen gege­
ben wurden, und zwar Ober fOnf Größenord· 
nungen bis herab in den Bereich der natOrli· 
chen Strahlenbelastung. Richtig ist, daß 
Membranschäden zu verschiedenen Ge­
sundheitsschäd_en fahren können, richtig 
ist auch, daß die von Petkau durch die 
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Strahlung erzeugten chemischen Radikale 
sich gegenseitig "entwaffnen", wenn sie bei 
der Diffusion durch die Flüssigkeit sich ge­
genseitig nehe kommen, bevor sie die Mem­
bran erreichten, um an dieser das Zerstö­
rungswerk auszulösen. Doch sind in nach 
Zellen organisiertem Gewebe die Verhält· 
nisse komplizierter und die Chance, in der­
selben Zelle ein weiteres Radikal zu erzeu­
gen relativ gering. Insofern mag die Ursache 
fOr die beobachtete Abhängigkelt des Scha· 
densausmaßes von der Dosisrate nicht 
buchstäblich durch den Petkau-Effekt er­
klärbar sein. Wohl aber kann mensch sich 
vorstellen, daß noch kompliziertere bioche­
mische Prozesse ablaufen, die mit dem el· 
gentlichen Petkau-Effekt gemeinsam ha· 
ben; daß zuviel strahlenerzeugte Substanz 
den Schaden durch einen Kurzschlußprozeß 
verringert, so daß die Substanz wirksamer 
ist, wenn sie chronisch mit geringer Rate er­
zeugt wird. 
Die Möglichkeit solcher Effekte macht plau­
sibel, daß die Verringerung der weißen Blut­
körperchen und verschiedene damit zusam­
menhängende Gesundheitsschäden durch 
spezifische Wirkung radioaktiver Niedrig­
strahlung bewirkt werden können. Dies wie­
derum worde Befunde von Mehring ver­
ständlich machen, der etwa parallel mit 
dem zweimaligen Auf und Ab der Umweltra· 
dioaktivltät durch den Atombombenfallout 
einen entsprechenden Verlauf der Leukozy­
tenverringerung sowie verschiedener Krank· 
heitserscheinungen an großen Kollektiven 
in der BAD festgestellt hat (Wehrpflichtige, 
Polizisten, Krankenkassenpatienten). Eben· 
so wOrden dadurch die Korrelationen ver­
ständlich, die Lave und Mitarbeiter in den 
USA fOr denselben Zeitraum festgestellt ha· 
ben: Auf eine Million Menschen, in deren 
Nahrung 1 Bq Sr-90/kg ist, sterben pro Jahr 
400 Menschen zusätzlich. SOfern 1 Bq Cs· 
137/kg als Maß der Belastung verwendet 
wird, sterben auf 1 Million Menschen 60 zu­
sätzlich pro Jahr. 
Schließlich worden dadurch auch die ge-

nannten Befunde von Gould und Sterngrass 
in den USA nach Tschernobyl verständlich. 
Hiergegen ist eingewandt worden, das kön­
ne nicht sein, weil lineare Extrapolation bis 
zu dem Bereich der 1·131-Belastung, die wir 
in Europa erlitten haben, dazu fOhren wor­
de, daß hierzulande "die Toten reihenweise 
auf den Straßen rumlägen", wie Wendhau­
sen schreibt. Dies scheinbar einleuchtende 
Argument verkennt jedoch den logarythmi­
schen Charakter der behaupteten Korrela­
tion. Die genaue Form der Kurve läßt sich 
aus den wenigen Daten zwar nicht bestim­
men, wohl aber der wesentliche Zug, daß 
die Kurve fOr solche komplexen Strahlen· 
schäden als Funktion der Dosis mit wach­
sender Dosis immer flacher wird. Das worde 
etwa heißen, daß derselbe zusätzliche 
Schaden, der bei Erhöhung der Dosis von 1 
auf 10 Rem auftritt, im höheren Bereich et­
wa einen Erhöhung von 10 auf 100 Rem er­
fordern worde, oder im noch höheren Be­
reich von 100 auf 1000 Rem. Mit anderen 
Worten, daß die höhere Dosis, die wir hier 
empfangen haben, jedenfalls was den hier 
diskutierten Effekt angeht, glücklicherweise 
relativ weniger wirksam war als die niedrige­
re Dosis, die die Amerikaner erlitten haben 
(Absolut gesehen steigt die Kurve n.atorlic.n 
ständig, so daß mensch hieraus keine Argu­
mente in Hinsicht Hormesis oder günstiger 
Strahlenwirkung saugen kann.) Damit ent­
fällt der grundsätzliche Einwand von Wend­
hausen. 
Zu einigen weiteren Einwänden gegen die 
Th.esen von Gould und Sternglass: Die Auto­
ren stellen fOr verschiedene Gesundheits­
'Schäden einen Ober die Jahrzehnte anhal­
tenden Abfall fest, der mit allgemeiner Ver­
besserung der Hygiene etc. zu tun hat, typi­
scherweise durch Kriege unterbrochen. 
Schon frOh hat Sterngrass etwa vermutet, 
daß der davon abweichende Stillstand der 
Säuglingssterblichkeit in den 60er Jahren 
durch den Atombombenfallout bewirkt sei. 
Damals konnte Ihm zu recht entgegengehal­
ten werden, daß eventuell der "natürliche 
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Endstand" erreicht sei, der auch durch Ver· 
besserung von Hygiene, B.ehandlungsmet· 
hoden etc. nicht zu unterschreiten sei. 
Jedoch zeigte sich mit einigen Jahren Ver· 
zOgerung, daS dieser Stillstand endete und 
die Kurve sich wieder dem langfristigen 
Trend annäherte und in den 70er Jahren 
auch erreicht hat. Das heißt natorlich nicht, 
daS bei linearer Extrapolation eines Tages 
die Todesrate Null erreicht wird, wohl aber, 
daS Mensch sich hOten muß, zu froh die· Er­
reichung eines unverilnderlichen Endnive­
aus anzunehmen. Das gilt jedenfalls fOr die 
Regionen der USA, die nur durch den Fal­
lout der groBen Explosion in der Atmosphä­
re belastet wurden und danach nicht mehr. 
ln den Gegenden, die entweder an die Orte 
der Untergrundexplosionen angrenzten 
oder die durch zivile Atomanlagen belastet 
waren, trat dieser ROckgang auf den lang· 
jährigen Trend nicht auf. Da auch andere 
Autoren wie Bartell und Plsello in Elnzelstu· 
dien ähnliches gefunden haben, ist der 
Schluß Immerhin nicht von der Hand zu wei· 
sen, daS diese zusatzliehen Belastungen 
dafor verantwortlich sind. 
Was die von Sternglass und Gould Im ein­
zelnen herangezogenen Daten angeht, be· 
haupten sie aus den Todesstatistiken der 
USA einen Anstieg J986 gegenOber dem 
Durchschnitt . der drei vorangegangenen 
Jahre. Dies Ist besonders auffällig fOr die 
Todesfälle · in den Sommermonaten, und 
darunter fOr Lungenentzondung und die so­
genannten opportunistischen Infektionen. 
Mensch kann natOrlich' gezielt Daten strei· 
chen, um ein anderes Bild zu erhalten. 
Streicht man etwa den Wert fOr Lungenent­
zondung Im Sommer 1985, dann kann man 
durch die Werte von 1983, '84 und '86 ein Ge­
rade legen und sagen: Hier ist ein linearer 
Anstieg und Sommer 1985 waren besonders 
gonstlge Bedingungen, so daS da weniger 
Menschen an LungenentzOndung starben 
als der Trend angibt. 
Dies zeigt schon, daS durch gezielte Aus­
wahl von Daten die verschiedensten Thesen 
begrUndet werden können. Andererseits 
sind die Gesamtbefunde meiner Ansicht 
nach, vor allem Im Lichte des diskutierten 
möglichen gekrOmmten Verlaufs, nicht un· 
plausibe.l durch einen tatsächlichen Einfluß 
des Tschernobyl-Fallouts zu erklären. Diese 
Hypothese schreit natUrlieh danach, durch 
europäische Daten OberprOft zu werden. Ei· 
ne allererste vorläufige Auswertung hier 
vorliegender Daten scheint in der Tat einen 
ahnliehen Trend anzudeuten. So setzte et· 
wa die Säuglingssterblichkeit im J~hr 1986 
im Norden der BAD den seit 1982 festge­
stellten Trend fort, während sie Im SOden, 
der ja vom Fallout der Katastrophe stärker 
getroffen wurde, Im Jahr 1986 anstieg. 
Auch die jährlichen prozentualen Krank· 
haltsfalle schwanken von 1976 bis 1985 um 
einen mittleren Trendverlauf, von dem der 
Wert for 1986 deutlich noch oben abweicht. 
Noch auffälliger bei den allergischen Er· 
krankungen: sie pendeln von 1980 bis 1985 
um Werte von 1,42%-1,46%, und springen 
1986 auf 1,56% der betrachteten Popula· 
t ion. 
Prof. Dr. J. Scheer, FB 1 • Physlk/Eiek· 
trotechnlk, Unlversltllt Bremen, Postfach, 
2800 Bremen 33 
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Wendland 

Ergänzung des 
Atomprogramms 

Als am 4.Februar 1985 die DWK ihre Entschei· 
dung für Wackersdorf als WM..Standort be­
kanntgab, lieB sie gleichzeitig verlauten, im 
Landkreis Lüchow-Dannenberg eine Konditio­
nierungsanlage bauen zu wollen. Als voraus­
sichtlicher Standort wurde Gorleben benannt­
obwohl, wie ein DWK-Vertreter meinte, natür­
lich auch andere Gemeinden einen Anspruch 
darauf hätten. 
Anfang Mai 1986, wenige Tage nach der Reak· 
torkatastrophe von Tschernobyl, wurde dann 
beim nieders. Umweltministerium der Antrag 
nach § 7 Atomgesetz auf Bau und Betrieb einer 
sog. Pilot-Konditionierungsanlage mit einem 
Jahresdurchsatz \Ion 35 t Schwermetall ge­
stellt. Der Standort liegt sinnigerweise in direk­
ter Nachbarschaft zum Zwischenlager Gorle­
ben, an der Straße gegenüber dem geplanten 
Endlager (Bild 1 ). 
Bis zum 17. März 1988 lag der Sicherheitsbe­
richt aus: etwa 12.000 Einwendungen wurden 
erhoben. Jede/r Einwendarin hat das Recht, 
am Erörterungstermin teilzunehmen - einer 
Show-Veranstaltung, die nach bekanntem Mu­
ster abläuft und eher aus politischen Gründen 
besucht werden sollte. Die Genehmigungsbe­
hörde veranstaltet den Erörterungstermin am 
25. Mai 1988 in Gartow, im Haus des Gastes; 
mit einer Genehmigung ist angeblich noch in 
diesem Jahr zu rechnen. 

Aufgaben der Pilot· 
Konditionierungsanlage 

Angesichts der Aufgaben, die die geplante 
Pilot-Konditionierungsanlage (im Akü-Deutsch: 
PKA) erfüllen soll, wird deutlich - falls man es 
bisher noch nicht wußte - daB die Anlage kei· 
ne Alternative zur WM darstellt, sondern im 
Gegenteil dringend von der Atomindustrie zur 
Komplattierung ihres Programms gebraucht 
wird. ln dieser "Mehrzweckanlage" sollen 
nähmlich alle möglichen Arten radioaktiver Ab­
fälle so konditioniert ( = behandelt + verpackt) 
werden, daB sie anschließend lange Zeit zwi· 
sehengelagert bzw. irgendwann einmal endge­
lagert werden können. 

Zu den Aufgaben gehört 

- die Konditionierung von abgebrannten 
Brannelementen, deren Wiederaufarbeitung 
zu teuer oder technisch (noch) nicht möglich ist. 
Das sind z.B. LWR-Brennelemente mit hohem 
Abbrand, also langer Standzeit im Reaktor, 
Brennelemente mit wiederaufgearbeiteten Ur· 
an (WAU), mit Plutonium-Uran-Mischoxid 
(MOX) oder mit defekten Brennstäben. Die 
LWR-Brennelemente werden ''behandelt'': sie 
werden entweder - nach Abtrennen des Kopf· 
stückes - in die einzelnen Brennstäbe zerlegt 
und dann in Pollux-Behälter gebracht, oder­
nach der Zerlegung in etwa 1 m lange 
Brennstab-Stucke geschnitten und dann in 
Pollux-Kokillen verpackt. Die Behälter sind an­
geblich auch für eine Zwischenlagerung geeig­
net, so daB die Möglichkeit besteht, sie wieder 
zu öffnen und den Inhalt wiederaufzuarbeiten. 
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ln der PKA sollen weiterhin Brennelemente des 
Hochtemperaturreaktors (Entsorgungsnach· 
weis für den HTR in Hamm!) sowie Brenn- und 
Brutelemente des Schnellen Brüters als sog. 
Sonderelemente (SEB) konditioniert werden. 
Letztere sollen wiederaufgearbeitet und nur "in 
Ausnahmefällen", z.B. wenn sie defekt sind, in 
die Anlage gelangen; 

- das "Umladen" von Abfällen aus der Wie­
deraufarbeitung von Brennelementen aus deut· 
sehen AKW's in Frankreich (La Hague) oder 

England (sSIIafield). So sollen z.B. Glaskokillen 
mit zementierten Müll in Transportbehälter an· 
geliefert und in der Pilot· 
Konditionierungsanlage in Transport· und La· 
gerbehälter umgeladen werden; ein Vorgang, 
dessen Sinnhaftigkeit nicht sehr einleuchtend 
ist. 

Es handelt sich bei diesen Abfällen aus dem 
Ausland übrigens um groBe Mengen. Laut 
"Entsorgungsbericht" der Bundesregierung 
vom 13. Januar 1988 sind allein bis zum Jahr 



2000 zurückzunehmen: 
- etwa 3.000 HAW-Giasblöcke (mit je 150 1 
Nettovolumen) 
- etwa 3.200 Kubikmeter konditionierte Hül­
sen und Strukturteile (beides wärmeentwickeln­
der Müll) 
- ca. 38.300 Kubikmeter sonstige konditionier­
te radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer 
'!JArmeentwicklung. 
Uber das Jahr 2000 hinausgehende Angaben 
werden im "Entsorgungsbericht" nicht ge­
macht; 

-die "Behandlung" von Abfällen, z.B. Ein­
dampfen von Flüssigkeit; 

- Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten 
an Behältern und defekten Abfallgebinden (z.B. 
Reinigen und Reparieren von defekten Castor­
Behältern; "Nachbessern" von Bläh-Fässern 
und HAW-Giaskokillen?). 

Kenndaten der Anlage 

Die Obergrenze der Verarbeitungskapazität 
wird bei der Konditionierung von LWR­
Brennelementen durch den Schwermetall­
durchsatz (maximal 35 t/Jahr) bestimmt; tech­
nisch könnten also gröBere Mengen verarbeitet 
werden. Für alle anderen Arbeiten (sonstige 
Brennelemente, Abfallkonditionierung usw.) be­
stimmt die VerarbeHungskapazltlt der Anlage 
die jeweiligen maximalen Jahresmengen. 

Laut Angabe des Sicherheitsberichtes besteht 
die primäre Aufgabe der Anlage in der Erpro­
bung und Demonstration von Konditionierungs-

Nukleare Kenndaten 

- DWR-Brennelemente 
• Anfangsanreicherung Auslegung 4,0% U-235 

(OWR-Uran-BE) 
• Spaltstoffanteil Auslegung 3,4% Punss 

(OWR-Mox-BE) 
• Abbrand Auslegung 50 GWd/tSM 

maximaler Abbrand 
fOr einzelne BE 55GWd/tSM 

• Standzeit im Reaktor 
in Vollasttagen bei 
50GWd/tSM 1.333d1) 

• Mindestabklingzeit fOr 
die Konditionierung 3a1J 

- SWR-Brennelemente 
• Anfangsanreicherung Auslegung 4,0% U-235 

(SWR-Uran-BE) 
• Spaltstoffanteil Auslegung 3,4% Pufiss 

(SWR-Mox-BE) 
• Abbrand Au,.legung 40 GWd/tSM 
• Standzeit im Reaktor 

in Vollasttagen bei 
40GWd/tSM 1.667d1) 

• Mindestabklingzeit fOr 
die Konditionierung 3a'l 

- HTR-Brennelemente 
• Anfangsanreicherung 

des Urans bisca.93% 
• Abbrand 80-160GWd/tSM 
• Standzeit im Reaktor 

in Vollasttagen 1.068 d 
• Mindestabklingzeit fOr die 

Konditionierung 1 a 

- Sonderelemente der Brut-
reaktoren (SEB) 
• mittlerer Abbrand 70-100 GWd/tSM 
• Mindestabklirigzeit fOr die 

Konditionierung 6Monate 

1): 
Oie Konditionierung von Brennelementen mit kOrze-
ren Abklingzeiten und/oder anderen Standzeiten im 
Reaktor ist in Ausnahmefällen möglich, wenn die 
Nachzerfallswärme der Brennelementedie zulässige 
Wärmeleistung fOr die Endlagerbehälter nicht Ober-
schreitet. 

Tab.J.: Hauptkenndaten der 
Pilot-Konditionierungsanlage 

Wendland 

verfahren· für abgebrannte Brennelemente. An­
gesichts der aus dem Ausland zurückzuneh­
menden Mengen von Abfällen stellt sich aller­
dings die Frage, ob es sich hier nicht um einen 
groBen Etikettenschwindel handelt: Wenn näm­
lich der gesamte oben genannte wärmeent-· 
wickelnder Müll in der PKA verarbeitet werden 
sollte, dann wäre die Anlage damit etwa 6 bis 
10 Jahre überwiegend ausgelastet. 

Die "nuklearen Kenndaten" sind in Tabelle 1 
aufgeführt. Allerdings ist dort von einem maxl­
malenAbbrand von 55 GWdltSM die Rede, 
während es im Sicherheitsbericht noch eine 
Seite vorher hieß: "Entsprechend dem Pilotcha­
rakter der Anlage besteht die MiJglichkeit, auch 
Brenneiementa zu konditionieran, deran nukfea· 
ra Kenndaten von den in der Tabelle genannten 
Werten abweichen. Als Beispiele seien genannt: 
DWR-Brannelemante mit... einem Abbrand bis 
50 GWdltSM." Irreführung, Schlamperei bei der 
Abfassung des Sicherheitsberichtes oder ins­
gesamt kennzeichnent für die Fähigkeit der Fir­
ma, Anlagen zu planen? 
Hinsichtlich der Mindestabklingzeit für die Kon­
ditionierung (3 Jahre) fällt auf, daß in einer frü­
heren Version des Sicherheitsberichts (März 
1987) von 10 Jahren für den Fall des Zerschnei­
dans von Brennelementen ausgegangen wur­
de. 

Radioaktive Abgaben Im 
Normalbetrieb 

Bei den Arbeiten in der PKA, insbesondere bei 
der Behandlung der LWR-Brennelemente, wer­
den radioaktive Stoffe freigesetzt und über un­
zureichende Rückhalteeinrichtungen in die Luft 
oder in die Eibe geleitet; darunter sind Tritium, 
Krypton-85, Jod-129, Strontium-SO, Cs-137 und 
Plutonium-239. 
Wie hoch die radioaktiven Emissionen sein sol­
len, zeigt ein Vergleich mit der "Referenz­
Konditionierungsanlage" KA 700, die seiner­
saits (1984) dem sog. Systemvergleich C'Jer­
gleich Wiederaufarbeitung - Direkte Endlage­
rung: Projekt Andere Entsorgungstechniken) 
zugrundelag: 
Wie Tabelle 2 zeigt, sollen aus der "kleinen" 
PKA mit einem 20fach geringeren Durchsatz 
pro Jahr etwa 3mal mehr Tritium, 16malmehr 
Krypton-85, 83 mal mehr Jod-129, 260 mal 
mehr sonstige beta- und gamma-Strahler und 
335 malmehr alpha-Strahler in die Luft abgelei­
tet werden als der aus der "groBen" KA 700 mit 
einem Durchsatz von 700 t SchwermetaiVJahr. 
Neben der schlichten Tatsache, daß Papier ge­
duldig ist- die Angaben für die KA 700 wurden 
übrigens von NUKEM/DWK zusammengestellt 
- zeigt sich hier deutlich der Einfluß von 
Kosten-Nutzen-Überlegungen: beim "Projekt 
Andere Entsorgungstechniken" wurde das 
Konditionieren ganzer Intakter Brennelemente 
unterstellt; in der Pilot-Konditionierungsanlage 
sollen hingegen aus wirtschaftlichen Gründen 
- man benötigt weniger Behälter und hat da· 
mit geringere Behälter- und Lagerkosten - die 
Brennelemente zerlegt oder zerschnitten wer­
den. Die Folge ist, daß erheblich mehr Radioak· 
tivität in die Umwelt abgegeben wird. 
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Nuklid PKA KA 700 Faktor 
(35 jato) (700 jato) 

Tritium 7,4 E11 2,8 E11 2,8 
Krypton-85 1,5 E15 9,3 E13 18 
Jod-129 8,1 E7 9,8E5 83 
sonstige 
-Strahler 4 ,4E9 1,7 E7 259 
-Strahler 8,7 E7 2E5 335 

(Anm. zuerst beta und gamma-Strahler u. dann 
alpha-Strahler) 

Tabelle 2: Abgaben von Radionukliden mit der 
Abluft: Vergleich der Antragswerte der PKA mit 
den Mengen aus der "Konditionlerungsanlage 
700" (Projekt Andere Entaorgungstechniken); 
Bq/Jahr 

Oie ~urdl die abgegebetl8rl 
radioaktiven Stoffe liegt nach OWK­
Berechnungen - wen wollte es wundem -
weit unterhalb der zulbslgen Doelagranzwerte 
nach Strahlenschutzverordnung, z.B. 3,5 
mrem/Jahr Schllddrilaendosis (gegen(lber 90 
mremtJahr) oder 0,8 mrem Ganzk0rperdosi8 
(gegenQber 30 mrem/Jahr). Beim genaueren 
Hinsehen erhlrtet 8ictl der Verdacht, da8 hier 
schöngerechnet worden ist; das betrifft z.B. die 
chemische Form des abgeleiteten Jods, Wet· 
terdaten und die verwendeten Transfaktoren. 

St6rfllle 

Oie OWK betrachtet vier St&fallszenarien, 
nAmlich Absturz eines Brennelementes, l...ecka­
ge eines Verdampfers, Brand von Zlrkaloy­
Spinen (beim Zerschneiden der Brennstlbe) 
und Erdbeben. Selbst nach St&flllen sind je­
doch laut Slc:hemelt8berl9· nur lu8erst ge­
ringe Strahlenbelastungen zu 8fW81'ten, nlm­
llch Bruchteile eines MYirem bis h6ch8tens 30 
mrem Knochendosis (nach einem Erdbeben; 
gegenOber 30 rem St6rfallgrenzwe). Aller­
dings sind die Angaben Im Sicherheitsbericht 
so dOrftlg und ungenQgend, da8 mit Ihrer Hilfe 
allein keine Nachpri)fung die8es erstaunlichen 
Ergebni8se8 möglich ist. So 1st z.B. nicht zu 
beurteilen, ob 81mtllche ln der Anlage mOgll­
c:hen St6rfllle abgedeckt sind, und wegen feh. 
lender detaillierter Angaben bei den betrachte­
ten StOrflllen lassen 8ictl keine gesicherten 
Aussagen treffen. Weiterhin fAllt auf, da8 die 
OWK sehr optimistische Annahmen hinsichtlich 
der ROckhaltewirkung der Filter und damit der 
frelgeeetzten Mengen zugrundelegt 

Der Betrieb der PKA wird zu zahrelchen Atom­
transporten tohren. Ober Aufkommen und 
Strecken echwelgt sich jedoch der Sicheltleita­
bericht ebenao aus wie Ober das genaue Inven­
tar und die QuaiiW der Behllter. Hinsichtlich 
der Anzahl von Transpoften 1181 sictlSJOb ab­
ec:hltzen, da8 etwa 24 Traneporte pro Jahr mit 
abgebrannten BrenMiementen stattfinden wer­
den - wenn die Anlage auechlie8llch LWR­
Brennelemente verarbeitet. Eine erheblich p 
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8ere Anzahlist jedoch zu erwarten, wenn pt'Bk­
tlsch ausachlle811ch Abfllle aus der Wlederauf­
arbeftung Im Ausland "umgepackt" werden: et• 
wa 340 Eisenbahnwaggon- oder LKW­
Ladungen mit wAnneentwickelndem AtommOII; 
daneben noch einige Ladungen nlcht­
wlnneentwlckelncten AtommOIIa. 

Wohin mH dem Miill? 

Fda die DWK Überlegungen angesteYt haben 
aollte, was mit dem radioaktiven MOll aus det' 
Anlage (oder den wiedeMMwertbare "Rest­
stoffen", zumindest Im Fall der abgebrannten 
Brer.lelementen?) 81U1Chlieeend geschehen 
8011, so 1st davon Im vorliegenden Sicherheits­
bericht kaum etwas zu merken. Die OWK setzt 
zwar als selbstverstAndlieh voraus, da8 die 
Endlager Konrad und Gorleben geeignet sind; 
aber einmal davon abgasehen von dieser 
grund84tzlichen Problematik: ein Zwischenla­
ger tor konditionierte zerlegte oder zerschnitte­
ne Brennelemente existiert ebenso wenig wie 

ein ZWilchenlager tor vergla81e hochaktive Ab­
fAlle. Betorchtungen, da8 die L..agernallen des 
Zwilchenlagers Goneben dazu hemalten 801-
len, sind 8lcherllch nicht unbegriindet. 

Alles paletti ? 

Der Slcher'heil8bericht versucht zumindest den 
endruck zu erwecken, die DWK habe a1~ 1m 
Griff. Äußerungen der Industrie sind da 8Chon 
direkter. So heißt es in einer Anzeige der Firma 
Noeil ROterbau aus WQrzburg (einem Unter· 
nehmen der ~-Gruppe) in der Zeit­
echrift "Atomwirtschaft Atomtechnlk" vom 
MArz 1988:"/m Auftrag der DWK ertllbtlltet ein 
F~ untw Fedet10hrun(J W1n RO­
tetbau ~lrtlg die Entwurflplanung für die 
Pllot-Kondltlonletungsanlage Gorleben (PKA) ... 
Einzelne Vetfaltrenaschrl werdiJn schon jBtzt 
bei ROtetblw im kalten VetSUCh etprobt ... " 

Ulrtke Fink, Gruppe Okologle Hannonr 

!!!!! Am 25. Mai findet die im Rahmen des atomrechtlichen !!!!! 
Genehmigungsverfahrens vorgeschriebene, öffentliche An­
hörung zur Pilotkonditionierungsanlage um 10 Uhr in 
Gartow, Haus des Gastes, statt. In diesem Etablissement 
finden etwa 250 Leute Platz. Sehr Viele sollen kommen, 
damit wir der Atommafia zeigen, was eine solche Veran­
staltung wert ist! 

! ! ! ! ! Flugblätter gegen die PKA können ab sofort bei der BI ! ! ! ! ! 
Lüchow-Dannenberg bestellt werden. 

Ein Traruportbehälter mit erfrllchenden Brennelementen fijr die ltlndwirtschlzft· 
liehe Reproduktion im Wendltmd, BRD, wird in Gorleben verladen. 

Foto Kinten 



Welt . d .. 13. 4 . 19HH 

Ein Tran~portbehälter mit abgebran14ten Brennelementen /fiT die Wiederau{arbei­
tung~anlage La Hague, Frankreich, wird in Cherbourg Jlerladen. 

Foto Gleize1, Greenpeace 

Wendland 
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Gorleben/Gedel.itz. 
Die Ersten kommen, als es dämmrig 
wird - die Autokennzeichen vorsorg­
Heb mit Schlamm unkenntlich gemacht. 
Einige parken hinter dem Haus, andere 
in unaufflilliger Entfernung im Dorf. 
Was sieb da so klammheimlich voll­
zieht, ist nicht die Neueröffnung 
eines ländlichen Etablissements, son­
dern das erste Treffen der neugegrün­
deten Wendlandischen Selbsthilfegrup­
pe, der •Anonymen Scblaflfskke 
e.v .•. 

·Der alte Tanz~. jedem von un­
zähligen Treffs und Aktionen bekannt, 
bietet ein gespentisches Bild: Um im 
Kreis der ehemaligen Mitstreiter uner­
kannt zu bleiben, haben sich die Anwe­
senden Kapuzen aus abgelegten Demo­
Fahnen über den Kopf gezogen oder 
Spitztüten aus gefalteten Protestplaka­
ten übergestülpt. Die eingeschnittenen 
Löcher lassen nur die traurigen Augen 
erkennen, die nun im Schein der 
Fackeln voller Argwohn in die Runde 
blinzeln. Es dauert lange, bis einer das 
Wort ergreift: Er räuspert sich, setzt an 
- redet sich auch schon fest. Zu tief 
sitzt die Scham, über das zu sprechen, 
was jeden hier im Saal belastet. 

Jemand kommt ibm zur Hilfe: 
Schlaffsein ist eine Krankheit. Wir alle 
sind betroffen, deshalb sind wir hier; 
wenn wir uns gegenseitig stützen, gibt 
es vielleicht einen Ausweg! 

Der Sprecher macht einen neuen 
Ansatz. Man muß gut hinhören, um die 
geflüsterten Worten zu verstehen: 
Warum ist er damals ausgestiegen? 
Nunja, der Umbau, die angeknackste 
Beziehung, die Querelen um den Bü­
cbertisch ,_ ein ganzes Bündel von 
Gründen. Mann kennt das ja - oder? 
Dieses »>der« ist bittend in den Raum 

gestellt, ein Appel. Andere Kapuzen 
und Spitztüten nicken. Bei allen war es 
ähnlich. Schuldlos sind sie da reinge­
rutscht: die Umschulung, der wochen­
lange Keuchhusten der Lütten, die 
Lamm-Zeit, der Dauerzoff in der WO, 
die Abzahlung für die Kawa. das 
schwule Coming Out, die Mithilfe beim 
Schiegervater, die verdammte Quecke 
im Garten, der Aufbau der Bauchtanz­
Gruppe. Und dann natürlich der allge­
meine Frust. Der Widerstand sei doch 
zwischendurch völlig am Arsch gewe­
sen, habe sich doch mit 1004 selbst 
beerdigt. Das ewige Hick-Hack auf den 
Trebel-Treffen und dann allmählich das 
Gefühl der Ohnmacht, der Hilflosig­
keit. Irgendwann hätten sie sich halt 
ausgeklinkt, seien weggeblieben. 

Und - hatten sie nie ein schlechtes 
Gewissen? Einer mit einer Jutetasche 
über dem Kopf fangt an zu schluchzen. 
Er steht von Beginn an in der äus­
sersten Raumecke, mit dem Rücken 
zum Saal. Oft! bekennt er leise. Als die 
Gorleben-Mauem weiter und weiter 
wuchsen, als die ersten Fässer eingela­
gert waren - spätestens mit Tscherno­
byl sei das schlechte Gewissen gekom­
men, die Scham und der Ekel vor ibm 
selbst. 

Und, was weiter? Die Jutetasche 
zuckt mit den Schultern. Jemand öffnet 
den alten Kanonenofen, läßt den Kasten 
mit Asche herumgehen. 

Eine Loden-Kapuze verweigert 
sich. Wer mache die Umkehr dann so 
schwer? Doch wohl die ewig­
standhaften Super-Fritten, die nie­
frustrierten Dauer-Aktiven, die selbst 
auf dem Waschlappen im Bad noch eine 
Anti-AKW-Sonne haben! 

Ein langer Dünner mit einer Kapuze 
aus einem zerknitterten ALBRECHT-

WIR-KOMMEN-Plakat nickt seine Zu­
stimmung so heftig, daß ihm die Tarn­
Pappe fast vom Kopf flillt. Da werde 
immer von Solidarität gefaselt, aber 
kaum habe er sich nach längerer Abwe­
senheit mal wieder bei einem Treffen 
blicken lassen (wer lange nicht da war, 
komme ja nicht, sondern er lasse sich 
blicken!), da sei die Häme auch schon 
voll losgegangen: Keine Zeit? Ha-ha! 
Das Haus? Lächerlich! Daß die Welt 
inzwischen zum Teufel ginge, das in­
teressierte wohl nicht. Dabei ist so ein 
Umbau nun wirklich keine Kleinigkeit, 
zumal in der Freizeit und in Lehmbau­
weisel Er habe schon mit dem Gedan­
ken gespielt, zur CDU zu gehen: konse­
quent die Seite wechseln, einfach um 
Ruhe zu haben. Die Al brecht-Tüte 
fangt an zu weinen. Betroffenheit 
macht sich breit. Eine Stoftlcapuze aus 
der Freien Republik setzt sich neben 
sie, streichelt ihr sanft das zerknitterte 
Papier, fmdet instinktiv die richtigen 
Worte. Sie selbst kenne diese Situation 
nur zu gut: die Angst vor den Vorwür­
fen, der dauernde Zwang, sich zu ent­
schuldigen. Sie sei am Ende richtig 
menschenscheu geworden, habe sich 
total eingeigelt. Ein Typ in Lederhosen 
mit der Turmbeflagung von 1004 über 
dem Kopf schaltet sich ein. Als es bei 
ibm nicht mehr weitergegangen sei, ha­
be er notgedrungen das Umfeld ge­
wechselt, sich gezielt eine andere Iden­
tität aufgebaut; neues Outfit, schrille 
Kneipen, Sekt Sowieso, Tempo-Abo, 
Swatch, Zeitgeist. Reine Selbsterhal­
tung, sowas! Alles habe er sein wollen, 
nur kein •ökoc! Kein lächerliches 
Gliedehen in einer lächerlichen Men­
schenkette, kein Mutlangen-Nachsitzer 
und erst recht keiner von diesen Bi­
Laden-Hütern! Eine Kapuze in Gelb 
und Rot, die Augenlöcher genau in die 
lachende Nein-Danke-Sonne geschnit­
ten, schnipst erregt mit den Fingern: 
das sei doch nichts als eine selbstver­
paßte V ollnarkose! Die Zerstörung 
ringsrum gebe doch unvermindert wei­
ter. Trotz Zeitgeist, oder gerade deswe­
gen! 

Was denkst Du, warum ich hier 
bin? fetzt die Lederhose. Was denkst 
Du, warum ich nachts schreiend wach 
werde? 

.Eine Elbe-Jeetzel-Zeitung, offenbar 
erst in letzter Sekunde zurechtgedreht, 
Iahrt dazwischen. Auch wenn der Lei­
densdruck kaum noch auszuhalten sei 
- sie habe einfach Schwierigkeiten, 
sich wieder einzubringen. Es Sei wie 
früher ihre Angst vor dem Gefressen­
werden, die Angst, gleich beim ersten 
Treffen vereinnahmt zu werden, die 
Lübeck-Aktion, der Plakat-Entwurf, 
die Strecken-Konferenz, der Posten als 



irgend­
eine illegale Klebeaktion. Die ganze 
Hand könne sie eben nicht geben, und 
dem kleine Finger sei leider nicht gera­
de mutig. 

Die Runde der Vermummten 
schweigt. Ein paar kleine Finger erge­
ben keine Faust, und was sich da mal 
wieder ballt, ist die Resignation. Die 
Krankheit im fortgeschrittenen Stadium 
- ein Krebsgeschwür, das sich selbst 
den Nährboden bereitet. 

Das war's dann wohl! Die ersten 
machen sich gerade zum Gehen bereit, 
da bittet der Typ mit der Jutetasche auf 
dem Kopf noch um eine Gefälligkeit. 
Er möchte von jedem einen Tritt. Ir­
gendwie spüren, daß man nicht allein 
ist - wenigstens so! Die eingesunkenen 
Kapuzen zucken zusammen, protestie­
ren: Wenn einer einen Tritt braucht, 
dann sind sie es doch! Plötzlich ist wie­
der eine ungeheure Nähe unter diesen 
Unglücklichen zu spüren. Man ahnt den 
starken Wunsch, die Kapuzen herunter­
zureißen und sich das zentnerschwere 
schlechte Gewissen aus dem Leib her­
auszuschreien, das lange einsame Lei­
den in heftigen Umarmungen tränen­
reich und warm zu ersticken. 

Aber in dieser Nacht bleibt die ver­
sprochene Anonymität gewahrt. Wenn 
ich sicher wäre, sagt einer, daß ich kei­
ne Vorwürfe bekäme ... Wenn ich ein­
fach zurückgehen könnte - ohne Re­
chenschaft zu geben ... Die Umstehen­
den nicken. Im Moment komme ja doch 
eine ganze Menge in Bewegung, sagt 
eine Frau. Lübeck, Hanau, die Zwi­
schenlagerblockade der Bauern, die sat­
te Großdemo neulich ... 

Und wenn demnächst der CASTOR 
mit Atommüll kommt? 

Der wird sich wundern! In Meuche­
fitz treffen sie sich jeden Montag! So­

. gar Dannenberg hat wieder eine Orts­
gruppe ... 

Das nächstliehe Zusammentreffen, 
das kurz zuvor noch auf seinen Tief­
punkt zuzusteuern schien, nimmt plötz­
lich eine Wendung. Was so zögernd be­
gann, entwickelt sich in kürzester Zeit 
zu einem rauschartigen Austausch von 
Daten, Terminen und Ideen. Als sich 
am frühen Morgen der letzte der ANO­
NYMEN SCHLAFFSÄCKE auf den 
Weg in sein Dorf macht, bleibt ein Ter­
min merkwürdigerweise offen: Wann 
sich die ANONYMEN wiedertreffen 
werden. Nur ein Versäumnis oder die 
heitere Unterlassungssünde von Gene­
senden? 

Die nächsten Ortsgruppentreffen, 
die Montagsrunde in Meuchefitz und 
die CASTOR-Transporte werden es 
zeigen! 

im verhängnisvollen Jahr ...... 

A 1988 
Karlsruhe - Phillipsburg - Biblis -
Hanau - Würgassen - Grohnde -
Dannenberg - Gorleben 

EINE WETTERLAGE ZUM 
SCHÜTTELN. 

Zum Glück gibt's ja di~ Bahn. Da sind Sie bei jeder po· 
litischen Wetterlage gut aufgehoben. Selbst für den Verteidi· 
gungs- oder Spannungsfall haben wir vorgesorgt. Oie Bahn trans· 
portiert alles: Bomben, Giftgase und Munition. 
Wenn Sie mit uns Konflikte vorbereiten oder heute schon be· 
einflussen wollen, dann fragen Sie uns, wir unterstützen Sie 
gerne. Fühlen Sie sich bombensicher. [inn) Die Bahn 

VON HAUS ZU HAUS • 
ATOMMÜLLZÜGE VORAUS 
Von uns abgeholt - von uns zugestellt. 
Atommüllservice an vielen Orten. Sach· 
dienliche Hln.welse erhalten Sie auf den 
folgenden Selten. 

(onß 



Wendland 

Liebe 
Leute ' • 
Auf dem letzten Castor-Treffen im Wendland 
am 9. April ist deutlich geworden, daß es noch 
vollkommen unklar ist, ob und wann tatsichlieh 
mit dem ersten Castor-Transport ins Zwischen­
lager zu rechnen ist. Dagegen gibt es. offen· 
sichtlich konkrete Informationen über geplante 
Atomtransporte in anderen Städten, so daß ver­
einbart wurde, die Castor-Treffen (quasi als 
Nachfolgerin der Streckenkonferenz zu den 
MOX-Transporten) grundsätzlich auf alle Atom­
transporte auszudehnen. Einer solchen"AG 
Atomtransporte" könnte nach unserer Ein­
schätzung in den nächsten Jahren eine zentra· 
le Bedeutung innerhalb der Anti-AKW· 
Bewegung zukommen. Dies gilt um so mehr, 
da wir erst am Anfang der Transportproblema­
tik stehen und in den nächsten Jahren mit einer 
erheblichen Zunahme der Tr8nsporte rechnen 
können. 
Darüber hinaus schafft nach unserer Ansicht 

eine solche "AG Atorntransporte" erst die Ba­
sis für ein bundesweit arbeitendes Transportbü­
ro, beide stellen die Voraussetzung für eine er­
folgreiche, langfristige Kampagne gegen die 
Atomtransporte dar, die nicht nur reginale Be­
deutung besitzt. Wir meinen, daß es erforder· 
lich ist, über die vorhandenen strukturellen An· 
sätze, sowie die verschiedenen Vorstellungen 
zu djesem Aspekt auf dem nächsten Treffen, 
welches am 14. Mai im Rahmen der .Atommüll­
konferenz am 14. Mai stattfindet, weiter zu dis­
kutieren. Als Tagesordnung schlagen wir vor: 
1. Finanzbericht I AG Atomtransporte I Tran­
sportbüro 
2. Gorleben I langfristige Kampagne zu den 
Transporten. 

zu1.: Wir halten es- wie schon gesagt. für sinn­
voll zu diskutieren, welche Funktion den Treffen 
bzw. einer " AG -Atomtransporte" überhaupt 
zukommen und in welchem Rahmen diese 
Treffen stattfinden sollen. So beBtändle die 
Möglichkeit, daß diese Treffen "nur" im Rah­
men von Atommüllkonferenzen oder aber un­
abhängig von diesen erfolgen und damit eine 
eigene Struktur für den Transportbereich ge­
schaffen werden müßte. Weiterhin sollte ge­
währleistet sein, daß solche Treffen in Zukunft 
besser vorbereitet werden. Hierzu schlagen wir 
vor, daß die Vorbereitung im Wechsel von den 
einzelnen Regionaltreffen erfolgt. 
Für des Transportbüro wäre es sinnvoll, noch· 

mals über dessen Aufgaben zu sprechen und 
Wie die Voraussetzungen dafür geschaffen wer­
den können, daß es diese auch wahmehmen 
kann. Auf den Streckenkonferenzen in Bremen 
und Braunschweig sind folgende Aufgaben für 
ein solches Büro genannt worden: 
- Archiv für Atomtransporte 
- Infostelle f(jr lnis, die sich mit Transporten 
beschäftigen wollen 
- Anlaufstelle für Offentliehkelt/Medien 
- Vermittlung von Kontakten sowie Koordina-
tionsaufgaben. 
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Was tun, wenn der CASTOR kommt? 

Am 1. Mai 1988 fand in Gedelitz der erste 'RATSCHLAG' 
der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg statt - ein viertel­
jährliches Plenum, das sich vorgenommen hat, die BI wie­
der ein bißchen gelenkiger zu machen. Ein neuer Begriff, 
ein neuer Termin- und als Ergebnis gleich ein weiteres 
Novum: 
Die Bürgerinitiative wird offen zu einer Blockade der 
kommenden CASTOR-Transporte aufrufen. Bei früheren 
Aktionen hatte sie stets den Repräsentanten der FREIEN 
REPUBLIK den Vortritt gelassen. Die BI wird das in Gedelitz 
vorgestellte Konzept in der Öffentlichkeit vertreten, sie sieht 
es allerdings nicht in Konkurrenz zu anderen Aktionsfor­
men. 

Das 300-Leute-Konzept: 

Wir wollen eine Blockade-Aktion mit mindestens 300 Leuten 
durchführen. Die Aktion soll mehr als ein symbolischer Pro­
test sein, aber trotzdem das Risiko für den Einzelnen so nie­
drig wie möglich halten. Durch gründliche Planung und eine 
breite· öffentliche Diskussion soll erreicht werden, daß 
jede/rTeilnehmer/in genau weiß, auf was er/sie sich einläßt. 
Auch die Gegenseite soll wissen, was wir wollen - sie soll 
aber auch wissen, was wir nicht wollen. 

VORAUSSETZUNGEN: 

Diese Aktion richtet sich nicht unbedingt gegen den ersten 
CASTOR. Sie soll dann stattfinden, wenn wir rechtzeitig von 
einem Transport wissen und genügend Zeit zur Alarmie­
rung haben. Die Aktion kann nur Erfolg haben, wenn sich 
mindestens 300 Leute daran beteiligen und ihre "Mittäter­
schaft' schon vorher schriftlich zusagen. 

Daraus ergibt sich für uns neben der Frage 
nach der Finanzierung allein dieser Aufgaben 
die Frage, wie ein solches Büro noch ehrenamt­
lich diese Anforderungen erfüllen kann und in­
wieweit es nicht einer Gruppe (z.B. einer Re­
gion) als Träger bedarf. 
zu2.: Durch die Entscheidung des Bundesver­

fassungsgerichts, sich nicht für zuständig zu er-

klären, schien der Weg für die ersteo Castor­
Transporte frei. Dannoch besteht bei den meis­
ten AKWs kein sog. Entsorgungsnotstand, der 
die PTB gezwungen hätte, umgehend den so­
fortigen Vollzug einer Einlagerung von Castar­
Behältern ins Zwischenlager anzuordnen. ln ei­
nigen AKWs sind die Lagerkapazitäten für ab­
gebrannte Brennelemente im Laufe dieses Jah-



ABLAUF: 

Nach Bekanntwerden eines bevorstehenden Transportes 
lösen wir über Alarmlisten den Alarm aus und geben Ort 
und Uhrzeit der Aktion bekannt. 
Die Teilnemer/innen fahren mit ihren PKW/LKW zum ver­
einbarten Treffpunkt. Allein ihr gleichzeitiges Zusammen­
treffen führt bereits zu einer vorläufigen Blockade. 
Über eine ausgeschilderte Strecke, die für den CASTOR 
nicht passierbar ist, wird der normale Verkehr umgeleitet. 
Darüber, wie die eigentliche Blockade aussehen wird (Sitz­
oder Autoblockade, Menschenteppich oder -Kette o.a.) und 
wie konsequent bzw. flexibel an dem gewählten Konzept 
festgehalten wird - darüber haben sich die 
Teilnehmer/innen vorher verständigt. Auf Plakaten und 
Transparenten und mit Flugblättern wird auf den Anlaß der 
Blockaden hingewiesen. Parallel erfolgt die Öffentlichkeits-

. arbeit über die Medien. 
Das kann ja gemütlich werden: alle Teilnehmer/innen ha­
ben Sitzgelegenheiten (Klappstühle, Sperrmüll-Sessel, 
Strohballen usw.), Decken, Schlafsäcke, Regenplanen, Mu­
sikinstrumente und reichlich Verpflegung mitgebracht. 
Wenn es dunkel wird, gibt es das erste Lüchow­
Dannenberger 'Auto-Kino'. 
Die Blockade hat zeitlich so weit vor dem eigentlichen 
Transport begonnen, daß jede/r Teilnehmer/in zum verein­
barten Treffpunkt gelangen kann, ohne von der Polizei dar­
an gehindert zu werden. 
Der Charakter der Aktion, besonders aber die vorangegan­
gene öffentliche Diskussion lassen ein 'unkontrolliertes' 
Vorgehen der Polizei unwahrscheinlich erscheinen. Selbst 
wenn die Blockade schon vor dem Eintreffen des CASTCA­
Transportes abgeräumt wird, setzt sie ein Signal: sie schafft 
Öffentlichkeit für den CASTOR-Transport und wird auch 
überregional Leute dazu bewegen, sich auf den Weg zu 
machen und sich weiteren Aktionen anzuschließen. 

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg 

res zwar erschöpft, doch besteht aufgrund der 
mit dem Ausland abgeschlossenen Verträge 
die Möglichkeit, diese zunächst dorthin zu tran­
sportieren. Eine Einlagerung im Zwischenlager 
ist z. Zt. für die Batreiber nicht zwingend erfor­
derlich. Wir müssen aber davon ausgehen, daß 
eine politische Entscheidung zugunsten der 
Einlagerung in "nächster Zeit" erfolgen wird. 

Allerdings glauben wir, daß das Planfeststel­
lungsverfahren (ist nicht das atomrechtliche 
Genehmigungsverfahren gemeint? d.S.) für die 
Konditionierungsanlage abgewartet wird, ge­
nauso wie der Abschluß der "Umstrukturie­
rung" der Atomindustrie, speziell des Trans­
portsektors. Die Konditionierungsanlage spielt 
nach Angaben aus Bonn deswegen eine Rolle, 

Wendland 

weil ohne die Aussicht einer "heißen Zelle" in 
unmittelbarer Nähe zum Zwischenlager die 
Möglichkeit für einen gerichtlichen Einlage­
rungsstopp als sehr günstig angesehen wird. 
Da ein Be- oder Entladen eines Castars irQ 

Zwischenlager nicht möglich ist, könnte die 
BLG zwar einen zusätzlichen Deckel auf einen 
defekten Castor schweißen, dürfte aber sonst 
keine Arbeiten an bzw. mit ihm ausführen. 
Dieses Argument würde aber weitestgehend 

wegfallen, wenn die Konditionierungsanlage in 
"absehbarer Zeit" zur Verfügung stOnde, da in 
der "heißen Zelle" ein defekter Castor ohne 
weiteres umgeladen werden kann. Daraus er­
gibt sich für uns, das ein Wendiand-Konzept 
langfristig angelegt sein muß. Aber auch unse­
re Erfahrungern mit dem Tag X sprechen für ei­
ne langfristige Vorgehensweise. So halten wir 
es für politisch falsch, sich wieder nur auf einen 
Tag (y + 6) zu konzentrieren und damit den 
Eindruck zu erwecken, an diesem Tag könnten 
über 400 geplante Transporte verhindert wer­
den. Dagegen kann deutlich gemacht werden, 
daß es notwendig und möglich ist, den politi­
schen Preis für diese Transporte hochzu­
schrauben. Dies setzt aber voraus, daß die Be­
deutung der ersten Transporte von uns nicht zu 
hoch ange$9tzt wird und ein breites Spektrum 
gegen die Transporte mobilisiert werden kann. 
Deswegen halten wir eine breit angelegte 
Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, in die 
die Konditionierungsanlage genauso wie das 
Endlager einbezogen wird, fOr sinnvoll. 
Beide bilden die Voraussetzung fOr weitere 

Transporte in diese Region. Die Bedeutung des 
Standortes Gorleben für das bundesdeutsche 
Atomprogramm gilt es genauso deutlich zu ma­
chen, wie die Funktion der Transporte fOr die 
laufenden Anlagen. Wir halten es weiterhin für 
erstrebenswert, Aktionen gegen die Transporte 
nicht erst im Wendland durchzuführen, sondern 
wenn möglich schon am Ausgangspunkt des 
jeweiligen Transports. Außerdem sehen wir 
nicht die Notwendigkeit einer Fixierung auf die 
Transporte ins Wendiand, da Aktionen gegen 
andere Transporte a) den politischen Preis ins­
gesamt in die Höhe treiben und b) die Unsicher­
heit für Polizei und Batreiber zunimmt. 
Wie bisher deutlich geworden ist, halten wir ei­

ne langfristige Oberregionale Kampagne zu 
Atomtransporten für erforderlich. Neben dem 
Ansatz der Entsorgung sehen wir die Umstruk­
turierung der Atomindustrie für den· Transport~ 
bareich als Themen von Oberregionaler Bedeu­
tung an. So können wir uns eine Kampagne 
zum Thema "Deutsche Bundesbahn" vorstel­
len, während der mit Hilfe von Aufklebern und 
"Zugbegleitern" auf ihre Rolle im Transportun­
wesen hingewiesen wird. Wesentlich erscheint 
uns aber auch, eine regionale Ebene dieser Ak­
tion durchzuführen. Mit ihr wäre deutlich zu ma­
chen, daß grundsätzlich alle Regionen von 
Atomtransporten betroffen sind. Hier wäre der 
örtliche/regionale Bezug verstärkt herauszuar­
beiten, was am Beispiel der MOX-Transporte 
gut möglich scheint. Der Protest und Wider­
stand muß sich praktisch vor Ort formieren und 
in der jeweiligen Region verankern. Dazu ist ei­
ne wesentliche Verbreiterung in unsern Augen 
unumgänglich. 

Mit atomfeindlichen GrüBen 

Heidegruppe 
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Nieder-Rhein 

Protokoll 
22.4.88, Treffen von 25 Nlederrhelnerlnnen 
gegen den BrOter 

Infoaustausch 
Außer dem Kalkar·Hearlng Im November 
'87, dem Sonntagsspaziergang am 28.2.88 
und der Landeskonferenz der Anti·AKW· 
lnls/NRW waren eigentlich keine Offentll· 
chen Aktlvitäten da. Als einziges Infoforum 
steht die "ATOMWOLKE'' da, die Presseno­
tizen Ober den Broter sammelt und veröf· 
fentllcht. Die belden Bis sind mehr oder we· 
nlger nur planarisch Intern aktiv. 

Aktuelle Situation 
Töpfer will Anweisung zur Inbetriebnahme 
erteilen. NRW-Jochlmsen lehnt aber (noch) 
ab. Holländische AKW·Gegnerlnnen be· 
torchten jedoch die baldige Inbetriebnahme 
des BrOters. Sie sind ln Besitz eines Inter· 
nen Papiers der INTERATOM (Unterfirma 
von KWU) gelangt, welches vom 18.2.88 da· 
llert. Darin wird die beantragte 17. Teiler· 
nchtungsgenehmigung von Sept. '87 als ge­
nialer Schachzug gefeiert. Diese Aktion, die 
vom Bundesforschungsminister ausgeht, 
s1eht eine Genehmigung der baulichen Ver· 
anderungen bis Sommer '88 vor. Die "heiße 
Ware" erwarte man dann Im Okl. '88. Es 
wird offensichtlich auf einen CDU·Wahlsleg 
tn NAW spekuliert. Angeblich sei der Broter 
auf dem neuesten Stand der Technik und 
natOrllch viel ausgerelfter als der franz. Su· 

man bedenkt, mit 'welch pollzeistaatähnll· 
chen Mitteln derWiderstand gegen den BrO· 
ter (und AKWs Oberhaupt) nledergeknOppelt 
worden ist und tragische Schicksale (z.B. 
Bauer Maas) auf das Konto der SPD· 
Landesregierung gehen, Ist das derzeitige 
Verhalten nur "wählerstlmmenpolltlsch" zu 
erklären. Eine Pro-BrOter·Haltung der SPD 
worde sie zum jetzigen Zeltpunkt locker 10-
15% der Stimmen kosten. 

Mobile Maßstation 
Leute aus der BI und um Kleve rum haben 
einen Verein gegrOndet mit dem Namen 
" Gesellschaft gegen atomare 
Verseuchung". Sie haben aus Privatbesitz 
wertvolle Meßgeräte tor radioaktive Be· , 
strahlung erhalten und diese durch den Er· 
werb eines Ford Transit in eine unabhängl· 
ge Mobile Maßstation verwandelt. Vorstel· 
Jung ist am 2. Jahrestag nach Tschernobyl. 
Die Maßstation soll als Druckmittel verstan· 
den werden, um die Info-Blockade der radio­
aktiven Verseuchung zu durchbrechen. An· 
gebllch hat sich behördlicherseits schon Är· 
ger angekOndigt. 

Tschernobylaktionen 
Ansonsten Fehlanzeige 

CDU·Demo gegen den Brüter 
Sie findet wohl weiterhin statt (sofern Kohl 
nicht sein Amt als Kanzler dagegenstellt • 
kann mir nur recht sein!), und zwar am 
4.6.88 in Kaikar mit Franz Alt und anderen 
rechten Promls. 

Privates am Rande 
perphönix. Technisch sei der BrOter sofort Ganz subjektiv will Ich nun mal meinen 
e.nsatzfertig. Es fehlen nur noch 3 Teller· Frust loswerden ob der Wlderstandsper· 
•1chtungsgenehmtgunyen: spektive gegen den Schnellen Broter. Mel· 
Einlagerung der Brennelemente nes Erachtens wird viel zu sehr auf die 
leichte Inbetriebnahme/Probelauf rechtliche Ebene gestarrt. Auch die Aussa· 
vol le Belastung (mit anseht. Detonation!!) ge, daß die Bevölkerung Im Kreis Kleve kel· 
Oie Holländerinnen machten eine~ Aktions· ne Grundlage fOr weitere Aktionen (wie z.B. 
10rschlag: Letter-Powert Das heißt, wir sol· Sonntagsspaziergänge o.ä.) biete, läßt in 
len alle einen holländischen Parlamentarier mir den Verdacht keimen, daß gewisse Krel· 
"adoptieren" und Ihn/sie schriftlich und ge- se einfach nicht an einer (Neu)Welterent· 
wissenhalt zum Ausstieg aus dem Broterge· wiekJung des Widerstandes gegen das ato-
schäft bewegen. Nach dem Motto: " Es kann mare Programm Interessiert sind. Ohne 
dein letzter Brief sein" sollen die Antworten jetzt die derzeitigen Aktlvitäten schmälern 
bei der ATOMWOLKE gesammelt werden. zu wollen, vermisse Ich den an anderen Or· 
Die BAD Obt gerade oder eigentlich schon ten dieser Republik öffentllchkeltswlrksa· 
die ganze Zelt politischen Druck auf die nie- men Widerstand (Hamm, Gronau, Llngen, 
derl. Regierung aus wg. RegreßansprOche Ahaus in NRW). Kaikar Ist nicht mehr wie 
bei evtl. Nlchtlnbetriebnahme. Es besteht ln Gorleben und Weckersdorf einer der 
diesem Sommer wieder ein Finanzierung· Schwerpunkte des AKW·Widerstandes, 
sengpaß und auch die Strommaflagesell· aber das Vertrauen auf eine Bauruine allein 
schalten gehen auf Distanz. Forschungspo- kann doch nicht alles sein??? Wieso ln Ohn· 
lltlsch und ökonomisch Ist der Broter sinn· macht versinken??? Ist nach 10-15 Jahren 
los und gefährlich, das sagen nun auch po- Widerstandsarbeit der Geist tatsächlich so-
sltiv eingestellte Atomprofessoren. Er hat weit ausgelaugt, daß da keine Perspektiven 
nur noch eine politische Bedeutung dahin· mehr sind? Oder vertraut mansch nur noch 
gehend, daß die korrupten Politiker ihr Ge· der "St.·Fiorians-Hoffnung", daß der atoma· 
sieht nicht mehr verlieren und eine Nlederla· re Kelch noch mal bei uns vorbelgegangen 
ge gegen die AKW-Gegnerlnnen elngeste- Ist? Was ist, wenn die an WAAhnslnn gren· 
hen wollen. Der Broter hat in steh eine EI· ... zende CDU-Macht tatsächlich den Sehnet· 
gendynamlk entwickelt und findet seinen len Broter in Betrlebnahme zwingt??? Fln· 
Platz nur noch ln der militärischen Logik fOr den steh dann erst die "einsamen Ruferln· 
einen Atomwaffenstaat BAD. Die Rolle der nen" am Niederrhein zusammen, um wenig· 
SPD kann man nur als Augenwischerei be· stens ein bißchen Sand Im Getriebe der 
schreiben, schließlich haben sie uns den Atommafia zu sein??? Ich finde es falsch 
ganzen atomaren Mist Obertassen. Wenn und traurig, nur auf die Reste einer !rOheren 
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antiatomaren Kultur am Niederrhein zu 
seufzen, statt eine Wiederbelebung anzu· 
streben. VIelleicht gibt es ja doch noch Leu· 
te die keinen Bock auf den BrOter haben, 
bl~ ZU 50 Kilometer drumherum wohnen und 
trotzdem was machen wollen. Wir "Auswär· 
Iigen" haben nur keine Lust, bei den Bis vor 
Ort auf GlelchgOitlgkelt oder gar Ablehnung 
zu stoßen! VIelleicht macht Ihr Kreis­
Kiev~rlnnen euch mal Gedanken darOber • 
denn nur gemeinsam sind wir stark genug! 
Hoffentlich bis bald! Ulll KrauBe 

Hamm-Uentrop 
II. Sommercamp 88: Vom 10 - 17. Juli 
1988 findet zum zweiten Male das 
Widerstandscamp gegen den THT R 
Hamm·Uentrop unter dem Motto 
"Abschalten und Entspannen" statt. • 
Wir werden wieder eine Wiese in der 
Nähe des Hochtemperaturreaktors be· 
kommen. Das erste Camp entstand aus 
dem Bedürfnis, sich besser kennen zu 
lernen und eine Struktur in der Wider­

zu schaffen. Und weil 



die meisten von uns so gut auf diese 
7-Tage-Zusammenleben abgefahren sind, 
machen wir ein Zweites. 
Ideen für Veranstaltungen, Aktionen, 
Filme, Musik etc. werden natürlich von 
Euch erwartet und können zum Rest­
risiko, Südenmauer 11, 4730 Ahlen 
geschickt werden. 

· Wer letztes Mal nicht dabei war, kann 
sich im Umweltzentrum Münster die 
Dokumentation zum 87er Camp für 
DM 3,- bestellen. 
Wie immer wird jede Menge Knete be· 
nötigt, die Ihr ja auch alle in Unmengen 

~- gebunkert habt und nur noch auf das 
Konto 489 40 468, BLZ 440 100 46, 
Postgiroamt Dortmund, Th. Pälmke, 
Verwendungszweck : Spe ngstoff für den 
THTR, zu überweisen braucht. 

Das THTR Sommercamp findet vom 10.-17. 
Juli statt. Der Zeltplatz steht mittlerwelle 
auch fest. For das Sommercamp wird ein 

. Programm erstellt, Indem die einzelnen Ver· 
" ' anstaltungen angegeben sind. Beziehen 

kann mansch das Programm beim Restrisi­
ko Ahlen, SOdenmauer 11 in 4730 Ahlen 
oder beim Umweltzentrum MOnster, Scham· 
horststr. 57 in 4400 MOnster. 
Der nächste Anti·AKW-Kalender wird vom 
Umweltzentrum MOnster erstellt. Der Kaien­
der soll die 'Anti·AKW-Bewegung starken 
und wird deshalb Inhaltlich ganz anders ge­
staltet werden. Im Kalender werden verbind­
liche Kontaktadressen fOr Oberregionale 
und regionale Konferenzen (AMK, LaKo's, 
usw.) und Rundbriefe (EuKo-lnfo, BEgA· 
Rundbrief usw.) angegeben. Außerdem wer· 
den regelmäßig stattfindende Widerstand· 
saktlonen wie Sonntagsspaziergänge mit 
Ort und Zeit Im Kalender enthalten sein. 
Der Sorgenbericht (Gegenstock.zum Entsor­

Gronau: Der AKU·Gronau beantragt, daß die 
nächste Eureglo-Konferenz in Gronau statt· 
findet, zwecks Campvorbereitung (11 .-14.8.). 
Internationale Beteiligung (England, Hol· 
land, BAD) for das Widerstandscamp wird 
erwartet. Der AKU hat einen BOrgerantrag· 
gegen den Ausbau der UAA gestellt. Dieser 
Antrag wurde Im Stadtrat mit den Stimmen 
von SPD, CDU und FDP abgelehnt. Der SPD· 
Ortsverband Gronau spricht sich aber öf· 
fantlieh gegen den weiteren Ausbau der 
UAA aus! I! Die Uranlt setzt weiter den Grer 
nauer Stadtrat unter Druck. Arbeitsplatz· 
Argument. 
Borken: Oie BI Borken unterstatzt die Veran­
staltung der EuregierKonferenz am 26.4. in 
Rheine. Weitere Aktlvitäten sind in Planung. 

~W1~@i@~}MmM~: gungsbericht der Bundesregierung) ist fast 
fertig, hat ungefähr 60 Selten und wird vor· 
aussichtlich 4,00 DM kosten. Bei der Atom­
mollkonferenz (13.·15.5. in Trebel) wird er 
vorliegen. Vorbestellungen können ab jetzt 
gemacht werden beim Umweltzentrum MOn· 
ster. Am besten wäre per Vorkasse. 

BUND/GfbU: 1 Hopl und 2 Cree-lndianer + 
Dolmetscher kommen am 26.4. um 17.39 Im 
Hbf Rheine an. Von 17.45-18.00 Uhr Emp· 
fang beim Borgermelster. Ab 19.30 Uhr fin· 
det die Pressekonferenz statt. Teilnehmen 
werden unsere Gäste und Jutta + Udo !Or 
die Euregio-Konferenz. Ab 20.00 Uhr findet 
dann die Talkshow statt und endlich haben 
wir auch Talkmaster gefunden: nämlich Jul· 
ta + Andreast!! Am Samstag, den 23.4 .. 
wird ein Bachertisch in Rheine gemacht; al­
le Standorte sollten dann vertreten sein. 
Spendenmäßig kommen wir wohl mit plus 
minus null davon. 

Llngen: Die Stadt Lingen finanziert das Gu­
tachten fOr die BOrgergemeinsqhalt gegen 
Strahlenmolke. Es wird ungefähr 20.000,­
DM kosten. Die Bremer Professorin lnge 
Schmitz-Feuerhake wird das Gutachten zur 
geplanten Pilotanlage und zu den radlologl· 
sehen Aspekten des sogenannten Roiner­
Verfahrens erstellen. Rechtlichen Einfluß 
wird dieses Gutachten nicht haben, da der 

'~- Llngener Stadtrat (absolute CDU-Mehrhelt) 

BUKO·Info: Die Ungener und Ahauser sol· 
len endlich Presseberichte etc. herOber­
schicken. 

Nächste EuKo: 28. Mal, Gronau, 15 Uhr, 
Gaststätte Concordla; Kontakt: AKU, Sied­
lerweg 7, 4432 Gronau (hier glbts auch zum 
Selbstkostenpreis das Eureglolnfo Im Abo). 

nur die Baugenehmigung erteilt und alles 
andere vom Umweltministerium genehmigt 
wird. Politisch Ist es sehr relevant, da die 
CDU die BOrgergemeinschaft damit poll· 
tisch vorfahrt und sie in der Öffentlichkeit 
lächerlich macht. Selbst schuld! I d d W'd d 
Das · ;,iedersächsische Umweltministerium ' Sonnenbran un I erstan 
hat am Gründonnerstag die 4. TEG (nuklea· , Erstmals.soll1988 an der Gronauer Uranan· 
re Betriebsgenehmigung) erteilt. Der Bremer reicherungsanlage UAA ein Sommercamp 
Porfessor Gerd Winter hat Ostern Ein· stattfinden. Bei diesem Camp, das zur Ze1t 
Spruch fOr beide Kläger (Coen Hamars, Her- vom Arbeitskreis Umwelt Gronau vorberei· 

. · : bert Masslau) beim OVG Loneburg elnge- tet wird, soll eine bessere Zusammenarbeit 
.?:·:.: "~ reicht, und um Aufschub fOr die Klagen bis der einzelnen Gruppen im Eureg lo· 

Protokoll der EuregierKonferenz vom 16.4. 
in Ungen 
Anwesende: BEgA, AKU Gronau, BI·Rheine, 
BI-Borken, Umweltzentrum MOnster, Hamm 
Gruppe MOnster 

Standortberlchte: 
Münster: Am 15.4. fand ein Atomtransport 
mit 8 unbestrahlten Brennelementen von 
Hanau (ABU) Ober Kassel, Hannover nach 
Harnburg statt Sie sind fOr ein schwedi· 
sches AKW bestimmt und wurden im Ham­
burger Hafen umgeladen. Die Brennelemen· 
te wurden auf einem gronen LKW mit oran­
ger Plane transportiert. Die Spedition 
kommt aus 

zum 14.4. gebeten. Am Dienstag, den 12.4., Grenzgebiet, und auch darOber hinaus, ge-
wurden die EinsprOehe abgelehnt. Am Mltt- schaffen werden. Es soll Ober neue Wider· 
woch, den 13.4., wurden belden Klagen ein· standsformen in Gronau, Ahaus, Almeto. 
gereiGht. Am Donnerstag, den 15.4., erfolgte Lingen und anderswo diskutiert werden; op-
um 18.58 Uhr die erste Kernspaltung. Die timal wäre es, wenn neue Aktionen be· 
Reaktorleistung soll in der ersten Woche schlossen werden könnten. Es sollen Kon-
stufenweise auf bis zu 30% erhöht werden. zepte erarbeit und diskutiert werden; es soll· 
ln weiteren Schritten soll es darin auf 80 te Oberlegt werden, wie man spontane Ak· 
und schließlich 100% "hochgefahren" wer· tionen u.a. schnellstmöglich vorbereitet und 
den. Ab 30% Reaktorleistung erfolgt die durchfahrt. Man denke da z .. Z. an das Atom-
Einspeisung des Stromes in das öffentliche mOllagar (BEZ) ln Ahaus, an Flugzeugab· 
Netz. Kritisiert wurde, daß keine Aktlvitäten stOrze, an den Mondui·HTR (Lingen)? an den 
zur Inbetriebnahme des AKWs stattgefun· geplanten UAA-Ausbau in Gronau und an· 
den haben!!! derswo mehr. 
Offensichtlich soll die Grane Klage einge- Das Sommercamp ln Gronau soll: 
reicht worden sein. Genaueres weiß aber - gemeinsam von Auswärtigen und Elnhei· 
keiner, da keine Pressearbeit und lnforma- mischen getragen werden 
tion von den Llngener Granen (Kläger) gelei- -Zelt fOr Diskussionen und Auseinander· 
stet wird. setzungen bieten, damit man sich besser 
Auf der nächsten Ratssitzung soll eine Re· kennenlernt 
solution (von der CDU eingerichtet) vom Lln· -zum regen Informationsaustausch und 
gener Stadtrat verabschiedet werden. Sie zur Öffentlichkeltsarbeit genutzt werden 
umfaßt auch die Schließung des NATO· -Gespräche Ober die Perspektiven des 
Bobenabwurfplatzes teren Widerstandes ln Gronau 
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und ln der Euregio 
- die Bereitschaft jederfs Einzelnen för· 
dern, auch weitergehende persönliche Kon· 
sequenzen ln Kauf zu nehmen 
-das Bewußtsein stärken, daß wir nicht 
von Aktionen distanzieren, nur weil sie den 
Herrschenden unangenehm sind. 
Das Sommercamp an der UAA soll vom 11 .· 
14. August stattfinden. Es wird somit genau 
drei Jahre nach der Inbetriebnahme der 
UAA stattfinden (15.08.85). Angesichts des 
drohenden Ausbaus der UAA wird das Som· 
mercamp damit zum Symbol des UAA· 
Widerstandes. der nicht kleinzukriegen ist. 
Unser Motto lautet weiterhin: Wir sagen nie· 
mals Ja zur UAA! 
Wenn wir entschlossen sind und erkennen, 
daß wir gemeinsam die UAA be- bzw. sogar 
verhindern können, können wir uns gegen· 
seillg Mut machen, der sich auch in unseren 
konkreten Aktionen in Gronau, aber auch in 
der Euregio und anderswo, ausdrücken 
wird. 
Soweit fOr den Anfang. Diskullert diese Vor­
schläge bltte in euren Gruppen und kommt 
zur Euregio-Konterenz am 28.05. in Gronau 
oder schickt Eure Ergebnisse an die Kon· 
taktad•esse: AKU·Sommercamp, · Werner ., 
Viktoriastr. 4, 4432 Gronau 
Spende 1konto: 110 551 700, BLZ: 401 640 24 
Volksbank Gronau 

Ahaus 

tragen. 
Baustillstand würde in einem Jahr sieben 
Millionen Mark kosten. Die Einlagerung 
von Brennelementen hängt auch nach Fer­
tigstellung der Gebäude davon ab, ob die 
im April 1984 von der Physikalisch-Techni­
schen Bundesanstall in Braunschweig er­
teilte atomrechtliche Genehmigung rechts­
kräftig wird. Gegen diese Genehmigung ist 
Widerspruch eingelegt worden. 

Leese 
Am Ostersonntag schlängelte sich ein Zug 
von etwa 250 Demonstrant innen vom 
Ortskern der Gemeinde Leese (Landkreis 
Nienburg) zum nahegelegenen Uranlager 
der Transnuklear, um ihrer ForderOJng 
nach Schließung dieses Depots Ausdruck 
zu verleihen. 
1980 stellte TN den Antrag, innerhalb 
der Bundeswehrkaserne Leese ein Lager 
für abgereichertes UF6 (Menge: 2550 t) 
und/oder Urankonzentrat(Menge: 5809 t) 
einrichten zu dürfen . Im Sommer 1983 
kamen die ersten Lieferungen Urankon· 
zentrat. 
Die PTB erteilte 1986 erwartungsgemäß 
die Erweiterungsgenehmigung und setzte 
sie am 8. April 1987 in Kraft, also genau 
einen Tag nach der "Selbstanzeige" der 
TN und drei Tage nach der HessenwahL 
Sofort rollten Kernbrennstofftransporte 
an, nun allerdings mit UF6- natürlicher 
isotopenzusammensetzung. Nach der 
neuen Genehmigung sind davon ebenfalls 

Eilweiler 
Mit Eilwei ler gibt es einen Ort 
mehr auf der Deutschlandkarte, 
um den herum die Quote der krebs ­
kranken Menschen deutlich über 
dem statistischen Bundesdurch· 
schnitt zu liegen scheint. Der Land­
rat des Kreises Birkenfeld Theilen 
bestätigt eine auffallend hohe An­
zahl von Leukämiefällen bei Kin· 
dern und Jugendlichen in den letz· 
ten zwei Jahren in seinem Landkreis. 
Zwei Jugendliche starben bereits 
an B lutk rebs. 
Verwunderlich ist diese Tatsache 
nicht, wenn mensch sich die Exi· 
stenzgleich zweierNuklearbetriebe 
in diesem Städtchen im H unsrück 
vor Augen führt. Einerseits ist 
Eilwei ler Standort für eine Landes· 
sammeisteile für schwach- und 
mittelaktiven Atommüll, anderer· 
seits befindet sich in unmittelbarer 
Nöchbarschaft eine Uranaufberei­
tungsanlage, die bereits seit Ende 
der 50 er Jahre von der Privatfirma 
"Gewerkschaft Brunhilde" betrie-

AHAUS, s. April (dpa). Nach 2550 t erlaubt. Darüberhinaus darf TN 
Zwangspause von zwei Jahren und neun auch 1093 t bis auf 5 % Uran 235 ange· ' "' 
Monaten sind am Dienstag die Bauarbeiten reichertes UF6 einlagern. Die alte Geneh-
arn Brennelement-Zwischenlager im westf<i- t migung nach der Strahlenschutzverord-
lischen Ahaus wiederaufgenommen wor- ~· nung blei?t unberü~rt. . . 
den. Mit einem am Dienstag veröiTentiich- ~ Als Spediteur fung.1erte, w1e auch 1n. ~en 
ten Schreiben vom 31. März hatte die ~ Jahren zuvor. d1e Leeser Sped rtton 
Stadtverwaltung die sofortige Vollziehung ~· "Hocken:'eye.~ GmbH". Am 14 . . April 87 
der Baugenehmigung vom Oktober 1983 •. w~rde s1e fur 400000 D_M etne 1.00 
angeordnet. Dabei stützte sie sich auf das %1ge Tochter der TN , beh1elt allerdmgs 
Berufungsurteil des Oberverwaltungsge- ihren Namen, als hätte man sich bereits 
richts Münster vom Oktober 1987, mit dem im ~pril auf den Konzessionsverlust, der 
die Baugenehmigung für rechtmäßig er- erst im Dezember eintrat, vorbereitet. 
klärt wurde, sowie auf einen Beschluß des Das Uranlager Leese dürfte jetzt über 
gleichen Gerichts vom Februar 1988, mit 8000 Fässer Urankonzentrat und 45 
dem ein Baustopp aufgehoben worden war. UF6.Container vom Typ 48Y beherber-
Nach Angaben der Setreibergesellschaft gen. Am 22. Januar kam eine Lieferung 
kann die Anlage in etwa zwei Jahren in Namibia-Uran in Leese an. Gleichzeitig 
Betrieb gehen. Verzögert werden könnten wurde nach Mareeule in Frankreich zur 
die Bauarbeiten noch durch einen Land- militärischen Verw~ndu~g ausge_lage!t. 
wirt, der gegen die Baugenehmigung ge- Leese fungiert daruberh},naus f~~ d1e. von 
klagt hatte und die Anordnung des Sofort- Euratom gedul~eten Swaps . D1eser '"' 
vollzuges beim Bundesverwaltungsgericht F la~gentausch Wl~d durch den Ur.:' stand 
in Berlin angefochten hat. Die Stadt Ahaus erle1chter:t, daß fur das .l!ranlager 1mmer 
teilte am Dienstag mit, sie habe keine Ver- noch ketn an~ag~nspez~f1sches_ Kontroll- ~ 
anlassung mehr gesehen, die Bauarbeiten a.bkommen ex1st1e~t, w1e e.~ dte Interna- lf. 

ruhen zu lassen. In den fast fertiggestellten t1onale_ Atomaufs1chtsbehorde (IAEO) ~ 
Rohbau des Zwischenlagers seien bislang zur E tnhaltung des Atomwaffensperr- ~ 
über 25 Millionen Mark investiert worden. vertragsseit Jahren fordert. ~ 
Die durch die Stillegung verursachten Un- ln Leese wird durch TN Völkerrechts- }" 
terbrechungskosten hätten ebenfalls rund :" bruch in mehrfacher Hinsicht betrieben. 
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Dort wird aus 
gewonnen. Das aufbereitete Uran­
o xid (Yellow Cake) wird dann 
weiterverarbeitet zu dem hochgif­
tigen Gas Uranhexafluorid, das an­
schließend in der Urananreiche· 
rungsanlage in Gronau zu 3- bis 5-
prozentigem Uran 235 angereichert 
wird. Da Eilweiler das einzige bun­
desdeutsche Werk seiner Art ist, 
kommt ihm für die Atomindustrie 
neben Gronau eine ähn liehe Be­
deutug zu wie den Hanauer Atom­
be'trieben. 
Der Abraum des Uranerzes, soge­
nannte "tailings" wurde bis in die 
80er Jahre unter freiem Himmel 
ohne jegliche Abdeckung nach 
unten und oben gelagert. ln diesen 
"tailings" finden sich hochradio­
aktive Zerfall ro dukte, unter an· 



on un ad1um 
Radon erzeugt Lungenkrebs, Ra· 
d ium 226 kann zu Leukämie 
führen. Seit Jah r zehnten gaste in 
E llweller Radon aus. Erst in den 
letzten Jahren wurde der Abraum 
p rovisorisch mit Erdereich abge­
deckt. 
Gegen radioaktive Siekarwässer 
besteht nach wie vor kein Schutz. 
Radionuk leide können so mög­
licherweise in den Steinaubach und 
ins Grundwasser gelangen. Schon 
1980 hatte der Arbeitskreis Strah­
lenschutz aus Göttingen eine die 
normalen Werte um das 1400-
fache übersteigende radioaktive 
Belastung gemessen. 
Heute werden an der Grundstücks­
grenze des Betriebs Werte bis zu 
748 mrem/Jahr Ganzkörperbela· 
stung gemessen, also weitaus mehr 
als die bundesweit gültige Grenze 
von 30mrem/ Jahr . Dennoch mag 
der baden-württembergische Um­
weltminister von einer Schließung 
der Anla e nichts hören und s ielt 

mit Hilfe abenteuerlicher I nterpre­
tationen der Strahlenschutzve rord­
nung das Gefahrenpotential des 
Werkes syst ematisch herun t er. 
Mittlerweile hat sich in E llwei ler 
eine Initiative gegründet, in der sich 
zahlreiche Bürger, v.a. die Eltern 
krebserkrankter Kinder, zusam­
mengeschlossen haben, um für die 
Schließung des Betriebes zu kämp· 
fen. Der örtliche Kreisverband der 
Grünen hat darüberhinaus Strafan­
trag gegen den Geschäftsführer der 
Gewerkschaft Brunhilde gestellt. 
Doch nicht nur in uleser Sache er· 
m ittelt inzwischen die Staatsan· 
waltschaft . Im Zuge des sogenann­
ten Transnuklear·Skandals wurde 
auch in Eilweiler ein 15 kg-Faß der 
Nukem entdeckt,das vermut lich 
aus dem belgischen Mol stammt. 
Es wird derze it auf seinen Pluto­
niumgehalt überprüft. Origineller­
weise geschieht das im Kernfor· 
schungszentrum Karlsruhe, da an· 
geblich keine unabhängige Prüf­

erf " un stehe. 

Neckarwesthelm 

Standorte 

Hoch-Rhein 
Im grenznahen Raum am Hoch-Rhein 
konzentr ieren sich geballt die atomaren 
Anlagen der Schweiz. Vier von fünf 
Schweizer Atomreaktoren und das Atom· 
forschungszentrum in Würenlingen beun· 
ruhigen die Bevölkerung auf beiden Seiten 
des Rheines. Zu diesen Beunruhigungen 
kommen jetzt noch die Schweizer Pläne 
für ein E ndlagerfürhochradioaktive Stoffe, 
wenige Kilometer von der deutschen 

,, Grenze entfernt. 
Die bereits durchgeführten Probebohrun­
gen bei und die in Kürze anstehende Er­
kundungsbohrung in Siblingen bei Schaff­

. hausen war der Hintergrund einer Anfrage 
der Bundestagsabgeordneten Teubner und 
Wollny an die Bundesregierung. Die 
absol ut unzureichende, verharmlosende 
und nichtssagende Antwort der Bundesre· 
gierung war Anlaß, eine entsprechende 
Anfrage an den Schweizer Bundesrat zu 
stellen. Auch in diesem Fall sind viele 
Aussagen in der Antwort des SChweizer 
Bundesamtes für Energiewirtschaft auswei­
chend und verharmlosend. Nicht beantwor­
tet werden die Fragen nach dem Zwischen· 
Iager in Würlingen. Der regionalen Presse 
jedoch ist zu entnehmen, daß dort in 
Kürze 7 kg Plutonium aus Mol antreffen 
werden. 
Nicht beantwortet werden die Fragen 
nach den problematischen Ergebnjssen der 
b isherigen Bohrungen. Nicht beantwortet 
werden die Fragen nach den Sicherheits· 
belangen der grenznahen bundesdeutschen 
Bevölkerung. Die Wenigen beantworteten 
Fragen geben Anlaß zur Sorge. 
So besteht tatsächl ich die Gefahr, wie aus 
Unterlagen der NAG RA (der nationalen 
Genossenschaft für die Lagerung radio· 

0 bwoh I das A K W N eckarwestheim aktiver Abfälle in der Schweiz), daß hoch-
bereits seit zw ölf Jahren formal im giftige, extrem strahlende Brennelemente 
Probebetrieb läuft, hat die Staats· direkt eingelagert werden und daß damit 
anwaltschaft Stuttgart ein straf- das Gefahrenpotential immens gesteigert 
rechtliches Ermittlungsverfahren ge· würde. Den Schweizer Ausführungen zu 
gen die Setreiber und das baden· Folge muß in Kürze mit Probebohrungen 
württembergische Wirtschaftsmin i· in Siblingen gerechnet werden. Für d ie 
sterium e ingestellt. Dem Rechtsver· regionalen Anti·AKW·Gruppen, die der 
ständnis der Staatsanwaltschaft zu Schweizer Aussage nicht glauben mögen, 
Folge werde das A KW zwar seit daß es keine konkreten Endlagerpläne 
zwö lf Jahren ohne atomrechtliche gibt, ist der Bohrbeginn gleichbedeutend 
Vollgenehm igung betrieben, den- ~ mit dem Baubeginn des atomaren End· 

und nirge nds schlug die Gruppe noch- werde Neckarwestheim I nicht :;Y Iagers. 
" Hau we g tle n Scheiss" wieder zu. ·.·w ohneeineerforderliche Genehmigung ~ . . 
ln Ihrer Erkl ä rung heißt es: '<~· betrieben, da die im Rahmen eines Mt~ Das SchwelzerAtompro~ramm_lst_ .~or~us-
ln der Nacht vom 14. zum 15 .1.88 gestuften atomrechtlichen Genehmi- ~:&'9 sichtlich auch Thema be1 den d leSJahngen 

1 gungsverfahrens e rteilten Teilgeneh· ~· Pfingstaktionen im Dreyeckland. Am 22. 
sollte das AKW Krümmet durc l migungeninsgesamteiner V ollgeneh- ~ Mai88findetwieinjedemJahreingro~es 
Sprengen eines Strommastes (Geest- migung gleichstehen könnten. Nun ""'"" Treffen der Umwelt-, Friedens· und Dntte 
hacht I 8404) abgeschaltet werden. ." soll das Problem des Dauerbetriebs fl Welt-Gruppen statt. Treffpunkt ist in die· 
Dieses Ziel wurde im Gegensatz zu ,:,. "mit roten Nummernschildern" vor I( sem Jahrdie NATO-Rampe bei Hartheim. 
unserer · Aktion Jan . 85 nicht e r - ·} dem Ve rwaltungsgerich t gelöst wer- . Gegenüber vom Schrottreaktor Fassen-
reicht. Aufgrund eines technisch~n ,_,.1 den. . heim, in direkter Nähe zu Kriegsflughafen 
Defekts entstand d iesmal nur em :? · Derwe il nutzte eine Gruppe von T ü- ;1 Bramgarten amchemischgereinigten Rhein 
Schaden in Höhe vo n 150000 DM. 0,\t· binger Studenti nnen einen Besu c h , soll diskutiert, sollen Erfahrungen ausge· 

t~; in dem im Bau befindlichen zweiten ~.; taus~ht undtrotzaller Bedro~ungen auch 
Damals wie he ute :·'&.' Block des AKWs zu . eine r Kranbe· :~-~ gefe1ert werden. Ab 11 Uhrfmden Foren 
sofortige Abschaltung -' setzung, um damit gegen die ver- ""~\. und Diskussionsrunden statt. Umrahmt 
alle r AKW :i~ mutliehe Inbetriebnahme dieses Re - ;,,)'· wird das Ganze von einem vielfältigen 

'%" aktors im Sommer zu protestieren. Kulturprogramm. 
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Vol tscheid 
gegen WAA?! 

750.000 mal bekam es die bayerlache Landesregierung schriftlich: Eine 
Wiederaufarbeitungsanlage ln der Oberpfalz Ist unerwünscht Diese Re­
kordzahl von Einwendungen gegen die 2. Tellerrichtungsgenehmigung 
konnten die BUrgerinitiativen am 22. Aprll dem Umweltministerium prä­
sentieren. ZUVor hatten die Optimisten unter den WAA-Gegnerlnnen be­
stenfalls mit 200.000 Einwendungen gerechnet 1983, beim ersten atom­
rechtlichen Genehmlgungaverfahren, waren es 53.000 gewesen. Nach­
dem die erste Tellerrichtungsgenehmigung Im April 87 vom Bayerlachen 
Verwaltungsgerichtshof aufgehoben worden war, warein neues Gesamt­
verfahren mit neuem Sicherheitsbericht notwendig geworden. Allein aus 
Österreich kamen dazu 260.000 Einwendungen, darunter von sechs der 
neun 6sterrelchlschen Bundesllnder.ln Salzburg unterachrieben 40 Pro­
zent der Wahlberechtigten. Auch ln Bayem kam es dann zur Einspruchs­
lawine: 470.000 Einwendungen wurden von den Oberpfälzer BUrgerini­
tiativen direkt übergeben, ein noch unbekannte An%ahl wurde direkt an 
das zuständige Umweltministerium geschickt. · 
Unter den vielen Kommunen, die sich per Einwand gegen die WAA wen­
den (z.B. 31 Gemeinden aus der Oberpfalz und die Landkreise Regens­
burg, Cham und Schwandorf), befand sich überraschenderweise auch 
die Standortgemeinde Wackersdorf, die bislang voll auf Atomkurs war. 
Sie bemängelte Immerhin mangelnde Sicherheitsvorkehrungen an der 
geplanten Atomanlage. 
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Unter anderem beanstandet die Gemeinde 
Wackersdorf, daß die WAA keine Einrich­
tung zur Rückhaltung des radioaktiven 
Edelgases Krypton 85 habe. Der BUND ver­
tieft diese Kritik. Er liest aus den Betreiber­
angaben heraus, daß die WAA jährlich 
- 160 Billiarden Becquerel (Bq) Kryton 85, 

aber auch 
- 7,9 Milliarden Bq Strontium 90 
- 1,85 Milliarden Bq Jod 129 
- 1,5 Milliarden Bq Tritium abgeben wird. 

Im Sicherheitsbericht, der irn Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens auslag, die die 
Jod-Emission dennoch um das Dreifache 
niedriger angegeben als im Verfahren 1983. 
Nach Kritikermeinung eine reine optische 
Täuschung, mit der implizit zugegeben wer­
de, daß die alten Werte viel zu hoch waren. 
Wie die DWK die neuen Wert errechnet hat, 
geht aus dem Sicherheitsbericht nicht her· 
vor. 

Auch sonst wurde gegenüber der 83er Pla­
nung viel verändert Nahezu alle Teilberei­
che der WAA sind in der Planung überarbei­
tet worden. Vorherrschende Tendenz dabei: 
Die Anl~ge hat (nach Meinung des Darm­
städter Öko-Instituts) jetzt mit 700 Tonnen 
die doppelte Kapazität zur Verarbeitung 
von Schwermetall wie ursprünglich geplant. 

Im Bereich Sicherheit bleibt dagegen alles 
beim alten. Trotz einschlägiger Erfahrungen 
soll radioaktiver Abfall der WAA nach dem 
gleichen Verfahren behandelt werden wie 
der in deil .Biäh-Fässern•. Wohin der Abfall 
dann soll, ist sowieso noch unklar. 
Trotz neuer Erkenntnisse wurde auch dem 
Trinkwasserschutz nicht mehr Aufmerk­
samkeit gewidmet als im ersten BerichtDas 
gleiche gilt für die Tatsache, daß die ·Anlage 
nach wie vor nur für die Erdbebenzone null 
ausgelegt ist, obwohl Experten mindestens 
eine Absicherung für Zone zwei bis drei ver­
langten. 

Kommentar des Öko-Institutes Darmstadt: 
. Der Antrag zur 2. Teilerrichtungsgenehmi· 
gung ist eine Kriegserklärung an die Bevöl­
kerung.• 



Text der Einwendungen 
Der folgende Einspruchstext der Oberpfälzer Bürgerinitiati­
ven wurde von den meisten Einwendern unterschrieben: 
Gegen das Vorhaben der DWK, ln Wackere· 
dOrf Im Landkreis Schwandorf eine atomare 
Wiederaufbereitungsanlage (WAA) mit 
MISChoxid-Brennelementefabrik zu errich­
ten und zu betrelben~Bekanntmachung des 
Bayerischen Staatsministeriums for Lande­
seatwlcklung und Umweltfragen) vom 
09.02.1988 Nr. 9241·72.e853) erhebe Ich fol· 
gende Einwendungen: 
Eine WAA Ist weder zum Betrieb noch zur 
Entsorgung von Atomkraftwerken notwen­
dig. Eine solche Anlage geflhrdet mein Le­
ben, meine Gesundheit und mein Eigentum. 
Die Im sog. Sicherheitsbericht angefOhrten 
Angaben reichen nicht aus, meine Beden­
ken zu zerstreuen. Ich beantrage gleichzei­
tig, da6 die mOndliehe Erörterung meiner 
EinsprOehe gern. § 8 AtVfV an Wochenend­
terminen stattfindet, damit ich zur Teilnah­
me und damit zur Wahrnehmung meiner In­
teressen nicht mehrere Tage Urlaub neh­
men mu6. 
Im folgenden sind einige meiner Grande ge­
nauer ausgefOhrt. Diese Liste meiner Ein­
wendungen Ist allerdings nicht vollstandlg. 

1) Oberirdische Atomwaffenversuche, der 
Unfall von Tschernobyl und der bisherige 
Betrieb von Atomanlagen haben Im Lebens­
raum der Menschheit das Inventar an man­
chen radioaktiven Stoffen teilweise um 
mehr als das Mill iardenfache erhOhl Die zu­
sAtzllchen und unvermeidbaren Emissionen 
radioaktiver Stoffe aus einer WAA im Nor­
maibetrleb, noch mehr die unkontrolllerten 
Freisetzungen bei einem der möglichen Un­
fAlle gefahrden deshalb Leben, Gesundheit 
und Eigentum ln unzumutbarer Weise, nicht 
nur for die jetzt lebenden, sondern auch for 
die nachsten Generationen. 
Neure Forschungsergebnisse erhlrten Alte-

re Studien, da6 selbst sehr kleine, zusatzll· 
ehe Strahlendosen 'Ober llngere Zelt hinweg 
Wirkungen hervorbringen können, die die 
zurnutbare Belastung wett Oberschreiten. 
Die Emissionen der WAA beeintrachtlgen 
den Wert von landwirtschaftlichen Produk· 
ten, von Gartenerzeugnissen, Waldfrachten 
und Pilzen sowie Honig, von allen Erzeug­
nissen der VIeh- und Teichwirtschaft sowie 
der Jagd; sie wirken sich negativ auf den 
Fremdenverkehr und auf den Freizeit- und 
Erholungswert der Region aus. 

2) ln der WAA können UnfAlle passieren, die 
zu weltreichender radioaktiver Verseuchung 
fOhren. 
Die Erfahrungen aus dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl haben gelehrt, da6 auch große 
Entfernungen keinen Schutz vor hohen 
Strahlenbelastungen bieten. Wackeradort 
liegt meinem Wohnort viel naher als Tscher· 
nobyl. 
Das Verhalten der Behörden nach Tscher· 
nobyl hat gezeigt, da6 fOr den Not- und Ka­
tastrophenfall nicht ausreichend vorgesorgt 
Ist. Der Sicherheitsbericht 116t auch fOr die 
WAA keine ausreichende Katastrophenpla­
nung erkennen. 
Weitreichende radioaktive Verseuchungen 
sind belspielsweise mOglich, wenn durch 
Explosionen, BrAnde, Kritlkalltatsunflllle 
etc. Anlagenteile soweit zerstört werden, 
da6 groBe Mengen radioaktiver Stoffe in die 
Umgebung gelangen. 
UnfAlle können auch durch Sabotageakte 
oder kriegerische Ereignisse ausgelOSt wer­
den. 
Eine weitere GefAhrdung besteht durch Ein· 
wlrkungen von außen, belspielsweise durch 
Erdbeben. Im Umkreis von 50 km um den 
Standort hat es wiederholt (z.B. ln den Jah-

Abgebe der Untersc:hrfften •m 22.4. Im Nyertschen Umweltmlnlaterfum 

Wackel"'ldorf 

ren 1062 und 1915) schwere Erdbeben (ln­
tensltlt VIII und VII) gegeben. Die geplante 
WAA Ist gegen Erdbeben dieser StArke 
nicht geschotzt. 

3) Durch die WAA worde das GrundwassQr 
der Bodenwöhrer Senke, welches Oberregio­
nale Bedeutung hat, ln seiner QualltAt unzu­
lasslg gemindert und zum Teil VOIIig un­
brauchbar. 
Radioaktive Stoffe können sowohl Ober Nor­
malbetrlebsabgaben, durch lAnger andau­
ernde Leckagen als auch durch Unfalle ln 
das Grundwasser gelangen. 

4) Die beim Betrieb einer WAA notwendigen 
Transporte hochradioaktiver Materlallen 
(z.B. abgebrannte Brennelemente, Plutonl· 
um, hochaktive AbfAlle etc.) auf Straßen 
oder Schienen von und zur WAA bergen ei­
ne unzumutbare Geflhrdung. 

5) Die Gewinnung von Plutonium ln der ge­
planten WAA schafft die Voraussetzung fOr 
eine Atomwaffenproduktion. Nach einer 
Veröffentlichung aus der Bayerischen 
Staatskanzlei aus dem Jahre 19n wird je­
des Land, das eine komplette Kernenergie­
anlage besitzt, "gewissermaßen nebenbei 
zum Atomwaffenstaat". Die Plutonlumqua· 
llt.lt, wie sie ln'Wackersdorf gewonnen wor­
de, ist zur Herstellung von Atomwaffen ge­
eignet. Auch deswegen Ist die WAA ein po­
tentielles Ziel fOr kriegerische Angriffe. 

6) Die Erfahrungen und Sorgen von Schwan­
geren, stillenden Mattern und Mattern mit 
Kleinkindern nach dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl haben gezeigt, da6 der 
Wunsch nach Kindern durch eine WAA 
stark beelnflu6t werden kOnnte. Dies zAhlt 
umso starker, als auch nach einer schrlftll· 
chen Äußerung von Rechtsanwalten der 
DWK "die Gruppe der SAuglinge und Unge­
borenen in den elnschllgigen Berechnungs­
grundlagen des Bundesministeriums des In­
neren zu § 45 der Strahlenschutzverordnung 
nicht als zu betrachtende Personengruppe 
ausgewiesen Ist." 

7) Die aus der Atomwirtschaft bisher be­
kanntgewordenen Unregelm161gkeiten 
(Meldung einer Verseuchung durch Americi­
um erst ein halbes Jahr nach Abschluß der 
Arbeiten, unzureichende Inventare, Beste­
chung, lrrefOhrung, Nichteinhaltung .. von 
Vorschriften etc.) beweisen, daß eine Uber· 
prOfung der Zuverlasslgkeit der Setreiber 
unzureichend ist und dadurch ein unkalku· 
tierbares Risiko durch menschliches Fehi­
verhalten begrOndet wird. 

8) Die Entsorgung der radioaktiven AbfAlle 
aus der WAA Ist nicht gesichert. Dies ergibt 
sich Insbesondere aus zwei Granden: 
S) Die hochaktiven AbfAlle sind nicht endla­
gerfllhig verpackbar. Auch der schwach· 
und mittelaktive Atommoll aus der WAA 
kann nicht endlagerfähig konditioniert wer­
den, wie die aufgeblähten, zum Teil aufge­
rissenen Fasser ln den Zwischenlagern der 
deut.schen Atomkraftwerke beweisen. 
b) Es sind funktionsfähige und sichere End­
lager fOr diesen radioaktiven MOll weder 
jetzt noch in absehbarer Zelt vorhanden. Es 
besteht deshalb die Gefahr, da6 die WAA 
mit Ihren vielen Lagereinrichtungen zum 
Endlager wird. 
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Am 22.2.88 wurden die Pläne fOr die 2. TEG 
öffentlich ausgelegt. Innerhalb 2 Monate 
kann per Unterschrift "Einwand gegen den 
Bau der WAA" eingelegt werden. Dafor 
gibts Sammeteinwendungen (Unterschrif· 
tenlisten) die verschiedenste Bereiche ab­
decken: Gartenbauer, Imker, FischzOchter, 
GrundwasserbenOtzerlnnen usw. Es ist 
auch möglich, eine Einzeleinwendung fOr 
die persönlichen Belange zu formulieren. 
Die Listen und Einzeleinwendungen werden 
von der BI ausgezählt und in einer medien· 
wirksamen Aktion am 22.4. dem Umweltmi· 
nisterium in Monehen Obergeben. Dieses 
hat dann zu profen, ob die Einwände be­
rechtigt sind oder nicht. 
Die demokratischen Spielregeln erlauben 
uns "Einwand gegen ... " zu erheben. Gleich· 
zeitig hat sich die Demokratie dahingehend 
abgesichert, daß Einwände ihren Vorhaben 
nicht in den Weg kammen können. Dazu 
gibt es genogend Beispiele: bei jedem Ge­
nehmigungsverfahren zu Atomanlagen wur· 
den Einwendungen gesammelt und Gericht· 
sprozesse dagegen angestrengt, doch noch 
nie wurde ein Projekt aufgrund der Gefähr· 
Iiehkelt juristisch gestoppt. 
Wir denken nicht, daß grundsätzlich auf die 
juristische Linie verzichtet werden soll. Nur 
denken wird, es sollte damit offener und 
ehrlicher umgegangen werden. Wir denken, 
es ist falsch, diesem Weg den alleinigen Er· 
folg beizumessen. 
Warum und wieso, das wollen wir im folgen­
den anhand der Reaktionen um und zu dem 
letzten VGH-Urtell verdeutlichen. 
Nach dem Richterspruch das bay. Verwal· 
tungsgerichtshofes (VGH), der den beste­
henden Bebauungsplan for rechtswidrig er­
klärte, brach ungeheure Euphorie aus. Bei 
der Spontandemo in Schwandorf wurden 
von BI-Machern erklärt, dies Urteil sei ein 
Schlag ins Gesicht der DWK, wir geben der 
DWK ein Jahr Zeit um aus der Opf. zu ver· 
schwinden, usw. 
Die Stimmung wurde suggeriert, es gibt 
doch Richter, die endlich die Gefährlichkeit 
der WAA anerkennen. Der Glaube an die de· 
mokratischen Spielregeln, bzw. deren Mög· 
lichkeiten, lebte wieder auf. Kurz und gut: 
das Urteil wurde als Riesenerfolg (Ober-)be· 
wertet. Trotzdem kein Baustopp verhängt 
wurde. Trotzdem die betroffenen Stellen 
(von DWK bis bay. Staatsregierung) in kein· 
ster Weise sich davon berOhrt sehen, wie 
sie es in zahlreichen Medienpublikationen 
zum Besten gaben. Dazu die DWK "wir brau­
chen keinen Bebauungsplan, alle AKWs in 
der BAD wurden ohne diesen Bebauungs­
plan gebaut." (Baugenehmigungen können 
trotzdem auf der Grundlage des 1987 geän· 
derten Bundesbaugesetz erteilt werden, 
weil Atomanlagen nach diesem § als privili· 
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gierte Bauvorhaben gelten). Das lnnenmini· 
sterium spricht von einer "reinen Formalent­
scheidung". Baustopp wurde und wird zwar 
gefordert, aber bis jetzt wurde dem noch 
nicht stattgegeben. 

Der Erfolg der Gegenseite 
Wir denken so Ober das Urteil: sie haben 
uns diesmal vor Gericht quasi "gewinnen 
lassen", wo es ihnen nichts ausmacht. Bau­
en tun sie trotzdem weitet und wir haben so 
quasi "unseren Erfolg". Und damit wird es 
ein Erfolg fOr sie; denn Menschen hoffen 
wieder auf die Gerichte. Damit wird das fast 
verlorene Vertrauen an die Demokratie wie­
der hergestellt und die Menschen storzen 
sich in ihrem Widerstand auf die rechtliche 
Schiene. Es wird nur noch vor den Gerichten 
gekämpft, und draußen am WAA-Gelände in 
aller Ruhe vor sich hin gebaut. 

Ein Erfolg nur 
für die Gegenseite? 
Nein. Es gibt Teile in der BI, die offen 
urd'oder verdeckt genau diese Art von Widerstand 
haben wollen. Die sich nur auf die rechtliche 
(demokratische) Schiene in handeln und vor 
allem mit ihren Gedanken beschränken. Die 
die mit "die da oben mossen doch endlich 
einsehen, daß die WAA so gefährlich ist" ar­
gumentieren. Die, die nicht wollen, daß es 
Leute gibt, die aus ihren eigenen Erfahrun­
gen im WAA-Widerstand andere SchlOsse 
ziehen und sich schon deshalb nicht mehr 
auf Gerichte verlassen wollen und können. 
Die, die den Widerstand gegen die WAA oh· 
ne weitergehende Folgerungen und Aktio· 
nen, ohne Auswärtige haben wollen, die se­
hen sich in ihrer Linie durch den Urteils· 
spruch des VGHs voll bestätigt. 
Sie sind selbst mit Einwendungen usw. be­
schäftigt und wollen alle damit beschäftl· 
gen, daß fOr andere Gedanken und Ideen 
kein Platz mehr bleiben soll (siehe Verhalten 
zur 5.3.-Demo: sie sollte von vornherein ver­
hindert werden, mit dem Argument "Wir ha­
ben wegen der Einwendungen keine Zeit, 
die Demo kann deshalb nicht stattfinden.", 
und dann, als die doch stattfand, wurden 
nicht mal gezielt bzw. aktiv Elnwer1dungen 
gesammelt!). 
Anmerkung: Wenn wir von "Teilen der BI" 
und "die" reden, ist das nicht gegen die Leu­
te gerichtet, die z.B. Einwendungen sam­
meln, sondern die "Macher" im Hinter- und 
Vordergrund sind damit gemeint. 

Unser Fazit: 
Um Mißverständnisse zu vermeiden, möch­
ten wir nochmal sagen, daß es uns nicht 
drum geht, jegliche Art der rechtlichen 
Schiene in Grund und Boden zu verdam-

men, genausowenig haben wir ein Bild im 
Kopf von "richtiger Widerstand heißt, an­
dauernd mit Steinen in der Tasche rumzu­
laufen". O.k.?! 

Wir denken halt, daß es falsch ist, den Wi­
derstand gegen die WAA auf Gerichte und 
Apelle zu konzentrieren. Weil: 
1. Es wird viel Kraft, Arbeit und Hoffnung in 
die folgenden Entscheidungen zur 2. TEG 
gesetzt. Eine "negative" Entscheidung kann 
den Effekt haben, daß die Euphorie, mit der 
an die Sache rangegangen wird, zusammen­
sackt um dann in Resignation zu verfallen 
("die machen doch was sie wollen"). 
2. ln der BAD wurde noch keine technische 
Großanlage nur auf dem gerichtlichen Weg 
gestoppt. Bei einem starken, kraftvollen Wi· 
derstand ist eine evtl. positive gerichtliche 
Entscheidung ein eleganter Weg fOr die bay. 
Staatsregierung sich ohne Gesichtsverlust 
aus der Affäre zu ziehen (z.B. Whyl). 
3. (ähnelt 2.): Auf so eine Art und Weise sich 
zu wehren heißt: "Wieder den anderen die 
Entscheidung zu Obertassen". Wir denken, 
wir mossen, wenn wir was erreichen wollen, 
unsere Kraft mehr kennenlernen und darauf 
bauen. 
4. Dadurch auch (fast) automatisch 'ne Aus­
grenzungsschiene läuft. Andere Formen 
und Leute, die ein anderes Verständnis ha· 
ben, werden nicht (mehr) akzeptiert. Da· 
durch wird der Widerstand gegen die WAA 
begrenzt und fOr die Herrschenden bere­
chenbar. 
Wir wollen niemandem eine Art von Wider­
stand aufdrOcken. JedeR soll den Wider­
stand machen, wie sie/er es vertreten kann. 
Nur, und das ist das Wichtigste, darf es kel· 
ne Ausgranzungen und Diffamierungen ge­
ben. Ein Versuch von uns, die verschiede­
nen Seiten wieder zusammenzufahren, war 
die 5.3.-Demo. Es gab Redebeiträge zu Kri­
minalisierung genauso wie zu den Themen 
VGH-Urteil und Einwendungen. Insbesonde­
re (das Ist uns in diesem Zusammenhang 
sehr wichtig) haben wir bei den 
Vorbereitungs- und sonstigen Treffen im­
mer auf die gute Möglichkeit dort Einwen­
dungen zu sammeln, hingewiesen. Nur hat 
es uns verwundert, daß keineR, die diese 
Einwendungen so wichtig finden, bereit 
war, dies bei der Demo zu machen. ln dieser 
Hinsicht war die Demo ein Flopp. Die Bereit· 
schaft von uns, sich auf beide StrömuAgen 
einzulassen und somit wieder die gemein­
same Stärke zu zeigen wurde nicht ange­
nommen (wieder meinen wir die Macher). 

aus der: Oberpflllzer Zeitung des lnfo-Baros 
Altensci?wsnd 
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Feb./März 88 
4.2.88: 
Greenpeace verwarnt 
Mit Verwarnungen endeten mehrere Pro­
zesse gegten Greenpeace-Mitglieder. Sie 
hatten im November 1986 ein Tor zum WAA­
Baugelände mit LKW's versperrt und waren 
wegen Hausfriedensbruchs und Nötigung 
angeklagt worden. Das Gericht gab sich ver­
söhnlich und lieB es bei geringen Geldbu­
Ben und einer Verwarnung. Zugleich setzte 
es eine Bewährungszeit von zwei Jahren 
fest 

5.2.88: 
Weil er sich bei einem Polizeieinsatz an die 
Nazi-Zeit erinnert fühlte und das auch sag­
te. wurde ein 47jähriger Mann zu einer Geld· 
strafe von 1. 750 DM verurteilt. Während der 
Blockadetage 1986 hatte er einen Knüppel­
einsatz hessischer Bereitschaftspolizisten 
beobachtet und fotografiert. Daraufhin fie­
len die Beamten über ihn her und entrissen 
ihm den Fotoapparat (obwohl er sie auf eine 
kürzliche Bandscheibenoperation und sei­
ne Pressetätigkeit aufmerksam machte). Er 
wurde dabei zu Boden gestoBen.ln diesem 
Zusammenhang fielen die Worte .Die SS 
kann nicht schlimmer gewesen sein" (Aus­
sage des Angeklagten) bzw . • Nazis" und 
.ss-Metlloden" (so die Polizeizeugen, die 
sich allerdings höchst unterschiedlich erin­
nerten. Dem Gericht war's egal. So oder so, 
das sei Beleidigung. 

8.2.: 
Schlappe für Sonderkommlaalon 
Fast zwei Jahre brauchte eine Sonderkom­
mission des Landeskriminalamtes, um ei­
nen 47jährigen aus Altenschwand vor Ge­
richt zu kriegen. Auf ihren Videos wolalten 
sie ihn als Steinewerfer identifiziert haben 
(.aus einer Menschenmenge heraus"), und 
zwar im April 86 am WAA-Baugelände. 
Das Gericht allerdings konnte auf den Vi­
deos beim besten Willen nichts erkennen. 
Oie Aussage eines einzigen Polizeibeam­
ten, die weder von seinen Kollegen noch 
von anderen Zeugen bestätigt wurde, reich­
te dem Gericht nicht Der 47jährige wurde 
freigesprochen. (Oie Staatsanwaltschaft 
hatte trotz allem sechs Monate Haft gefor­
dert!) 

Februar88: 
Mehrere Disziplinarverfahren 
Die Befriedung der Region Oberpfalz durch 
die Bayerische Staatsregierung umfaBt 
auch diverse Disziplinarverfahren gegen 

Beamte. So vor allem gegen Landrat Schul­
rar, der-als WAA-Gegner-seine .Pflicht zur 
neutralen Amtsführung" verletzt habe. Seit 
zwei Jahren läuft deshalb ein Oiszi-Verfah­
ren und kommt nicht von der Stelle, weil es 
offenbar an Belegen mangelt. 
ln der jüngsten Zeit sind weitere Verfahren 
hinzugekommen: 
-gegen den Pfarrer und Religionslehrer Leo 
Feichtmeier, der einige Male den ökumeni­
schen Gottesdienst am . Franziskus-Mar­
terl" abgehalten und dabei die WAA-Piäne 
kritisiert hatte 
- gegen den Amberger Richter Helmut Wil­
helm, auch Mitglied des Bayerischen Ver­
fassungsgerichts (auf Vorschlag der Grü­
nen). Er soll die .gebotene Zurückhaltung" 
dadurch verletzt haben, daB er sich öffent­
lich gegen .Kriminalisierung und Bespitze­
lung von Umwelt- und Friedensinitiativen" 
wandte. Der Beleg für das Zitat ist ein Ton­
bandprotokoll, das die Polizei bei der Veran­
staltung mitlaufen lieB - quasi als Beweis für 
Wilhelms These. 
- gegen vier Lehrer aus Grund- und Haupt­
schulen. Einer der vier war presserechtlich 
verantwortlich für eine Anzeige, in der über 
200 Lehrerinnen der Oberpfalz gegen Pres­
sionen durch die CSU-Regierung prote­
stiert hatten. 

27.2.88: 
Anti·WAA-Büroa durchsucht 
Das Anti-WAA-Büro in Schwandorf sowie 
das Info-Büro in Altenschwand wurden von 
der Polizei durchsucht Vorwand waren Auf-
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kleber der . Oberpfälzer Sägefische". die 
seit Jahren vertrieben werden. Wie auch der 
Aufkleber .Widerstand braucht Phantasie" 
sei das Aufforderung zu Straftaten nach § 
111 StGB. Oie Beamten nahmen außer den 
Aufklebern noch stapelweise andere Mate­
rialien, Adressenkarteien und Büroordner 
mit. 
Übrigens: die besagten Aufkleber lagen 
auch schon bei der Durchsuchung im Okto­
ber 86 im Büro. Damals blieben sie unbean­
standet 

24.3.88: 
6 Monate -wofür? 
Zu sechs Monaten auf Bewährung wurde in 
Nürnberg ein WAA-Gegner verurteilt. 
Grund: ln seinem Auto hatte die Polizei in 
Erlangen bei einer Kontrolle Nitroverdün­
ner, Muttern,eine Feinstaubmaske und eine 
Zwille gefunden. Da am nächsten Tag eine 
Demo in Weckersdorf stattfinden sollte, 
kombinierten die Beamten haarscharf: Das 
Auto ist auf dem Weg dorthin. Und die Insas­
sen haben Schlimmes vor. Außerdem war 
der Fahrer als Anti -WAA-Aktivist bekannt. 
Das reichte für eine Anklage (wegen Ver­
stoB gegen das Versammlungsgesetz). in 
erster Instanz aber nicht zu einer Verurtei­
lung. Unter anderem deshalb, weil der Weg 
von Nürnberg nach Erlangen (den der An­
geklagte befuhr) Weckersdorf genau ent­
gegengesetzt liegt Das Landgericht gab 
sich loyaler. Es verhängte die sechs Monate, 
von denen Ralf J. ein Drittel bereits in U­
Haft abgesessen hat 
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Abschreckungsurteile 
- Aber kein Musterprozeß -

018 Landgef1c:ht MOnehen hat ln den ersten 
Monaten diMM J1h,.. neue Maßatlbe ge. 
setzt. Im Pnln6 gegen 5 Junge Menachen 
wegen dlvei'Mr Anachlaguktlonen aprach 
dla Gericht St111fenln Höhe von 14 Monaten 
(luf Bewlhrung) bla hin zu 9 Jahren Knaat 
aus. 

Nachdem in Bayern im FrOhjahr 1987 insge­
samt 11 junge Menschen kurz nacheinander 
wg. Beteiligung an verschiedenen An· 
Schlagsaktionen festgenommen worden 
waren (Gauweiler feierte sie damals als 
• bundesweit erste Ermittlungserfolge ge­
gen die Bahnattentäter•) bzw. sich selber 
stellten und Geständnisse ablegten (s. atom 
Nr. 18119) wurden in den letzten Monaten ln 
MOnehen die Prozesse gegen die bis dahin 
in U-Haft Sitzenden gefOhrt. 
Im November 1987 machte das Oberste Bay­
erische Landesgericht in Monehen den An· 
fang. Wegen eines Anschlags auf das Ge­
baude der Bezirksregierung ln Augsburg 
vom 13. April 1987 und wegen angeblicher 
(von den Angeklagten bestrittener) Unter­
statzung der RAF wurde der 25-jährige Mi· 
chael F. zu 6 Jahren Gefängnis und die 20· 
jährige Justlna L wegen Belhilfe zu 1 Jahr 
Jugendstrafe (auf 3 Jahre Bewährung) ver­
urteilt. (siehe atom Nr. 20) 
Der nächste Komplex wurde Im Februar und 
März vor dem Landgericht MOnehen verhan· 
delt. Im sog. •Strommastensagerprozeß• 
(taz) gegen fOnf Personen war die Anklage 
gesplittet worden. Das Verfahren gegen 
zwei 20-jährige wurde abgetrennt, da sie 
•nur• an einem Anschlag (Umsagen eines 
Strommastes bei Stamberg Im Oktober 
1986), und dabei auch nur als "Mitläufer" be­
teiligt gewesen waren. Sie wurden am 18. 
Februar zu 21 bzw. 15 Monaten Jugendstra· 
fe auf drei Jahre Bewahrung verurteilt. 
ln der zweiten Runde gegen die Hauptange­
klagten (Ihnen wurden 10 Anschläge von 
5eptember 1986 bis März 1987 vorgeworfen) 
wurden vom selben Richter andere Dimen­
sionen eingeschlagen. Wegen Störung öf· 
fentllcher Betriebe, Eingriffe in den Bahn· 
verkehr, Brandstiftung und fahrlässiger Her· 
beitahrung einer Explosion wurden der 25-
jährige Rudolf G. zu 9 Jahren Knast und der 
20-jährlge Matthlas Z. zu 6 1/2 Jahren Ju­
gendknast verurteilt. Die 23-jährlge Dantela 
N. wurde wegen Beteiligung ln einem Fall 
und Belhilfe in zwei weiteren Fällen zu 18 
Monaten ohne Bewährung verurteilt. Die 
Forderung der Staatsanwaltschaft nach 12 
Jahren Knast wegen versuchten Mordes (el· 
ne S.Bahn war entgleist) machte sich das 
Gericht noch nicht einmal zu eigen. 
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Damit wurden zum erstenmal Urteile wegen 
Anschlägen auf Strommasten ausgespro­
chen. Inwieweit der Strafrahmen tatsäch· 
lieh Maßstäbe setzt, Ist abzuwarten. Tatsa­
che ist, daß dieses Verfahren wohl kaum mit 
anderen Prozessen wegen Anschlagsdellk· 
ten verglichen werden kann. 

Der Prozeß wurde von selten der Angeklag­
ten völlig "unpolitisch" gefOhrt. Sie stellten 
sich in keinerlei politischen Zusammen· 
hang, gestanden alle TatvorwOrfe, erwiesen 
sich vor Gericht als "kooperativ", argumen­
tierten vor Gericht mit persönlicher Frustra· 
tlon nach Tschernobyl und Drogen- und Fa­
milienproblemen, die ihnen Ober den Kopf 
gestiegen waren. Dem folgte das Gericht 
gerne: "Nicht politische Terroristen oder so­
genannte Radikale hätten hier zugeschla­
gen. Zwar habe eine • eher diffuse • pollti· 
sehe Motivation am Rande eine Rolle ge­
spielt, sei aber nicht erster Beweggrund ge­
wesen" (taz, 2.4.88) und wordlgte ausfohr· 
lieh strafmildemde Grande. 5elbst die Ver­
teidigung sprach sich fOr "Oberschaubare" 
Strafen von höchstens 8 Jahren far Rudolf 
und maximal 5 Jahren fOr Matthias aus. 

Trotzdem konnte sich das Gericht ln diesem 
von der Verteidigerseite völlig unpolitisch 
und defensiv gefohrten Prozeß der Diktion 
von ganz oben nicht widersetzen. Nicht nur 
"die immer stärker gewachsene Bedenken­
losigkelt" der Täter wirkte sich strafver­
scharfend aus; auch die Tasache, daß die 
Anschläge auf Strommasten sich gehäuft 
hatten, und dieser Entwicklung Einhalt ge­
boten werden mosse, wirkte sich strafver­
scharfend aus. Deshalb mosse im Urteil ge­
gen Rudoif "der generalpräventive Gesicht· 

spunkt berOcksichtigt werden" (taz, 2.4.88). 
So absurd es klingen mag, aber das in die­
ser H-'he horrormäßig ausgefallene Urteil 
Ist wohl immer noch als eher milde anzuse­
hen. Wie soll ein Gericht urteilen, wenn 
selbst die Verteidigung 8 Jahre Knast als 
"Oberschaubare Strafe" ansieht und wenn 
die Angeklagten alles gestehen. Das Ge­
richt folgte nicht einmal der von Bayern aus· 
gegangenen Gesetzesverschärfung des § 
129a, nach dem alle nach dem 1.1.87 ange­
fallenen Taten eigentlich in den "terroristi­
schen Bereich" einzuordnen sind. Da ist das 
Strafmaß alleine wegen Mitgliedschaft in e•­
ner solchen Vereinigung mit bis zu 10 Jah· 
ren Strafe belegt. 
Dieser Prozeß ist nicht "der Musterprozeß" 
wegen Anschlagsaktionen auf Stromma· 
sten gewesen. Hier gab es keine Angeklag­
ten, die in qas Bild der "Terroristen und so­
genannten Radikalen" paßten. 
Und hier gab es auch keine Bewegung, die 
das Verfahren gegen die Angeklagten zu lh· 
rem eigenen gemacht hätte, und auf die 
sich die Angeklagten hätten stotzen kön· 
nen. 
Es ist mOßig, darOber zu spekulieren, wie 
das Gericht bei anderer ProzeBfOhrung ent· 
schieden hätte und wie der gesamte Appa­
rat dabei reagiert hätte. Tatsache ist, daß 
hier ein Urteil in einer absolut abschrecken· 
den Höhe ausgesprochen werden konnte, 
ohne daß die Justiz und der bayerische 
Staat hier das Gesipht verloren haben. 
Bleibt von hieraus nur zu hoffen, daß es 
Menschen gibt, die sich um die Gefangenen 
kOmmern und sie jetzt erst recht betreuen 
und sie nicht einfach im Knast vergessen 
werden. 

Foto: Joker. EIHnblhn.blocbde Mal 88 auf der Bahnlinie Schwandorf/R~nlburv 



Kriminalisierung 

Atommülltransporte: Durchsuchung 
in Haideiberg und Albstadt 

Am Dienstag, dem 22.März 1988 gegen 6 
Uhr 30, wurden die Räume des Anti-AKW· 
Boro u. Friedensladen in der 
Bergheimerstr.125 sowie Privatwohnungen 
von 4 AKW-Gegnerlnnen in Heldeiberg von 
Polizei und Staatsanwaltschaft durchsucht. 
'lrrtomllcherweise' (?) wurden dabei auch 
noch die Räumlichkelten von zwei anderen 
Initiativen 'Inspiziert'. Parallel zu den Hei· 
delberger Durchsuchungen gab es auch 
zwei Hausdurchsuchungen in Albstadt 
(Schwarzwald). BegrOndet wurden diese Po­
lizeiaktionen mit dem Verdacht der Teilnah· 
me bzw. Koordinlerung der Blockade des 
AtommOlltransports am 11.Januar 1988 in 
Heidelberg, Nähe Karlstor. Beabsichtigt 
war laut Durchsuchungsbeschluß das Auf· 
finden von Beweismaterial wie Lagepläne, 
Sprechfunkcodes etc. Die Polizei beschlag­
nahmte mehrere persönliche Adresskartei· 
en, Tagebücher, Notizzettel, Computerdis· 
ketten und Aktenordner sowie einen Dia· 
Vortrag Ober Wiederaufarbeltung und meh· 
rere Informationstafeln zu Atomtranspor· 
ten. Mehrere Personen wurden auf dem Po­
lizeirevier einer erkennungsdienstliehen Be· 
handJung (FingerabdrOcke, Fotos, ... ) unter­
zogen. 

Bereits vor 4 Wochen hatte die Heldelberger 
Staatsanwaltschaft zwei Wohnungen ln 
Mannheim durchsuchen lassen, um an 
Adressmaterial des Anti·Atom-BOndnlsses 
zu kommen. 
Vom 11.·13.Januar dieses Jahres hatte das 
BOndnls, ein Zusammenschluß von gewalt· 
freien AKW-Gegnerlnnen, zum wiederholten 
Male einen Atommolltransport der Bundes· 
bahn beobachtet und seine Route zwischen 
dem Atomkraftwerk Obrlghelm Ober Hell· 
bronn, Heidelberg, Mannheim ... bis nach 
LObeck genau registriert. 
Am Bahnhof Heldelberg-Karlstor war es von 
Leuten, die nicht zu den Beobachterinnen 
zählten, zu einer kurzfristigen Blockade des 
Transports gekommen. 
Den Blocklererlnnen, deren Namen den Er· 
mittlungsbehörden nicht bekannt sind, wird 
jetzt gefährlicher Eingriff in den Bahnver­
kehr vorgeworfen. Sie hatten mit einer roten 
Signallaterne den Zug zum Anhalten ge­
bracht und anschließend kurzzeitig mit el· 
nem Transparent die Schienen besetzt. Der 
entstandene Schaden wegen Fahrplanän· 
derung betragt nach Auskunft der Bahn 
47.80 DM. 
Wir sehen in den Hausdurchsuchungen el· 

Foto: Dlrk Wlldt. Blockade Atomtransport 13.1.88, Ulbec:k-Nordlandkal 

nen erneuten EinschOchterungs- und Krimi· 
nallslerungsversuch von gewaltfreien 
Atomkraft-Gegnerlnnen und vermuten als 
Motiv das Interesse der Polizei, Ihre AKW· 
Gegnerinnen Kartel zu vervollständigen. Wir 
werden uns durch diese Maßnahmen von 
unserem legitimen Widerstand gegen die 
menschenverachtende Atomindustrie nicht 
a.bhalten lassen. 
Sofortiger Stop aller Atomtransportel 
Sofortige Stlllegung aller Atomanlagen! 
Keine Kriminalisierung von AKW-Gegner­
lnnen und von Menschen aus dem Wider· 
stand gegen menschenverachtende lndu· 
strleprojekte! 
Weitere Informationen zu den Krimlnallsie­
rungsversuchen und zu AtommOlltranspor­
ten sind erhältlich Ober: 

Anti·AKW·BUro 
c/o FORUM 

Berghelmerstraße 125 
69 Heldeiberg 

Telefon 08221/12861 
Spenden fOr Rechtsanwalts- und Gerichts· 
kosten erbitten wir auf folgendes Konto: 
Rechtshilfefond Heldeiberg Nr.1082853300 
bei BFG Heldeiberg BLZ 67210111 unter 
dem Stichwort: 'Hausdurchsuchungen' 
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Kriminalisierung 

Am 14.1.88 gegen 8 Uhr waren sie mal wie­
der da, die Herren des Morgen-Grauens. 10 
"ehrenwerte" Herren in Zivil durchwOhlten 
und durchschnOffelten den Info- und Buch­
laden der Bremer BOrgerinitiative gegen 
Atomanlagen auf Beschluß des Oberlan­
desgerichts Hamburg. 
Es ging, wie schon einmal, gegen die "unbe­
kannten" Hersteller, Verfasser und Erstver­
breiter des Info Nr. 12 wegen Verdacht auf 
VerstoB gegen§ 129a STGB. Im Info 12, der 
Zeitung undogmatischer Gruppen aus Bre­
men, sond, so stehts im Beschluß des OLG, 
die Tatbestände der Werbung fOr eine terro­
ristische Vereinigung durch Abdruck der Er­
klärung der Roten Zora und der RZ zu Korb­
macher und Adler erfOIIt. Unter den 30 ande­
ren Zeitungen und periodischen Heften, die 
im BBA-Laden verkauft werden, fanden die 
Grauen herren auch Infos, die sichergestellt 
wurden. Der Briefkasten der lnfoleute, einer 
von 40 im Laden, wurde geöffnet. All das 
hatten wir schonmal, zuletzt bei Info' Nr. 6 
wegen Abdruck v + n ZOnder-Bauanleitun- . 
gen. Neu an dieser erneuten Heimsuchung 
durch Staats"schOtzer" ist allerdings, daS 
die Graumännleins sich nicht damit beg· 
nagten; Diesmal klauten sie auch noch 2 Te­
lefon/AdreBbOcher, 1 Adressenordner und 
den Protokollordner der Ladengruppe, also 
alles Dinge, die mit dem Info absolut in kei­
nem Zusammenhang stehen. 
Wir mossen also annehmen, daS die Gele­
genheit der Durchsuchung wegen Info auch 

BBA-

IBA·Laden 
durchsucht 

gleich mitgenutzt wurde, um mal hinter die 
Kulissen der BBA-Strukturen zu schauen, 
ein schwerer Schlag fOr die BBA. Abgese­
hen vom materiellen Schaden (die Bullen 
haben zwei spezielle Schlösser zu Schrott 
gemacht). Nun werden wohl hundarte von 
Namen in den diversen Staatsschutzdaten­
banken verschwinden und gespeichert wer­
den. 
Überhaupt scheint die BBA wieder verstärkt 
in das Feld ihres Interesses gerOckt zu sein. 
Schon am Abend vor den Aktionen gegen 
die MOX-Transporte im LObecker Hafen hat­
ten wir die unverdiente Ehre verstärkter 
Streifen- und ZiviiOberwachung. Wir ma­
chen uns nicht mehr die Illusion, daS mit 

dieser Durchsuchung nur das Info getroffen 
werden sollte, auch die Strukturen des Anti­
AKW-Widerstandes in Bremen und umzu 
waren gemeint. Uns muB das nun eine Leh­
re sein. Als BOrgerinitiative gegen Atoman­
lagen können wir nicht mehr weiter sorglos 
vor uns hinwursteln und mossen also nun 
Maßnahmen treffen die weitere,. uner­
wonschte !)bergriffe des Staatsschutzes 
auf unsere Karteien und Strukturen verhin­
dern. Andere Gruppen ähnlicher politischer 
Zielrichtung seien hiermit gewarnt allzu 
achtlos mit Adressenkarteien umzugehen! 

BBA-Info-Laden e. V., St.-Pauli-Str. 10112, 
2800 Bremen 1 

BREMER BÜRGERINITIATIVE GEGEN 
ATOMANLAGEN info-laden e. V. 
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Atom 
Müll 

Transporte 
AtommOlltransporte 
hier: Transportgenehmigungen fOr TN, ver­
öffentlicht in atom, Nr. 20, S. 17 ff 

Liebe Leute, 
die abgedruckte Liste enthält unserer Mel· 
nung nach einen Wiedergabefehler und den 
gleich vlermal. 
Schaut doch noch mal selber nach und kor­
rigiert das dann, wenn nötig, in der näch· 
sten atom. 
Also: statt HTR muß • • unaerer Meinung 
nach heißen MTR. Vgl. Genehmigungs-Nr. 
2961 , 3282, 3400 und 3402. (MTR könnte be· 
deuten "Materials Testlng Reactor": Reak­
tor zur Materialuntersuchung mit hoher 
NeutronenfluBdichte.) 

Anti Atom BOro, Am Oe/pfad 25, DO.HOrde 

Foto: JOrgen Slegmann. 5.3.88,Anti-AKW-Demo in Essen 

~';I:iJlf.Ja TRANSPORT PROBLEMl 
NICHT VER.:lAGEN !! 

E.5 GEHT AUCH MIT 
DEM KINDERWA6EII.·· 

[ Sonntagsspaziergänge unter Druck 
Trotz Apells des Bundesumweltmlnisters, 
daß jeder dazu aufgefordert jst,_ der weite­
ren Zerstörung unserer Lebensgrundlagen 
Einhalt zu gebieten, trotz Gesprächsange­
boten der Polizei und trotz 'Gewalt - nein 
danke' von Seiten der Atomgegner, erlaubt 
sich die Polizei Immer wieder Übergriffe ge­
genüber Demonstrationstellnehmern. 
Am AKW MOihelm-Kärlich, dem einzigen 
Atomkraftwerk in Rheinland·Pfalz, ist es vor 
allem die Bahnpolizei, die sich durch Agres· 
sivität ganz besonders hervortut: 
· Sperrung des ursprOnglichen Sonntags· 
Spazierganges, der Ober ein Jahr lang be­
nutzt wurde, durch rießige Nato· 
Stacheldrahtrollen - uns allen ja mittlerwelle 
bestens bekannt ; damit schOtzt man in der 
Bundesrepublik ja fast alles menschenzer­
störerische! 
· beleidigende Bemerkungen gegenOber 
Teilnehmern am Sonntagsspazlergang, 
·harte StöBe gegen Leute, die nach Bahn· 
polizeidarstellung Bahngelände betreten, 
• Aufhetzen und Anspringentassen der Poil· 
zelhunde (vorher werden ihnen häufig die 
MaulkOrbe ausgezogen) gegen Sonntags­
spaziergänger, selbst wenn dieses sich 
nicht auf Bahngelinde befinden. 

Beim Sonntagsspaziergang am ?.Februar 
dieses Jahres kam es denn auch zur Eskala· 
tion: ein Teilnehmer wurde von einem Bahn­
polizisten so gestoßen, daß er zu Fall kam. 
Bei dem anschließenden Gerangel zwl· 
sehen SonntagsspaziergAngern und Polizi· 

sten wurde der zuerst GestoBene durch 
Faustschläge eines Bahnpolizisten so Ins 
Genlek getroffen, daß er mit einem Kranken­
wagen, den die Polizei nur sehr zögernd zu 
rufen bereit war, zur ärztlichen Behandlung 
gebracht werden mußte. 
Gar nicht bereit war die Polizei, Namen und 
Dienstnummer der stoBenden und schla­
genden Bahnpolizisten bekanntzugeben. 
Während der betroffene Atomgegner noch 
seine nächsten Schritte wegen dieses Vor­
falls Oberlegte, flatterte ihm bereits eine 
Strafanzeige wegen Widerstandes gegen 
Vollstreckungsbeamte, KOrperverletzung 
und Sachbeschädigung Ins Haus. 
Bestimmt wird Ihm der Proze6 in der in sol­
chen Fällen Obilehen Form gemacht wer­
den. 

Und genauso bestimmt wird es dann einen 
verantwortungsbewußten Menschen mehr 
geben, dem der Glaube an die Gerechtigkeit 
der bundesdeutschen Justiz und die Ehr­
lichkeit der Politiker genommen Ist. 
Die zunehmende Härte der Polizeikräfte am 
Atomkraftwerk MOihelm-Kärlich Ist wohl im 
Zusammenhang mit. der Diskriminierungs­
kampagne gegen ARGUS zu sehen, wäh­
rend der Im Sommer vergangeneo Jahres in 
aller Heimlichkelt Wohnungen von Mitglie­
dern durchsucht wurden. 
Wie ja bekannt Ist, Oberwacht ARGUS Ko­
blenz mit eigenen Meßgeräten unabhängig 
vom Setreiber RWE und unabhängig vom 
Minsterlum das AKW. Zuletzt wurde durch 

eine der automatischen Maßstellen der AR· 
GUS am 2. und 4.Februar dieses Jahres er­
heblich erhöhte Radioaktivität geme.ssen. 

Wer hat am Sonntagsspaziergang am ?.Fe­
bruar dieses Jahres (nach der Standorte­
und Atommoll-Konferenz in Neuwied) teilge­
nommen und kann eventuell Beweisfotos 
zur Vertagung stellen??? 
Kontakt: A.Ries, Hauptstr.43, 5413 Bendorf 

Foto: M. Langer, Bleiefeld 
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Im letzten halben Jahr Ist ja viel von und 
Ober die "Autonomen" geschrieben worden. 
Vor allem nach den Schossen an der Start· 
bahn versuchten sich ne Menge Schreiber· 
Iinge darin, die Politik der Autonomen zu de­
finieren. Dabei ist uns aufgefallen, daß es 
um das (Selbst-)BILD der Autonomen 
schlecht bestellt Ist. 
Die Begriffe "Autonome", "Autonomie" und 
"autonom" werden sinnentleert benutzt. Sie 
werden in diesen Publikationen und· leider 
auch in den politischen Bewegungen im we­
sentlichen Ober reine Äußerlichkeiten wie 
die Kleidung (Lederjacke und Haßkappe) 
und die Vorgehansweise auf Demonstratio­
nen bestimmt. Dies stimmt unserer Mei· 
nung nach sowohl fOr das Bild in der veröf· 
fentlicheten Meinung (Stern, Spiegel etc.) 
als auch fOr das Bild innerhalb eines Teils 
unserer politischen Zusammenhänge. 
Dies hängt u.a. damit zusammen, daß wir 
nicht genug in die Offensive gehen und klä· 
ren was Autonomie ist und somit das Bild 
stehenlassen. Andererseits ist es das Man· 
ko vieler Menschen die Propaganda der Me­
dien bezOglieh Autonomer Widerstands- und 
kritiklos zu Obernehmen. 
Noch mehr als Ober das Auftreten solcher 
Le.ute, die sich diesen Begriff "autonom" 
angeeignet haben, ärgern wir uns Ober die 
Leute, die von ihrer politischen Praxis und 
von ihrer politischen Organisation eindeutig 
Autonome sind, sich davon aber in der poli­
tischen Diskussion immer wieder abgren­
zen. So gibt es Gruppen/Projekte, die von ih· 
rer Organisationsstruktur und ihren Inhal­
ten her klare autonome Gruppen/Projekte 
sind, deren Mitglieder sich in diversen politi· 
sehen Diskussionen jedoch von den Auto­
nomen abgrenzen, statt als Autonome zur 
klaren Definition autonomer Politik beizu­
tragen. Es gibt dazu viele Beispiele, die uns 
als Anti-AKW-Bewegten immer wieder auf­
fallen. Da wir nicht wollen, daß dieser poli­
tisch sehr wichtige Begriff der Autonomie 
uns genommen wird, wollen wir hier mal 
was zur politischen Begriffserklärung bei· 
tragen. Wir hoffen auf den Abdruck in den 
diversen Publikationen der autonomen Be­
wegung. 

Autonomie steht für 
eine Organisationsform 
ln den herrschenden Systemen sind die 
manschen in patriarchalen Hierarchien or­
ganisiert, z.B. Familie, Unternehmen, Kir· 
ehe, Partei, Heer, Staat, usw. und werden 
dort von ihren jeweiligen Fahrern (Familien­
vorstand, UnternehmensfOhrer, KirchenfOh· 
rer, Parteivorstand, HeeresfOhrung, Staats­
chef) geleitet. 
ln diesen patriarchaien Organisationsfor­
men gibt es also eine innere Hierarchie; des 
weiteren stehen diese Organisationen in ei­
ner äußeren Hierarchie (Hierarchien zwi­
schen den verschiedenen Organisationen 
z.B. innerhalb eines Staatenbundes wie der 
Nato oder Warschauer Pakt). ln diesen inne­
ren und äUßeren Hierarchien sind die einzel· 
nen Menschen im wesentlichen durch die 
Machtkämpfe um die FOhrung bestimmt. 
Das gilt SQWOhl fOr Männer, die innerhalb 
dieser Organisationen um die Fahrung kon-
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kurrieren, als auch fOr das Verhalten der 
längst unterdrOckten Masse an Menschen, 
die längst resigniert haben, nur noch das 
tun, was ihnen gesagt wird und ansonsten 
ihre Kreativität mit Alkohol und anderen 
Drogerr bekämpfen oder sie in ungefährli· 
ehe Freiräume lenken. 
Die Machtkämpfe werden häufig mit Gewalt 
ausgetragen. ln sogenannten "demokrati· 
sehen" Organisationen werden die Kämpfe 
um die FOhrung im wesentlichen auf psy­
chologischem Weg und als Schönheitskon­
kurrenz ausgetragen. Wir wollen hier aber 
nicht Ober die uns allen bekannten und ver­
haßten Systeme reden, sondern wir wollten 
kurz die Organisationsstruktur der · herr­
schenden Systeme darstellen. 
Autonomie Ist dagegen eine andere Art der 
Organisation des menschlichen Zusam­
menlebens. Wie sich unschwer dem Fremd· 
Wörterlexikon entnehmen läßt, bedeutet Au· 
tonomie Selbstbestimmung und Selbstver­
waltung. Als Organisationsform unter Men­
schen ist Autonomie Selbstbestimmung 
und Selbstverwaltung sowohl der/des ein· 
zeinen als auch der Gruppe. 

Noch einmal und mit aller Deutlichkeit wol­
len wir hier sagen, daß Gruppen, die sich 
nicht nach innen und außen um autonome, 
antipatriarchalische Verhaltensweisen be­
mOhen, keine Autonomen sind, mögen sie 
sich auch so nennen und auf Demos gerne · 
mit Lederjacken und Haßmasken äußerst 
mititant handeln. 

Autonomie als 
politischer Kampfbegriff 
Autonomie als politischer Kampfbegriff ist 
fOr uns als autonome Bewegung sehr wert­
voll, um hier dem herrschenden System ei­
nen Begriff von Selbstbestimmung und 
Selbstverwaltung entgegenzusetzen. Damit 
können wir allen Menschen deutlich ma­
chen, daß wir gegen Fremdbestimmung und 
Machtpolitik, egal ob sie nun kapitalisti· 
scher oder marxistisch-leninistischer Prä­
gung ist, und for Selbstbestimmung und 
Kollektivität sind. Damit wir dann auch 
glaubwordig sind, mossen wir unseren Wi­
derstand dann auch so organisieren. 

Autonomie -
Innerhalb autonomer Gruppen gibt (oder 
besser gesagt: sollte) es keine innere wie 
äußere Hierarchie geben. Die Art der Ent· 
scheidungsfindung unterscheidet sich 
grundsätzlich von der in patriarchalen Grup­
pen praktizierten. ln den patriarchalen Grup­
pen werden die Entscheidungen vom Fahrer 
getroffen, dann den Mitgliedern befohlen 
und von diesen dan mehr oder weniger be­
geistert ausgefOhrt. ln den autonomen 
Gruppen sollten die Entscheidungen von 
der ganzen Gruppe, also kollektiv, getroffen 
werden und dann von dieser auch ausge­
fOhrt werden. FOr die Praxis einer autono-­
men Gruppe sind also die Verhaltensweisen 
im inneren sowie nach außen entscheidend. 
Innerhalb dieser Gruppen sind bei allen 
Menschen, da wir ja dieser patriarchalen 
Gesellschaft entstammen, Verhaltenswei· 
sen aus dieser patriarchalen Gesellschaft 
vorhanden. Diese Verhaltenweisen (z.B. 
Obermackertum, Duckmäuserturn etc.) ma· 
chen es uns oft schwer, Autonomie zu le­
ben, sowohl als Einzelpersonen wie auch 
als gruppe. Hier mossen wir noch viel ler· 
nen, sowohl die, die meinen, eine Gruppe 
dominieren zu mossen, als auch die, die 
sich in solchen Gruppen viel zu oft unterbut· 
tern lassen. Nach außerhalb der Gruppe ist 

eine Zusammenarbeit mit andern Gruppen 
nur auf der Basis der Selbständigkelt der 
Gruppen und auf ihrer freiwilligen Zusam­
menarbeit. Auch hier haben Verhaltenswei­
sen wie Machtpolitik, Geheimdiplomatie 
oder die Gegnerlinnen niederstimmen 
nichts zu suchen. 

Autonome Politik 
und Widerstand 
Autonomer Widerstand ist in der BAD in vie· 
len Bereichen des gesellschaftlichen und 
politischen Lebens vorhanden. Selbstorga­
nisierte BOrger- und Standortinitiativen in 
der Anti-AKW und Ökologiebewegung, die 
zahllosen Fraueninitiativen, Häuserkämpfe, 
Strahlenschutzgruppen, Elterninitiativen, 
Schwulengruppen, Lesbengruppen, 
Patientlinn/enkollektive, Betriebskämpfe, 
Altengruppen, Antimilitaristische Gruppen, 
Männergruppen, Antiimperialistische Grup­
pen, Soli-Gruppen mit ausgebeuteten Völ· 
kern, Kindergruppen, etc. Diese Aufzählung 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
sondern soll nur das außerordentlich weite 
Spektrum deutlich machen, wo Oberall auto­
nome Gruppen am Werke sind. Zum Teil wa­
ren und sind diese Gruppen und Bewegun­
gen sehr stark und versuchten Machtfragen 
an das System zu stellen. 

Die autonomen Projekte 
Wesentlich fOr unseren Erfolg auf Dauer 
sind die autonomen Projekte, da, wo die Au­
tonomie auch materiell wird. 
ln ihnen lernen wir, kontinuierliche autono­
me Politik zu machen, diese ökonomisch er­
folgreich zu machen, immer wieder die inter­
nen Strukturen zu hinterfragen etc. Nach 
außen können wir mit ihnen deutlich ma­
chen, was wir (als Autonome) z.B. unter Frei­
heit der Informationen (in lnfoläden, Archi· 
ven und Zeitungen) unter Solidarität (Frau-



enhauser, Volkskochen, etc.) verstehen. 
Auch hier Ist das Spektrum der AktlvitAten 
wieder sehr weit: 
Oie Zentrumsgruppen: Frauenzentren, Frau­
enhluser, Autonome Zentren, die autono­
men lnfollden, autonome Jugendzentren, 
autonome Gesundheitsläden + Zentren, 
Schwulen + Lesben Zentren, etc. An diese 
können sich die Menschen mit Ihren spezlfl· 
sehen Problemen dran wenden und kom­
men so ln Kontakt mit den autonomen Be­
wegungen, ernalten Infos usw. 
Die Zeltungsgruppen: ato, radlaktlv, radikal, 
unzertrennlich, Dr. med. Mabuse, BlAtter 
des lz3w, Wlldcat, Schwarzer Faden, aktlon, 
sabot, halbwertzelt-lnformatlonen, graswur­
zelrevolutlon, schamlos, atommOIIkonfe­
renz-rundbrief und und und die zahllosen 
autonomen Frauenzeitungen, die verbliebe­
nen autonomen Stadt(tell)zeltungen, die 
zahllosen Rundbriefe der autonomen Initia­
tiven und ZusammenschlOsse usw. Diese 
Zeitungen sind sowohl innerhalb der Bewe­
gungen zum Verbreiten von Informationen 
und Meinungen, als auch nach außen, als 
Propaganda, wichtig. 

Oie Medienprojekte: Vldlogruppen und freie 
Radlos artollen fOr uns ähnlich wichtige 
Zwecke wie die Zeitungen. 
Oie bewaffneten Gruppen: Revolutionare 
Zellen/Rote Zora, Hau weg den Scheiß, Re­
volutlonare Heimwerkerlinnen und die vie­
len anderen militanten Gruppen, die bel De­
mos und bel Nacht und Nebel der These 
"Macht kaputt was euch kaputt macht" den 
nötigen praktischen Nachdruck verleihen, 
konkrete (antllmeriallstische) Solidarttat 
Oben und so wesentlich zur Autonomie der 
Gesamtbewegung beitragen. Als weitere 
Funktion tragen diese Gruppen einen Groß. 
tell des Kampfes gegen den Staat, so daß 
dadurch der Freiraum for die legalen Grup­
pen größer wird. 
Produktionsgruppen: Hier gibts noch viel zu 
wenige, autonome Druckereien, VolkskO· 
chen und Gruppen, die steh Im Produktions­
bereich organisieren (Jobberlnls und auto­
nome Gewerkschaftsansatze). ln diesen Be­
reichen hAngen wir noch sehr stark am Sy­
stem. 
Olenstleistungsgruppen: Autonome Sani­
tat, Strahlenrneßgruppen, Kradmelderlln-

aber wie!! 

Foto: M. Langer, Blelet.ld 

nen, etc. Diese Gruppen sind deswegen so 
wichtig, damit wir unsere BadOrtnisse nach 
Verletztenversorgung, unbelasteter Nah­
rung, etc. nicht an den Staat delegiert wer­
den muß. 
Auch hier haben wir natorUch nicht alles an­
gesproChen, was es da bereits gibt, aber wir 
hoffen, daß es deutlich wird, worum's uns 
geht: 

Für eine revolutionäre 
Perspektive 
Uns gehts darum, die Gemeinsamkelten 
zwischen den autonomen Gruppen und Pro­
jekten deutlich zu machen; Autonomie als 
Organisationsform und nicht als Lederjacke 
und Haßkappe. Oie Gemeinsamkelten er­
kennen, sich entlang dieser Gemeinsamkel­
ten gegenseitig zu stOtzen, weiterzuent­
wickeln und Immer weltergehende Bereiche 
der Gesellschaft autonom zu organisieren, 
und daraus eine revolutlonlre Perspektive 
zu entwickeln. (Revolutionär Ist nicht nur 
der bewaffnete Kampf gegen das Schelnsy­
stem, sondern wenn Immer mehr Menschen 
Ihre BadOrtnisse und Fähigkelten nicht von 
den Patriarchen organisieren lassen, son­
dern sich autonom organisieren. Oieses 
macht auch den Kampf gegen den Staat 
notwendig.) Autonomie als Ziel, Zweck und 
Mittelist die Methode. Oie Projekte sind der 
materielle Ausdrucft unserer Autonomie, 
weg mit dem Sektierertum ("Unser Infola­
den Ist nur fOr die autonome Szene" oder 
"mit den Lederjacken·und Haßmasken wol­
len wir nlx zu tun haben") und dem unsinni­
gen Gerede von den Elnpunktbewegungen. 
Alle autonomen Projelde und Gruppen sind 
wichtig. Dazwischen mossen nur die Zu­
sammenhAnge hergestellt werden. Ziel tor 
uns Autonome Ist die Selbstbestimmung 
und Selbstverwaltung der Menschen, um so 
die Auflösung der patrlarchalen, hlerarchl· 
sehen Gesellschaft zu erreichen. 

Autonome e.us dem MOnsterfand 
Kritik usw. an: Autonorne Gruppen, I.H. Urn­
weltzentrum, Scharnhorststr. 57, 4.400 MOn­
ster 
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Atomkraft! Nein! Kalender '89 
Den Anti-AKW·Taechenkalender gibt .. Mit 
dem JahN 1t78. Zahnmal wurde er aus den 
ZUaarnmenhlngen des G6ttlnger Arbefb. 
krelus gegen Atomenergie zusammeua-· 
atellt, produziert und vemt.ben, Im letzten 
jahr von der atom-Redaktlon (alehe auch 
entsprechende Artikel ln der vorietzten 
atom bzw. Im 88er kalender). Nun Khelnt " 
ao, als würde ein I14MHMI Kapftel ln der turbu· 
lenten Kalenclergeechlchte aufgeachlagen: 
Daa Umw.ltuntrum MOnater • eng verbun· 
den mit der Rundbrlef·Redaktlon der Atom· 
müllkonferenz und den MOnatettander Anti· 
AKW·BI'a, hat sich des Kalendera angenom. 
men. Kurz vor Ostern gab " ln Göttingen 
ein Treffen von letztjlhrtger Kalenderredak· 
tlon und der MOnateraner Kalendergruppe, 
auf dem die Obergabe klar gemacht wurde. 
FOr uns von der Redaktion war klar, da& wir 
den Kalender aofort wieder abgeben, wenn 
entap~ Gruppen/Leute die Sache 
Obernehmen wollen. Da alch der Vertrieb 
d" Göttinger Arbeltakrel... Im Sommer 
ohnehin auflöaen wird (alehe auch Meldung 
dazu), lat daa Engagement der MOnateraner 
ln un ..... n Augen ein echter GIOckafall, 
denn Ihre Anblnd.ung an Atommüllkonf• 
renz und Umweltzentrum dOrfte alcherateJ. 
Jen, da& der Kalender auch w.lterhln aua 
der Bewegung fOr die Bewegung gemacht 
wtrd. · 
Wir möchten alle Gruppen und Menschen 
auffordern, die MOnateraner bel der ErateJ. 
lung und dem Verkauf des 89er Anti·AKW· 
Taachenkalendera Intensiv zu unteratOtan. 
Der Kalender wird vorrauulchtllch Hhr viel 
frOher ala aonat, ao Mitte September dleaen 
Jahres lieferbar aeln. 
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Auch fOr nlchstes Jahr soll wieder ein Anti­
AKW-Kalender erscheinen. Dieses Jahr wird 
er von einer ganz neuen Gruppe produziert 
werden. Anti-AKW-Gruppen aus dem MOn­
serland haben sich entschlossen, diese 
Struktur der Anti-AKW-Bewegung nicht ster­
ben zu lassen, sondern es wird ein Neuan­
fang gemacht werden. Wir halten den Ka­
lender, die Möglichkeiten, die er fOr den 
bundesweiten Zusammenschluß der Anti· 
AKW-Bewegung bietet, fOr sehr wichtig. Ka· 
Jender und organisatorischen Zusammen­
halt der Bewegung. Damit tragen sie w&­
sentllch zur Autonomie der Bewegung bei. 
Diese muB fOr uns weiter gegeben sein, wol­
len wir auch in Zukunft Entscheidungen 
Ober unseren Widerstand selber t reffen und . 
nicht an den Gegner oder andere Gruppen/ 
Partelen dellgieren. Daher werden wir versu­
chen, mit anderen Bis und Gruppen ein Ver­
triebsnetz aufzubauen, welches den Ver­
t rieb der Kalender, und eventuell anderer 
Materlallen fOr die nachsten Jahre garantl&­
ren kann. Dieses Ist bisher dankenswerter­
weise viele Jahre von Göttingen aus organi­
siert worden, was denen auch hoch ang&­
rechnet werden muB. Als zweites gehört na­
tOrllch das Inhaltliche geandert. Im da nicht 
zuvl_el Kontinultat reinkommen zu lassen, 
worden wir es gerne sehen, (das Ist als Auf­
forderung gemeint!), wenn der Kalender j&­
des Jahr von anderen Gruppen Inhaltlich g&­
macht werden worde. Dadurch worde die 
Verankerung in der Bewegung verbessert 
werden und eben frischer Wind ln den in 
den letzten Jahren doch sehr festgefahre­
nen Kalender kommen. Drittens Ist uns 
noch ein Punkt wichtig: Es muB mehr als 
bisher (s.o.) auf den organisatorischen Zu· 
sammanhalt der Antl·AKW·Bewegung g&­
achtet werden. Wie sollen neugegrondete 
Bis und andere Gruppen Kontakte knopfen 
und sich in die regionalen, landesweiten 
und .bundesweiten Strukturen hineinfinden, 
wenn es sowas wie den Kalender nicht gibt? 
Daher werden wir diesen Servicetell des Ka­
lenders auch stark verAndern. Nicht mehr 
nur die Kontaktadressen einzelner Gruppen 
sollen vertreten sein, sondern auch die or­
ganisatorischen Strukturen, soweit sie ver­
OffentllchungsfAhlg sind, sollen dafor offen­
gelegt werden. Das wird zwar etlichen nicht 
schmecken, die sich schon daran gewOhnt 
haben, Immer Im gleichen Kreise die Dis­
kussionen zu fOhren, aber wir denken, daB 
die Anti-AKW-Bewegung ohne den Zustrom 
von neuen Menschen und Gruppen zu 
schwach wird um noch etwas zu bewegen 
in dieser Gesellschaft. Bereits jetzt Ist es ja 
leider so, daS mehr die Parteien, Ihre Tarnor­
ganisationen (BUND, BBU etc.) und sonsti· 
ge Gruppen (Greenpeace, Robin Wood etc.) 
mit Anti-AKW-Inhalten in tler Öffentlichkelt 
sind, als die Anti·AKW·Bewegung. Da mOs­
sen wir als Bewegung wieder echt mehr ma-

chenlll Dazu unseren organisatorischen 
Zusammenhang zu starken, kann der Kalen­
der beitragen, der "Rest" muß dann schon 
von der Bewegung gemacht werden. 
So, um unsere guten Vorsatze in die Praxis 
umsetzen zu können, brauchen wir dafor 
noch etliches an Material von den Anti· 
AKW-Gruppen (hiermit sind natOrlich alle 
Gruppen und Initiativen der Bewegung g&­
melntl): 
1. Artikel zu den Themen Atomtransporte, 
Neue Betrelber·Strateglen (HTR·Modul etc.), 
Atomexporte und IWF, Niedrlgstrahlung, 
Entsorgung, Kriminalisierung, Militärische 
Nutzung, und was euch sonst noch so ein­
fällt. 
2. Um den regionalen und bundesweiten Zu· 
sammenhang in der Bewegung zu stärken, 
brauchen wir die Kontaktadressen der re­
gelmABigen Treffen und sonstigen Konfe­
renzen der Bewegung (also LaKos, Wider­
standstreffen, bundesweite Treffen etc.), 
damit auch neue Gruppen die Möglichkei­
ten haben, sich in die Strukturen der Bewe· 
gung einzubringen. 
3. Aus gleichem Grunde hatten wir gerne al· 
le Adressen der Rundbriefe und Zeitungen 
der Anti·AKW-Bewegung. 
4. Gleiches gilt wiederum for die anderen fe­
sten Strukturen der Bewegung wie Anti· 
AKW-BOros, Kontakttelefone etc. 
5. Medien- und VIdeogruppen u.a. mOgen 
uns doch bitte Filmlisten von Anti·AKW· 
Filmen mit Preisen und Bestelladressen 
schicken. 
6. Als weiteres brauchen wir noch die Orte 
und Termine von regelmABigen Widerstand· 
saktlonen (z.B. von den Sonntagsspazler· 
gingen). 
Alao Leute, achlckt reichlich, damit der Ka­
lender (wledef) ein brauchbarer und nOtzll· 
eher Artikel vür den weltentri Wideraland 
gegen alle Atomanlagen wln:ll 
Daa Materlai muß apiteatena zum 15.8.88 
bel una eingegangen sein! 
Der Kalender wird ab Mitte September fertig 
sein, und an die Gruppen ausgeliefert wer· 
den können. Der Preis wird 8,50 DM botra· 
gen, Wiederverkaufer/Innen erhalten Ihn fllr 
5,70 DM. Großabnehmerlinnen (ab 100) er· 
halten 50% Rabatt. Damit Ist euch hoffent­
lich klar: Wir suchen dringend 
Wled..erverkAufer/lnnen, der Kalender soll 
möglichst nicht nur von der Bewegung her­
gestellt werden, sondern auch von Ihr ver­
trieben werden. Das lABt euch auch die 
Möglichkeit, fOreurepolitische Arbeit durch 
den Verkauf des Kalender etwas zu·verdl&­
nen. Also, Bestellungen werden ab jetzt ent­
gegengenommen. 

Kontaktadresse: Kalendergruppe, i.H. Um­
weltzentrum, Scharnhorststr. 57, 4400 MOn­
ster, Tel.: 0251/521112, donnerstags 13.QO. 
18.30 Uhr 



Foto: Dlrk Wildt. Hier handelt es sich Im übrigen nicht um das Büro des Arbeitskrelses, sondern um das der Preussen-Eiektra in Ulbeck. 

GöHinger Arbeitskreis gegen Atomenergie 
löst Vertrieb und Büro im Sommer auf 

Nach langem Hin· und Her hat der Göttinger 
Arbeitskreis gegen Atomenergie nun end· 
gOitig beschlossen, den Vertrieb von Aufkle· 
bern, BroschUren, BUchern usw. im Sommer 
einzustellen und das Boro in der Rheinhäu· 
ser LandstraBe aufzugeben. Damit geht ei· 
ne fast 12 jährige Ära zu Ende. ln diesem 
Zeitraum war der Göttinger Arbeitskreis im· 
mer wieder eine der wichtigsten Anlauf· und 
Bestelladressen innerhalb der Anti·AKW· 
Bewegung und darober hinaus. Daneben 
wurden immer wieder wichtige politische 
Akzente fOr Diskussionen und Aktionen ge· 
setzt. Nachdem die letzten 'Alten' aus den 
Anfangsjahren des Vertriebes und des Ar· 
beitskreises aufgehört haben bzw. wegge· 
zogen sind, sich die Atom-Redaktion immer 
stärker avf die eigentliche Zeitungsarbeit 
konzentrierte und sich zeigte, daß sich auf 
Dauer keine neue Gruppe fand, die den Ver· 

trieb verantwort lich Obernehmen wollte, war 
klar, daß das Boro in der bisherigen Form 
nicht mehr aufrecht zu erhalten war. Das ist 
sicher sehr schade, auf der anderen Seite 
kann niemand erwarten, daß solche Struk· 
turen, dazu noch rein ehrenamtlich organl· 
siert, ewig halten und alle Krisenzeiten und 
Gruppendiskussionen überstehen. Eher 
sollte man die Ausdauer anerkennen, die 
dazu gehört hat, den Vertrieb und das Baro 
solange aufrechtzuerhalten. 
Der Göttinger Arbeitskreis als Anti·AKW· 
Gruppe und politischer Zusammenhang 
bleibt bestehen. FOr die atom-Redaktion hat 
die Auflösung des Boros kaum Auswirkun· 
gen. Die Postfachadresse (Postfach 1945) 
wird in jedem Fall beibehalten werden. Bitte 
schmeißt uns aus keinem Verteller raus! Ob 
es zu einem späteren Zeitpunkt wieder ein 
kleineres BOro oder Büroanschluß mit Tele-

fon gegen wird, läßt sich zur Zeit noch nicht 
sagen. 
Um eines möchten wir Euch ganz dringend 
bitten: Bezahlt noch ausstehende Rechnun· 
gen möglichst bald, damit wir ohne große 
Schulden aufhören können und bestellt bis 
zum Sommer noch jeder Menge Material, 
eventuell zu Sonderpreisen! ln den n~ch­
sten Monaten werden wir versuchen, noch 
so viel wie möglich zu verschicken. Infos 
und Materiallisten können angefordert wer· 
den. 
Wendet Euch möglichst schriftlich an: 

GöHinger AK gegen Atomenergie 
Postfach 1945 

3400 GöHingen 

Eventuell folgt in der nächsten Nummer 
noch ein ausführlicherer Beltrag vom Ar· 
beltskrels. 
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Studie zu L.ukimiHrkrenkungen 
am AKW Würgaasen 
Ein Kinderarzt aus Kassel hat im Februar ei­
ne Studie ütler .Leukämiemorbidität bei 
Kindern und Jugendlichen in der Umge­
bung des Kernkraftwerkes Würgassen• vor­
gelegt Würgessen Ist das AKW mit der 
höchsten Strahlenbelastung aller bundes­
deutschen AKW's. Der Arzt stellte als Folge 
einen signifikanten Anstieg der Leukämie­
fälle fest. Die meisten F'alle treten im 20 km­
Radius um das AKWWürgassen auf.ln die­
sem Radius ist bei Kindern bis 15Jahren ei­
ne um 60% erhöhte Leukämieerkrankung 
aufgetreten, bei Jugendlichen von 15 - 20 
um über 80%. ' 
Der statistische Durchschnitt im Bundesge­
biet liegt bei 3-4 Fällen auf 100.000 Kindern. 
Demnach hätten innerhalb des 20 km-Ra­
dius' 6,22 Leukämiefälle auftreten können 
(bei Kindern unter 15). Tatsächlich waren es 
aber zehn. 
Die Studie wird über die Stattzeitung Kas­
sel, Elfbuchenweg 18, 3500 Kassel vertrie­
ben. Bestellung gegen Vorauskasse (keine 
Briefmarken!): 3,50 pro Einzelhaft, ab 10 
Exemplaren 3 DM. 

*** 
Materlallen der AGÖF 
Die .Arbeitsgemeinschaft Ökologischer 
Forschungsinsötitute e.v.· (AGÖF) ver­
schickt Materialblätter mit Ihren For­
schungsergebnissen. Dazu gehören bei­
spielsweise Untersuchungen zu: 
- Radioaktive Belastung in der BAD 1983 
- Tscherbobyl - Folgen für Gartenbau, Land-
und Forstwirtschaft 
- Tscherboyl - Folgen bei Schwangeren und 
Neugeborenen 
- Zeitliche Abnahme des Tschernobyl-Cä­
siums in den Nahrungsmitteln 
Bestellungen über: AGÖF Radioaktivität, 
Horner Str. 28, 2800 Bremen. 

*** 
DokumenutJon zum Wlndsc:ale-Unfall 
Die Grünen in Bonn haben eine Dokumen­
tation zum Unfall in der britischen Atoman­
lage Windscala (Oktober 1957) erstellt Dar­
in ist auch der Bericht des Untersuchung­
sausschusses über den Unfall enthalten, 
außerdem eine Reihe interessanter Presse­
Ar:tikel und Presseerklärungen. 
Die Dokumentation Ist erhältlich über Die 
Grünen im Bundestag,Dr.Wolfgang Daniels, 
5300 Sonn-Bundeshaus, Tel. 0228/169367 

__ _, (Kostenlos) 
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Neue soziale Bewegungen 
So heißt ein . Forschungsjournal", das künf­
t ig vierteljährlich erscheinen soll. Im Beirat 
des Projekts sitzen u.a. Ant~ Vollmer, Pater 
von Oert.zen, Andreas Buro und Robert 
Jungk. Das gerade erschienene Heft 2 be­
faßt sich u.a mit .Polizei, Protest und Eska­
lation", der fehlel)den Arbeitslosenbewe­
gung und der vorhandenen Wackersdorf­
Bewegung. 
Bestellung: Forschungsgruppe Neue So­
ziale Bewegung, c/o Thomas leif, Taunusstr. 
ss: 62 Wiesbaden. 
Einzelheft 6 DM, Abo 20 DM. 

*** 
Bundeskongre8 Soziale Verteidigung 
Vom 17. bis 19.Juni findet in der Stadthalle in 
Minden/Westfalen ein BundeskoogreS 
.Wege zur Sozialen Verteidigung" statt Der 
Kongre8 wird getragen von einem breiten 
Spektrum verschiedener Organisationen 
aus der Friedensbewegung, den Grünen 
und einigen SPD-Ortsvereinen. Erwartet 
werden 1.000 Teilnehmer. 
Zu den Referenten/Diskutanten gehören 
Theodor Ebert, Roland Vogt, Petra Kelly, An­
dreas von Bülow, Gert Baslian, Robert 
Jungk und eine Menge Leute, die ich nicht 
kenne. 
Kontakt über KoogreSbüro der Aktionsge­
meinschaft Friedenswoche Minden e.V., Al­
te Kirchstr. 1 a, 495 Mlnden. 

*** 
WAA-Schlagzellen 1887 
Alljährlich erscheinen die WAA-Schlagzei­
len, eine dicke Dokumentation zur Presse­
berichten rund um das WAA·Geschehen 
(500 Seiten}. Bezug Ober die BI Schwandorf 
oder das Anti·WAA-Büro Schwandorf. 
Die gleiche Mühe monatlich macht sich das 
Info-Büro Altenschwand mit seiner .Ober­
pfälzer Rückblende". Stückpreis: 6 DM. 
(Info-Büro Altenschwand 91, 8465 Boden­
wöhr) 

*** 
Staata-Doku zu HerbaUktionen 
Das Bayerische Innenministerium hat eine 
Dokumentation zu den Herbstaktionen er­
stellt. Interessant zu lesen, allerdings sehr 
ungenau. 55 S., 5,50 DM über Info-Büro Al­
tenschwand erhältfleh (s.o.) 

*** 
Doku zu Stai~·SchOsMn 
Wem die atom-Sondernummer zu den 
Schüssen an der Startbahn-West (erschie­
nen Anfang 88} nicht reicht, der/die kann 
jetzt ein umfangreicheres Werk erstehen: 
300 Seiten A4 für 25 DM. Herausgegeben 
vom ID Archiv im Internationalen Institut für 
Sozialgeschichte. Bezug über Info-Büro Al­
tenschwand (s.o.} 

Urangate 
Ein umfangreiche Broec:hOre Ist Jetzt zum 
,.Verachlebe- und a..techung..Undal ln 
der Atomlndustrte• erschienen. ~ be­
leuchtet die HlntMgrOnde dM Skandala, 
die Atom-Connectlona zwilChen BRO und 
Staaten der Dritten Wett, die w.at_,.., 
Ur8n-Schleberelen und die Au8h6hlung 
desAtomwa~ _. 
Dazu Hlntergrundbefk:hte und Intel wMWa 
u.a. mit KJaua TNube, AobertJungk,Joech­
u Flacher Jena Sc:heer, Annln WeiB. 
FOr 7,80 bat: Ökologie- und FrledeMbO­
chert~Kh, Jungstr. 11, eooo FAnkfwt eo 
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.Verstandigen Sie aobt ctie 
PoNzef, wenn Sie Opfer 
oder Zeuge einer Straftat 
werden. Damit herten Sie 
weitere Slraftaten 
zu verhindern. 



NEUELINKE 
RAF 
DEUTSCHER HERBST 
AMNESTIE 

Hrsg. UNKE USTE 

400 Seiten, DIN A4, 25,- DM 

Der VersUch der Unken Liste 
Ffm. mit dervorliegenden Text­
sammlung, den Konstitutions­
und Zerfallsprozeß einer west­
deutschen Linken im Span­
nungsfeld zwischen RAF und 
•Bewegung• zu dokumentie­
ren. Und dies in doppelter Ab­
sicht: als Aneignung linker 
Theorie und für eine neue Am­
nestiekampagne, jenseits von 
Harmonie und Versöhnung. 

Texte aus den Jahren 1967 bis 
1987 u.a.v.: 
Ernst Bloch, Peter Brückner, 
Heinz Brandt, Rudl Dutschke, 
Danlei Cohn-Bendit, Joschta 
Fischer, Ulrike Meinhof, Peter 
Mosler, Herbert Marcuse, 
Moishe Postone, Rote Armee 
Fraktion, Erlch Fried, Hans Jür· 
gen Krahl, Karl Heinz Roth, El­
mar Altvater, Mathlas Beltz, 
Frank Woltf, Wolfgang Kraus­
haar, Klaus Jünschke, Gert 
Schneider, Wolfgang Pohrt .•• 

Die Materialsammlung umfaßt 
Beiträge zu folgenden Kom· 
plexen: • Bewegung und RAF 
vor 1977 • Die Rote Armee auf­
bauen eOrganisation, Theorie 
und Praxis revolutionärer Politik 
• Ein deutscher Herbst • Natio­
nalsozialismus/ Nationalismus 
• Unke, Altemotive und neue 
soziale Bewegung • AMNE­
STIE •. 

Direktbezug über: Unke Uste 
c/o Pupille e.V., JQgelstr. 1, 
~000 Am. 1, gegen Vorüber­
weisung (oderVenechnungs­
scheck) von DM 25,- - 3,­
DM Porto auf Kontro: Unke U. · 
ste c/o Pupille e.V., Commerz­
bank Frankfurt, BLZ500 40000, 
Konto Nr.: 640 728200. 
Und in gutsortierten Buchla­
den. 

Startbahn ·1a West 
Es gibt noch BI-Infos (DIN A 3, vlerseltlg): »Der 2. 11. 1987 

und seine Folgen.« 
Zu beziehen bei: BI gegen die Flughafenerweiterung Fronkfurt/M. 

do Helgo Arnold, Wilhelm-Leus.::hner-Stroße 50 a, 6082 Mörfelden 
Gegen Rückporto oder Spende auf das Konto der BI: Volksbank Mörfelden, 

BLZ 508 636 12, Kontonr. 53 00 69. 

Schreibt an Andreos Eichler, Roiner Hübner- beide JVA 
Fronkfurt-Preungesheim, 

Andreos Semisch, JVA Frankenthol, 
Mark Steinbrü.::k, JVA Gießen 

über den Ermittlungsrkhter om BGH, Herrenstraße 45 a, 7500 Korlsruhe. 

Spendenkonto für Haftbetreuung: Frankfurter Sparkasse von 1822, 
BLZ 500 50 201, Kontonr. 307 028 755, Ralf Stutzke. 

Rechtshllfekonto: Postgirokonto Frankfurt, BLZ 500 100 60, Kontonr. 
160 72 603, Volker Luley, Bunte Hilfe, Frankfurt. 

Langfristig wird viel Geld gebraucht, also spendet I 

S.::hreibt an Frank Hoffmonn: 
Huis von Bevorning, Helperlinie Nr. 2, 9722 AZ Groningen, Niederlande. 
Besu.::he sind möglkh jede Woche eine Stunde (bis zu drei Leuten). Brieflkh 

direkt mit Frank abklären. Dann muß man skh nur no.::h bei der 
Anstaltsleitung om vereinbarten Besu.::hstog melden. 

ln Amsterdom gibt es eine Knostgruppe: 
Arrestontengroep, Pb. 10 184 in Amsterdom, Tel. 003120/25 32 43 

Hallo Andreas E., Ralner, Andreas 5., Mark I 
Von den Sonntagsspaziergängerinnen liebe Grüße und viel Kraft für Eu.::h­

Helgo 

Zur Startbahn-Serie der taz 
Leserbrief an die taz 

Betr.: taz vom 6.4.88, Startbahn 

Wir finden, Ihr hlingt Euch mit "Euren Re­
cherchen" ziemlich weit raus. Eure 
Mittwochs-Serie zur Startbahn sehen wir als 
die nahtlose Fortsetzung Eurer Counter­
Berichterstattung vom November '87. Be­
sonders mies finden wir die Begrandung da­
zu, daß die Szene im Rhein-Main-Gebiet zu 
geschwlicht wlire, um eine Gegenöffentlich­
keit zu schaffen. Daran habt Ihr schließlich 
mitgewirkt. 
Was soll denn Eure Konstruktion der Zufall­
streffer? Was soll denn Eure Darstellung, ir­
gend'ne Pappnase wlire am 2.11. mal eben 
mit ner geraubten Waffe zur Demo gegan­
gen und hlitte in der Luft herumgeballert? 
Wollt Ihr damit Euer Bild vom Autonomen, 
das Ihr ewig breittretet, nlimlich das des 
pathologisch Entgleisten, endgOitig zemen­
tieren? 

Damit wlire dann wohl auch der erste 
Schritt getan, diesen Rechts-Staat selbst 
far die kritischsten Geister erneut ins 
freiheitlich-demokratische Licht zu stellen. 
Übrig bliebe zuguferfetzt Eure Feststellung, 
"Scharfmacher hlitten zwar Oberzogen hart 
und am Rande der gesetzlichen Möglichkei­
ten reagiert, aber die hier mögliche freie 
Presse hlitte es ermöglicht, dem demokrati­
schen Anspruch dieses Landes zur Geltung 
zu verhelfen". 
Übrig blieben aber auch: 2x tote Bullen, 3x 
Iso-Folter, far viele Leute jahrelangen 
Knast, etliche zerbrochene Menschen, 1x 
aufgerollter Widerstand, 1x beruhigtes Ge­
wissen far taz und gran-alternative Bourge­
oisie, 1x zufriedene Gesichter bei den 
Schweinen. einige Autonome aus Köln 

Als Absicherung geht dieser Text an weitere 
Adressen. 
Stellungnahme zur Berichterstattung der 
taz in Sachen Startbahn-West. 
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Wochenzlelung und Mitteilungsblatt 

Wir bieten 
e Aktuelle Informationen aus allen Bereichen der 

Ökologie- und Friedenspolitik 

e Berichte über die Arbeit von Parteigremien und 
Fraktionen der Grünen 

e Unabhängige Analysen der politischen, militäri· 
sehen und wirtschaftlichen Entwicklung aus öko­
logisch-pazifistischer Sicht. 

e Kommentare, die weder von den Werbeabtei· 
Iungen der Großindustrie noch den Propaganda· 
zentralen der Supermächte gesteuert werden. 

Wir suchen 
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